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2 ALLGEMEINE INFORMATIONEN

Guten Tag, sehr geehrte Kundin,
guten Tag, sehr geehrter Kunde,

Sie haben ROLAND als Ihren Rechtsschutz-Partner gewählt. Danke für Ihr Vertrauen. Sie besitzen nun einen wertvollen Schutz, mit 
dem Sie im Ernstfall Ihr Recht verteidigen können.

Die nachfolgende Information gibt Ihnen einen Überblick über Ihre Rechte und Pflichten aus dem Versicherungsvertrag.

Dem jeweiligen Vertrag liegen zugrunde:
• die Allgemeinen Bedingungen für die Rechtsschutz-Versicherung (ARB 2019, Stand 04/2019)
• die zum jeweiligen Versicherungsvertrag vereinbarten Tarifbestimmungen und Besonderen Bedingungen

Unter Bezugnahme auf den Anhang weisen wir ergänzend auf Folgendes hin:

Rücktrittsrecht 
Wir weisen ausdrücklich auf Ihr Rücktrittsrecht gemäß § 5 b und § 5 c Versicherungsvertragsgesetz (VersVG) hin.

Konsumentenschutz 
Ihre Rechte entnehmen Sie bitte dem § 3 des Konsumentenschutzgesetzes.

Anwendbares Recht 
Auf das Vertragsverhältnis wird österreichisches Recht angewendet. Die entsprechenden Gesetzestexte entnehmen Sie bitte dem 
Anhang.

Beschwerdestelle 
Anregungen oder etwaige Beschwerden senden Sie uns bitte per E-Mail an roland.info@roland-rechtsschutz.at
oder per Post an: 
ROLAND Rechtsschutz-Versicherungs-AG, Direktion für Österreich, Mariannengasse 14, A-1090 Wien. 

Folgende Möglichkeiten Beschwerden einzubringen stehen Ihnen überdies offen:
•	Verband der Versicherungsunternehmen Österreichs (VVO), Schwarzenbergplatz 7, A-1030 Wien (www.vvo.at)
•	Finanzmarktaufsichtsbehörde (FMA), Otto-Wagner-Platz 5, A-1090 Wien, (www.fma.gv.at)
•	Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), Bereich Versicherungen, Graurheindorfer Straße 108,  

D-53177 Bonn(www.bafin.de)
•	Zusätzlich für Konsumenten: Bundesministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz (BMASGK),  

Stubenring 1, A-1010 Wien, E-Mail: Versicherungsbeschwerde@sozialministerium.at

Darüber hinaus können Sie sich als Konsument an folgende Schlichtungsstelle wenden:
Schlichtung für Verbrauchergeschäfte, Mariahilfer Straße 103/1/18, A-1060 Wien (www.verbraucherschlichtung.at)

Nähere Informationen zu Beschwerden finden Sie auch auf unserer Homepage unter
https://www.roland-rechtsschutz.at/service___ratgeber/fuer_roland_kunden_2/lob_kritik/lob-kritik.html

Zuständige Aufsichtsbehörde
Der Versicherer und der diesem Vertrag zu Grunde liegende Tarif unterliegt der Kontrolle und Aufsicht der:
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)
Bereich Versicherungen
Graurheindorfer Straße 108
D-53117 Bonn

ROLAND
Rechtsschutz-Versicherungs-AG
Direktion für Österreich
Mariannengasse 14
A-1090 Wien

Sitz der Gesellschaft:
Deutz-Kalker Str. 46
D-50679 Köln
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Einführung

Bitte beachten Sie, dass nur die Gemeinsamen, die Besonderen sowie die Ergänzenden Bestimmungen zusammen den 
Umfang und die Voraussetzungen des Versicherungsschutzes beschreiben. Die Gemeinsamen Bestimmungen gelten in jedem 
Fall, die Besonderen und Ergänzenden Bestimmungen nur insoweit, als sie im jeweiligen Versicherungsvertrag vereinbart 
sind. Die in den Besonderen Bestimmungen beschriebenen Rechtsschutz-Bausteine (Risiken) werden in Form von Rechts-
schutz-Kombinationen angeboten.

Umfang und Preis dieser Kombinationen sind im Tarif geregelt und werden im jeweiligen Versicherungsvertrag vereinbart.  
Jene Gesetzesstellen, auf die im Rahmen der Bedingungen Bezug genommen wird, finden Sie im Anhang.
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ARTIKEL 1
Was ist Gegenstand der Versicherung?

Der Versicherer sorgt für die Wahrnehmung der rechtlichen 
Interessen des Versicherungsnehmers und trägt die dem Versi-
cherungsnehmer dabei entstehenden Kosten.

Dieser Versicherungsschutz wird nach den Gemeinsamen, 
Besonderen und Ergänzenden Bestimmungen geboten und 
bezieht sich auf die jeweils vereinbarten Risiken.

ARTIKEL 2
Was gilt als Versicherungsfall und wann gilt er als einge-
treten?

1.	Für die Geltendmachung eines Personen-, Sach- oder 
Vermögensschadens, der auf einen versicherten Personen- 
oder Sachschaden zurückzuführen ist (Art. 17.2.1.1., Art. 
18.2.1., Art. 19.2.1. und Art. 25.2.3.), gilt als Versicherungs-
fall das dem Anspruch zugrunde liegende Schadenereignis. 
Als Zeitpunkt des Versicherungsfalls gilt der Eintritt dieses 
Schadenereignisses.

Bei Schäden infolge einer Umweltstörung, die auf einen 
vom ordnungsgemäßen, störungsfreien Betriebsgeschehen 
abweichenden einzelnen, plötzlich eingetretenen Vorfall zu-
rückzuführen sind, gilt dieser Vorfall (= Störfall) als Versiche-
rungsfall. Als Zeitpunkt des Versicherungsfalls gilt der Eintritt 
dieses Störfalls.

Eine Umweltstörung ist die Beeinträchtigung der Beschaf-
fenheit von Luft, Erdreich oder Gewässern.

Für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Unfallver
sicherungsverträgen (Versicherungsvertragsstreitigkeiten) 
gilt als Versicherungsfall abweichend von Art. 2.3. der 
Zeitpunkt des Unfallereignisses.

2.	Im Beratungs-Rechtsschutz (Art. 23.3.) und in bestimmten 
Fällen des Rechtsschutzes für Grundstückseigentum und 
Miete (Art. 25.4.) sowie des Rechtsschutzes in Familien
rechtssachen (Art. 27.4.) gelten die dort beschriebenen 
Sonderregelungen.

3.	In den übrigen Fällen – insbesondere auch für die Geltend-
machung eines reinen Vermögensschadens (Art. 17.2.1.1., 
Art. 18.2.1., Art. 19.2.1.) sowie für die Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen wegen reiner Vermögensschäden (Art. 
24.2.1.) – gilt als Versicherungsfall der tatsächliche oder be-
hauptete Verstoß des Versicherungsnehmers, Gegners oder 
eines Dritten gegen Rechtspflichten oder Rechtsvorschriften; 
der Versicherungsfall gilt in dem Zeitpunkt als eingetreten, 
in dem eine der genannten Personen begonnen hat oder 
begonnen haben soll, gegen Rechtspflichten oder Rechts-
vorschriften zu verstoßen.

4.	Bei mehreren Verstößen ist der erste adäquat ursächli-
che Verstoß maßgeblich. Im Führerschein-Rechtsschutz 
(Art. 17.2.3. und Art. 18.2.3.) ist bei mehreren Verstößen 
derjenige maßgeblich, der die Abnahme oder Entziehung 
des Führerscheins unmittelbar auslöst.

ARTIKEL 3
Für welchen Zeitraum gilt die Versicherung  
(zeitlicher Geltungsbereich)?

1.	Die Versicherung erstreckt sich auf Versicherungsfälle, die 
während der Laufzeit des Versicherungsvertrags eintreten.

2.	Wird der Deckungsanspruch vom Versicherungsnehmer 
später als drei Jahre nach Beendigung des Versicherungs
vertrags für das betreffende Risiko geltend gemacht, 
besteht unabhängig davon, wann der Versicherungsnehmer 
Kenntnis vom Eintritt eines Versicherungsfalls erlangt, kein 
Versicherungsschutz.

Für Verbraucher gilt: Wird der Deckungsanspruch vom 
Versicherungsnehmer später als drei Jahre nach Beendi-
gung des Versicherungsvertrags für das betroffene Risiko 
geltend gemacht, besteht kein Versicherungsschutz. Dieser 
Ausschluss gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer den 
Deckungsanspruch nach Kenntnis des Versicherungsfalls 
i. S. d. § 33 VersVG (siehe Beilage) unverzüglich geltend 
gemacht hat.

3.	Darüber hinaus wird der Versicherungsschutz zeitlich be-
grenzt durch die Bestimmungen über Prämienzahlung und 
Beginn des Versicherungsschutzes (Art. 12) und die in den 
Besonderen beziehungsweise Ergänzenden Bestimmungen 
geregelten Wartefristen.

ARTIKEL 4
Wo gilt die Versicherung (örtlicher Geltungsbereich)?

Soweit nicht in den Besonderen Bestimmungen oder in der 
Polizze etwas anderes geregelt oder vereinbart ist, gilt:

Versicherungsschutz besteht, soweit die Wahrnehmung recht-
licher Interessen in Europa (im geografischen Sinn) samt Island, 
den außereuropäischen Mittelmeeranrainerstaaten, auf den 
Kanarischen Inseln, Madeira oder den Azoren – auch auf Flug- 
und Schiffsreisen innerhalb des äußeren Geltungsbereichs 
– erfolgt, der Versicherungsfall in diesem örtlichen Geltungs-
bereich eintritt und ein Gericht oder eine Verwaltungsbehörde 
innerhalb dieses Geltungsbereichs zuständig ist oder wäre, 
würde ein gerichtliches oder behördliches Verfahren eingelei-
tet werden.

ARTIKEL 5
Wer ist versichert und unter welchen Voraussetzungen 
können mitversicherte Personen Deckungsansprüche 
geltend machen?

1.	Versichert sind der Versicherungsnehmer und die in den 
Besonderen beziehungsweise Ergänzenden Bestimmungen 
jeweils genannten mitversicherten Personen.

2.	Ist in den Besonderen beziehungsweise Ergänzenden 
Bestimmungen und/oder in der Polizze die Mitversicherung 
von Angehörigen vorgesehen, so umfasst der Versiche-
rungsschutz zusätzlich zu dem Versicherungsnehmer

	– dessen in häuslicher Gemeinschaft mit ihm lebenden 
Ehegatten oder verschieden- oder gleichgeschlechtlichen 
Lebensgefährten.

	– dessen beziehungsweise deren minderjährige sowie 
volljährige Kinder (auch Enkel-, Adoptiv-, Pflege- und Stief-
kinder; Enkelkinder jedoch nur, wenn sie in häuslicher Ge-
meinschaft mit dem Versicherungsnehmer leben), wenn 
diese das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, sich 
in Ausbildung beziehungsweise in einem Lehrverhältnis 
befinden, ledig und nicht erwerbstätig sind; eine Beschäf-
tigung auf Geringfügigkeitsbasis im Sinne des § 5 Abs. 2 
ASVG, der Bezug von Entgelt im Rahmen einer Lehraus
bildung sowie eine Ferialpraxis beeinträchtigen den 
Versicherungsschutz nicht. Unter diesen Voraussetzungen 
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besteht Versicherungsschutz auch für Kinder während der 
Ableistung des Präsenz- beziehungsweise Zivildienstes, 
wenn dieser innerhalb von sechs Monaten nach Beendi-
gung der Ausbildung beziehungsweise des Lehrverhältnis-
ses angetreten wird oder die Ausbildung beziehungsweise 
das Lehrverhältnis durch die Ableistung des Präsenz- be-
ziehungsweise Zivildienstes unterbrochen wird.

	– volljährige Kinder ohne Altersbegrenzung, wenn sie 
unter der Sachwalterschaft des Versicherungsnehmers 
oder seines in häuslicher Gemeinschaft mit ihm lebenden 
Ehegatten oder Lebensgefährten stehen.

Die für den Versicherungsnehmer getroffenen Bestim-
mungen gelten sinngemäß auch für die mitversicherten 
Personen; das trifft insbesondere auch für die Erfüllung von 
Obliegenheiten zu (Art. 8).

3.	Mitversicherte Personen können Deckungsansprüche ge-
genüber dem Versicherer nur mit Zustimmung des Versiche-
rungsnehmers geltend machen. 

Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, seine Zustimmung 
zu widerrufen, wenn mitversicherte Personen Versicherungs-
schutz für

	– die Einleitung eines Zivilverfahrens nach außergerichtli-
cher Wahrnehmung rechtlicher Interessen oder

	– das Strafverfahren nach einem allenfalls versicherten  
Ermittlungsverfahren oder

	– die Anfechtung einer Entscheidung oder 

	– die Einleitung eines anderen Verfahrens

verlangen.

Der Versicherungsschutz entfällt ab dem Zeitpunkt, zu dem 
die Maßnahmen, für die der Versicherer zum Zeitpunkt des 
Widerrufs Versicherungsschutz bestätigt hat, abgeschlossen 
sind.

4.	Der Anspruch des Versicherungsnehmers auf Versicherungs
schutz geht auf den Nachlass oder die eingeantworteten 
Erben des Versicherungsnehmers über, wenn der Versiche-
rungsfall vor dessen Ableben eingetreten ist.

5.	Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Personen, 
für die der Versicherungsnehmer nach dem Gesetz unter-
haltspflichtig war, wenn sie aufgrund des Ablebens des 
Versicherungsnehmers eigene Schadenersatzansprüche 
geltend machen.

ARTIKEL 5 a
Eigenschadendeckung

Für mitversicherte Unternehmen*) im Ausland kommt nachstehen-
de Regelung zur Anwendung:

1.	Aufgrund besonderer Vereinbarung können Tochterge-
sellschaften² und Niederlassungen sowie Beteiligungsge-
sellschaften² des Versicherungsnehmers und/oder deren 
versicherte Personen im Inland sowie innerhalb des EWR  
in den Versicherungsschutz mit einbezogen werden. 
 
Dies gilt nicht für Tochtergesellschaften² und Niederlassun-
gen sowie Beteiligungsgesellschaften² des Versicherungs-
nehmers und/oder deren versicherte Personen, die ihren 
Sitz außerhalb des EWR haben insbesondere in Ländern, in 
denen dem Versicherer aufgrund gesetzlicher Bestimmung 
die Gewährung von Versicherungsschutz untersagt ist. 
 

Sofern sich Tochtergesellschaften² sowie Niederlassungen 
des Versicherungsnehmers und/oder deren in Art 5 ARB  
genannten Personen in einem Land außerhalb des EWR be-
finden, kann der Versicherungsschutz des Versicherungsneh-
mers aufgrund besonderer Vereinbarung auf den Ausgleich 
des ihm entstandenen Eigenschadens erweitert werden.

2.	Versicherungsschutz gemäß Absatz 1 besteht auch für alle 
während der Vertragslaufzeit neu gegründeten oder neu 
hinzukommenden Tochter²- und/oder Beteiligungsunter-
nehmen ab dem Zeitpunkt der Rechtswirksamkeit des 
Erwerbs bzw. der Neugründung. Der Versicherungsnehmer 
ist verpflichtet, ROLAND diese Unternehmen spätestens drei 
Monate nach der nächsten Hauptfälligkeit anzuzeigen. Un-
terlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Anzeige 
oder kommt innerhalb der Monatsfrist nach Eingang der 
Anzeige bei dem Versicherer eine Vereinbarung über die 
Prämie für die neuen Gesellschaften nicht zustande, entfällt 
dieser Versicherungsschutz rückwirkend.

3.	Im Fall der besonderen Vereinbarung zum Ausgleich des 
Eigenschadens gemäß Absatz 1 ersetzt der Versicherer 
dem Versicherungsnehmer nur solche Kosten, die diesem 
dadurch entstehen, dass er seinen Tochtergesellschaften², 
Niederlassungen und/oder deren in Art 5 ARB genann-
ten Personen außerhalb des EWR von den diesen dort 
entstandenen Kosten zur Wahrnehmung ihrer jeweiligen 
rechtlichen Interessen in einem Rechtsschutzfall freistellt, 
soweit kein gleichwertiger³) lokaler Versicherungsschutz zur 
Verfügung steht. 
 
Erstattungsfähig ist insoweit ausschließlich der Betrag, den 
der Versicherungsnehmer zur Freistellung des nicht mit-
versicherten Unternehmens aufgrund nicht zur Verfügung 
stehenden lokalen gleichwertigen³) Versicherungsschutzes 
für Rechtsverfolgungskosten aufwenden muss. 
 
Die Leistungen des Versicherers an den Versicherungsneh-
mer beschränken sich insoweit auf die Rechtsverfolgungs-
kosten, welche nach den Bedingungen dieses Versiche-
rungsvertrags durch den Versicherer zu erstatten wären, 
wenn die betroffenen Tochtergesellschaften², Niederlassun-
gen und/oder deren in Art 5 ARB genannten Personen be-
dingungsgemäß vom Versicherungsschutz umfasst wären. 
 
Den Eintritt des Rechtsschutzfalles sowie die Tatsache, dass 
gleichwertiger³ lokaler Versicherungsschutz nicht zur Verfü-
gung steht, hat der Versicherungsnehmer für die Geltend-
machung seines Eigenschadens dem Versicherer nachzu-
weisen. Für diesen Fall hat der Versicherungsnehmer die zur 
Bestimmung der Höhe des Eigenschadens, der Freistellung 
zugrundeliegenden, notwendigen Kostennachweise dem 
Versicherer zur Verfügung zu stellen.

4.	Ist der Ersatz des Eigenschadens gemäß Absatz 1 vereinbart, 
gilt als Rechtsschutzfall derjenige Zeitpunkt, zu dem bei 
einer Tochtergesellschaft², Niederlassung und/oder deren 
in Art 5 ARB genannten Personen außerhalb des EWR ein 
Ereignis eintritt, für das – wäre diese Tochtergesellschaft², 
Niederlassung und/oder deren versicherte Personen nach 
diesem Vertrag mitversichert – bedingungsgemäß Versiche-
rungsschutz bestünde.

5.	Als Risikoträger der Eigenschadendeckung fungiert die 
ROLAND Schutzbrief-Versicherung AG 
Deutz-Kalker Straße 46 
50679 Köln 
Handelsregister Köln HRB 9084
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ARTIKEL 5 b
Sanktionsklausel

Versicherungsschutz besteht nur, soweit dem nicht die folgen-
den, auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren Maßnahmen 
entgegenstehen:

–	Wirtschaftssanktionen,

–	Handelssanktionen,

–	Finanzsanktionen oder

–	Embargos der Europäischen Union oder der Republik  
	 Österreich.
 
Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen 
bzw. Embargos, die durch die Vereinigten Staaten von Amerika 
im Hinblick auf den Iran erlassen werden. Dem dürfen aller-
dings nicht europäische oder österreichische Rechtsvorschriften 
entgegenstehen.

ARTIKEL 5 c
Wo sind die Risiken versichert?

Versicherungsschutz besteht für das in Österreich belegene 
Risiko - sofern in der Polizze nichts Abweichendes vereinbart ist.

Demnach müssen folgende Voraussetzungen gegeben sein:

– versicherte Objekte stehen in Österreich

– versicherte Fahrzeuge sind in Österreich zugelassen

– der Hauptwohnsitz besteht in Österreich

– der (Haupt-)Firmensitz besteht in Österreich

– der (Haupt-)Vereinssitz besteht in Österreich

– der landwirtschaftliche Betrieb besteht in Österreich

Die Einschätzung eines Wohn-, Firmen-, Vereins- und landwirt-
schaftlichen Betriebssitzes als Hauptsitz erfolgt nach steuer-
rechtlichen Grundsätzen.

ARTIKEL 6
Welche Leistungen erbringt der Versicherer?

1.	Verlangt der Versicherungsnehmer Versicherungsschutz, 
übernimmt der Versicherer im Falle seiner Leistungspflicht 
die ab dem Zeitpunkt der Geltendmachung des Deckungs
anspruchs entstehenden Kosten gemäß Punkt 8., soweit 
sie für die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen des Versi-
cherungsnehmers notwendig sind.

2.	Vor diesem Zeitpunkt entstandene Kosten sind nur dann 
vom Versicherungsschutz umfasst, wenn der Versicherer sie 
auch bei vorheriger Abstimmung und Prüfung zu tragen 
gehabt hätte.

3.	Notwendig sind die Kosten, wenn die Rechtsverfolgung oder 
Rechtsverteidigung zweckentsprechend und nicht mutwillig 
ist und hinreichende Aussicht auf deren Erfolg besteht.

Die Prüfung der Erfolgsaussichten gemäß Art. 9 unterbleibt 
im Straf-, Führerschein- und Beratungs-Rechtsschutz.

4.	Der Versicherungsschutz erstreckt sich, soweit die Besonde-
ren beziehungsweise Ergänzenden Bestimmungen nichts 
anderes vorsehen,

	– auf die außergerichtliche Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen durch den Versicherer oder durch den von ihm 
beauftragten Rechtsanwalt und

	– auf die Vertretung vor staatlichen Gerichten, Verwaltungs
gerichten und Verwaltungsbehörden in allen Instanzen.

4.1.	Sofern und sobald für mehrere Versicherungsnehmer 
zur Wahrnehmung ihrer rechtlichen Interessen Versi-
cherungsschutz aus einem oder mehreren Versiche-
rungsverträgen besteht und ihre Interessen aufgrund 
der gleichen oder einer gleichartigen Ursache gegen 
denselben Anspruchsgegner gerichtet sind, erstreckt 
sich die Versicherungsleistung

4.1.1.	 vorerst auf die außergerichtliche Wahrnehmung  
durch ein Aufforderungsschreiben;

4.1.2.	bei der gerichtlichen Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen auf

	– den Anschluss als Privatbeteiligter im Strafver-
fahren;

	– die Anmeldung der Forderungen in einem 
Insolvenzverfahren über das Vermögen des 
Anspruchsgegners;

	– soweit die Interessen des Versicherungsnehmers 
nicht unbillig, insbesondere durch drohende Ver-
jährung, beeinträchtigt werden, auf die Führung 
notwendiger Musterprozesse und die Teilnahme 
an der Gemeinschaftsklage.

4.2.	Der Versicherungsschutz umfasst bei Konsumen
tenverträgen die außergerichtliche Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen vor der Verbraucherschlichtungs
stelle, soweit dies in den Besonderen Bestimmungen 
vorgesehen ist (Art. 17.2.4.3. ARB und Art. 24.2.2. ARB).

5.	Für das Verfahren vor dem Verfassungs- und Verwaltungs
gerichtshof besteht Versicherungsschutz nur dann, wenn 
dies in den Besonderen Bestimmungen ausdrücklich vorge-
sehen ist (Art. 17, 18, 21 und 22).

6.	Soweit in den Besonderen Bestimmungen ausdrücklich 
vorgesehen, besteht Versicherungsschutz auch für die Kosten 
außergerichtlicher Konfliktlösung durch Mediation, sofern 
es vor Einleitung eines Verfahrens vor staatlichen Gerichten, 
Verwaltungsgerichten oder Verwaltungsbehörden (Art. 19, 
21, 24, 25, 26 und 27) oder während der Anhängigkeit eines 
Verfahrens vor staatlichen Gerichten (Art. 27) zu einem Medi-
ationsverfahren kommt.

7.	Soweit in den Besonderen Bedingungen ausdrücklich vorge-
sehen, besteht Versicherungsschutz auch für Beratungs- und 
Vertretungshandlungen bei Diversionsmaßnahmen.

8.	Der Versicherer zahlt

8.1.	im Inland die angemessenen Kosten des für den Ver-
sicherungsnehmer tätigen Rechtsanwalts bis zur Höhe 
des Rechtsanwaltstarifgesetzes oder, sofern dort die 
Entlohnung für anwaltliche Leistungen nicht geregelt 
ist, bis zur Höhe der Allgemeinen Honorar-Kriterien für 
Rechtsanwälte; im Falle einer Eigenvertretung des Ver-
sicherungsnehmers durch sich selbst als zugelassener 
Rechtsanwalt lediglich die angefallenen Barauslagen.

In gerichtlichen und verwaltungsbehördlichen Verfah-
ren werden Nebenleistungen des Rechtsanwalts maxi-
mal in Höhe des nach dem jeweiligen Tarif zulässigen 
Einheitssatzes gezahlt.
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Im Falle eines nach erfolgloser außergerichtlicher Wahr-
nehmung der rechtlichen Interessen nachfolgenden 
Gerichtsverfahrens sind die Rechtsanwaltskosten der 
außergerichtlichen Tätigkeit im Einheitssatz zur Klage 
(Klagebeantwortung) enthalten.

Wird anstelle des Rechtsanwalts eine andere zur 
berufsmäßigen Parteienvertretung befugte Person 
tätig, werden deren Kosten nach den für sie geltenden 
Richtlinien, maximal jedoch bis zur Höhe des Rechtsan-
waltstarifgesetzes, übernommen.

Im Ausland werden die angemessenen Kosten einer 
zur berufsmäßigen Parteienvertretung befugten Person 
nach den dort geltenden Richtlinien übernommen.

8.2.	die dem Versicherungsnehmer zur Zahlung auferlegten 
Vorschüsse und Gebühren für die von einem Gericht 
oder einer Verwaltungsbehörde beigezogenen Sachver-
ständigen, Dolmetscher und Zeugen sowie Vorschüsse 
und Gebühren für das gerichtliche oder verwaltungsbe-
hördliche Verfahren.

Nicht ersetzt werden Kosten für Urteilsveröffent
lichungen und strafrechtliche Vollzugsmaßnahmen.

8.3.	im Zivilprozess auch die Kosten der Gegenseite, soweit der 
Versicherungsnehmer zu deren Zahlung verpflichtet ist.

Unter den gleichen Voraussetzungen trägt der Versiche-
rer im Strafverfahren gegen den Versicherungsnehmer 
auch die Kosten des Schriftsatzes der Subsidiaranklage.

8.4.	die Kosten der Hin- und Rückfahrt des Versicherungs
nehmers zu und von einem ausländischen Gericht, 
wenn sein Erscheinen als Beschuldigter oder Partei von 
diesem angeordnet wurde oder zur Vermeidung von 
Rechtsnachteilen erforderlich ist.

Eine Kostenerstattung erfolgt bis zur Höhe der Eisen
bahnkosten zweiter Klasse einschließlich Zuschlägen. 
Steht dieses Transportmittel nicht zur Verfügung, 
ersetzt der Versicherer die Kosten eines vergleichbaren 
öffentlichen Verkehrsmittels (Autobus, Fähre) bis zum 
nächstgelegenen Bahnanschluss. Ist der Ort der Einver-
nahme mehr als 1.500 km vom Wohnsitz des Versiche-
rungsnehmers entfernt, erfolgt eine Kostenerstattung 
für einen Linienflug in der Economy-Class.

8.5.	darlehensweise bis zu der in der Polizze angegebenen 
Höhe jene Beträge, die vom Versicherungsnehmer im 
Ausland aufgewendet werden müssen, um einstweilen 
von Strafverfolgungsmaßnahmen verschont zu bleiben 
(Strafkaution). Dieses Darlehen ist vom Versicherungs-
nehmer innerhalb von sechs Monaten ab Zahlung 
durch den Versicherer unverzinst zurückzuzahlen.

8.6.	Kosten gemäß Punkt 8.1., Punkt 8.2. und Punkt 8.4.

	– exklusive Umsatzsteuer, wenn der Versicherungs
nehmer vorsteuerabzugsberechtigt ist;

	– unbeschadet anderer gesetzlicher Bestimmungen, 
wenn und solange Teilzahlungen durch die Gegensei-
te Kapital und Zinsen nicht übersteigen (ausgenom-
men Inkassofälle gemäß Art. 24.2.3., letzter Absatz).

8.7.	Kosten des Mediators bis maximal 2.000 Euro, in Fällen 
einer Co-Mediation bis maximal 3.000 Euro.

8.8.	Der Versicherer hat die Leistungen nach Punkt 8. zum Zeit
punkt ihrer Fälligkeit zu erbringen. Die Leistung gemäß 
Punkt 8.1. ist fällig, sobald der Rechtsvertreter die Ange-
legenheit endgültig außergerichtlich erledigt hat oder 
das Verfahren rechtskräftig beendet ist und dem Versiche-
rungsnehmer eine Honorarnote schriftlich gelegt wurde.

Der Versicherungsnehmer kann eine Zwischenabrech
nung frühestens dann verlangen, wenn bei Verfahren 
über mehrere Instanzen eine Instanz beendet ist, dem 
Versicherer die diesbezügliche schriftliche Entscheidung 
übermittelt und dem Versicherungsnehmer eine Hono-
rarnote schriftlich gelegt wurde.

Die Leistung gemäß Punkt 8.2. bis 8.5. ist fällig, sobald 
der Versicherungsnehmer zu ihrer Zahlung verpflichtet 
ist oder diese Verpflichtung bereits erfüllt hat.

8.9.	Der Versicherer zahlt im Falle der Anrufung der 
Verbraucherschlichtungsstelle die Einbringung des 
Antrags, Porto- und Telefonkosten sowie die Beistands-
leistung eines Rechtsanwalts bei der Durchführung des 
Schlichtungsverfahrens. Diese Kosten sind mit einem 
Betrag von 1.500 Euro limitiert.

9.	Die Leistungspflicht des Versicherers ist begrenzt wie folgt:

9.1.	Die Höchstgrenze der vom Versicherer in einem Ver-
sicherungsfall für den Versicherungsnehmer und die 
mitversicherten Personen zu erbringenden Leistungen 
bildet die im Zeitpunkt des Versicherungsfalls laut Ver-
trag gültige Versicherungssumme.

9.2.	Bei mehreren Versicherungsfällen, die einen ursächlich 
zusammenhängenden einheitlichen Vorgang darstellen, 
steht die Versicherungssumme nur einmal zur Verfü-
gung. Ihre Höhe bestimmt sich nach dem Zeitpunkt 
des ersten Versicherungsfalls.

9.3.	Genießen mehrere Versicherungsnehmer zur Wahrneh-
mung ihrer rechtlichen Interessen Versicherungsschutz 
aus einem oder mehreren Versicherungsverträgen und 
sind ihre Interessen aufgrund der gleichen oder einer 
gleichartigen Ursache gegen den-/dieselben Gegner 
gerichtet, ist der Versicherer bis zur rechtskräftigen 
Beendigung eines von einem Versicherungsnehmer 
geführten Musterprozesses berechtigt, seine Leistung 
für die übrigen Versicherungsnehmer vorerst auf die 
außergerichtliche Wahrnehmung der rechtlichen Inter-
essen der Versicherungsnehmer zu beschränken.

Dies gilt nicht, wenn oder sobald die übrigen 
Versicherungsnehmer durch diese Maßnahmen nicht 
ausreichend gegen einen Verlust ihrer Ansprüche, ins-
besondere durch drohende Verjährung, geschützt sind.

Sofern der Versicherungsschutz die Vertretung in all-
gemeinen Verwaltungsverfahren beziehungsweise vor 
dem Verfassungs- oder Verwaltungsgerichtshof umfasst, 
können diese Bestimmungen sinngemäß angewendet 
werden.

9.4.	Bei einem Vergleich trägt der Versicherer die Kosten 
nur in dem Umfang, der dem Verhältnis des Obsiegens 
zum Unterliegen entspricht.

9.5.	Nach Vorliegen eines Exekutionstitels (zum Beispiel 
Urteil) trägt der Versicherer Kosten der Rechtsverwirkli-
chung für maximal fünf Exekutionsversuche einschließ-
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lich der Anmeldung der Forderung in einem Insolvenz-
verfahren, insgesamt begrenzt auf 5.000 Euro.

Bei einem Insolvenzverfahren über das Vermögen des 
Gegners vor dem Vorliegen eines rechtskräftigen Titels 
übernimmt der Versicherer neben den Kosten der An-
meldung der Forderung ausschließlich die Kosten des 
durch eine Bestreitung notwendigen Zivilverfahrens. 
Im Rahmen des Exekutionsverfahrens sind die vom 
Versicherer geleisteten Kosten mit geltend zu machen 
und werden aufgrund dessen diese geleisteten Kosten 
zur weiteren Betreibung im Rahmen des Exekutionsver-
fahrens an den VN abgetreten.

9.6.	Treffen bei der Wahrnehmung rechtlicher Interessen 
Ansprüche zusammen, für die teils Versicherungsschutz 
besteht, teils nicht, trägt der Versicherer nur jene 
Kosten, die auch ohne Berücksichtigung der nicht unter 
Versicherungsschutz stehenden Ansprüche von ihm 
zu übernehmen wären. Lässt sich die Leistungspflicht 
danach nicht bestimmen, trägt der Versicherer die 
Kosten anteilig im Verhältnis der Streitwerte (Bemes-
sungsgrundlagen) zueinander.

Werden bei der Wahrnehmung zivilrechtlicher Inter-
essen vom Gegner Forderungen aufrechnungsweise 
geltend gemacht, für deren Abwehr kein Versiche-
rungsschutz besteht, trägt der Versicherer nur die Kos-
ten, die der Versicherungsnehmer nach den Kostener-
satzbestimmungen der Zivilprozessordnung zu tragen 
hätte, wenn nur seine Aktivforderung Gegenstand der 
Interessenwahrnehmung gewesen wäre.

Bei einem Vergleich gilt Punkt 9.4., bezogen auf die 
unter Versicherungsschutz stehenden Ansprüche.

Sind mehrere Delikte Gegenstand eines Strafverfahrens, 
für die teils Versicherungsschutz besteht, teils nicht, 
trägt der Versicherer die Kosten der Verteidigung und 
des Verfahrens anteilig im Verhältnis der Bemessungs
grundlagen für die Honorierung anwaltlicher Leistungen.

9.7.	Erfolgt in demselben Verfahren die Wahrnehmung zivil-
rechtlicher Interessen versicherter und nicht versicherter 
Personen, so trägt der Versicherer die Kosten anteilig.

9.8.	Ist vertraglich ein Selbstbehalt vereinbart, so trägt der 
Versicherer nur die den Selbstbehalt übersteigenden 
Kosten.

ARTIKEL 7
Was ist vom Versicherungsschutz ausgeschlossen?

1.	Kein Versicherungsschutz besteht für die Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen

1.1.	im ursächlichen Zusammenhang mit

	– Kriegsereignissen, feindseligen und terroristischen 
Handlungen, inneren Unruhen, Gewalttätigkeiten 
anlässlich einer öffentlichen Ansammlung oder 
Kundgebung;

	– Ereignissen, die in außergewöhnlichem Umfang 
Personen- oder Sachschäden bewirken (= Katastrophe 
im Sinne der Katastrophenhilfegesetze), sowie mit 
Ereignissen, die auf allmähliche Einwirkung zurückzu-
führen sind;

	– nuklearen Ereignissen; genetischen Schäden, Verände-
rungen oder gentechnisch veränderten Organismen;

	– Auswirkungen elektromagnetischer Felder oder 
Infraschall.

Die drei letztgenannten Ausschlüsse gelten nicht, 
soweit die Auswirkungen oder Veränderungen auf einer 
humanmedizinischen Behandlung beruhen.

1.2.	im Zusammenhang mit

	– hoheitsrechtlichen Anordnungen, die aufgrund 
einer Ausnahmesituation an eine Personenmehrheit 
gerichtet sind;

	– Akten der Hoheitsverwaltung wie insbesondere in 
Enteignungs-, Flurverfassungs-, Raumordnungs-, 
Grundverkehrs- und Grundbuchangelegenheiten;

1.3.	aus dem Bereich des Gesellschafts-, Genossenschafts- 
und Vereinsrechts, des Rechts der Stillen Gesellschaften 
sowie des Rechts der Kirchen und Religionsgemein-
schaften;

1.4.	aus dem Bereich des Steuer-, Zoll- und sonstigen 
Abgabenrechts;

1.5.	aus Anstellungsverträgen gesetzlicher Vertreter juristi-
scher Personen sowie aus dem Bereich des Handelsver-
treterrechts;

1.6.	aus dem Bereich des

	– Immaterialgüterrechts und im Zusammenhang mit 
Verträgen, die Immaterialgüterrechte zum Gegen-
stand haben. Dies beinhaltet ausdrücklich auch 
Sachverhalte und Verträge im Zusammenhang mit 
Patentrechten, Urheberrechten, Markenrechten, 
Musterrechten und die in den §§ 66 ff. UrHG nor-
mierten verwandten Schutzrechte;

	– Kartell- oder sonstigen Wettbewerbsrechts;

1.7.	im Zusammenhang mit der Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen als Eigentümer oder Pächter von Jagdgebie-
ten, Fischereigewässern, Jagd- und Fischereirechten;

1.8.	im Zusammenhang mit

	– der Errichtung oder baubehördlich genehmigungs-
pflichtigen Veränderung von Gebäuden, Gebäude-
teilen, Grundstücken oder Wohnungen, die sich im 
Eigentum oder Besitz des Versicherungsnehmers 
befinden oder von ihm erworben werden;

	– der Planung derartiger Maßnahmen;

	– der Finanzierung des Bauvorhabens einschließlich 
des Grundstückerwerbs.

Dieser Ausschluss gilt nicht für die Geltendmachung 
von Personenschäden sowie in Strafverfahren mit Aus-
nahme von Verwaltungsstrafverfahren;

1.9.	im Zusammenhang mit

	– Spiel- oder Wettverträgen, Termin-, Options- oder 
Spekulationsgeschäften sowie Auseinandersetzungen 
darüber mit Kreditgebern, Vermittlern, Beauftragten 
oder sonstigen Anspruchsgegnern;

	– der Veranlagung von Vermögensgegenständen 
und Geld (auch in betriebliche Vorsorgekassen und 
Pensionskassen) und der damit im Zusammenhang 
stehenden Beratung, Vermittlung und Verwaltung. 
Dieser Ausschluss gilt nicht für Kapitalanlagen in 
Form von Spareinlagen nach § 31 Abs. 1 Bankwesen-
gesetz;
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	– dem Ankauf und Verkauf von digitalen Währungen 
(Kryptowährungen)  
und / oder

	– dem Tausch in und von Kryptowährungen  
und / oder

	– der Generierung und Verwendung von Krypto- 
währungen und / oder

	– Fehlern in der Kryptowährungen zugrundeliegenden 
Registrierung und Datenverarbeitung (wallets, Block-
chain, etc.) und der damit zusammenhängenden 
Beratung, Vermittlung und Verwaltung;

	– fondsgebundenen Lebensversicherungsverträgen;

	– Gewinnzusagen oder anderen vergleichbaren Mittei-
lungen;

	– Timesharing- und Teilnutzungsverträgen; 

	– Vorkaufsrechten, Wiederverkaufsrechten und Vorver
trägen zu Verträgen über unbewegliche Sachen;

	– Unternehmenspachtverträgen;

1.10.	aus Versicherungsverträgen mit der ROLAND Rechts-
schutz-Versicherungs-AG;

1.11.	in ursächlichem Zusammenhang mit Tätigkeiten, für 
die der Versicherungsnehmer beziehungsweise eine 
mitversicherte Person nicht die erforderliche Gewer-
beberechtigung oder sonstige Ausübungsbefugnis 
besitzt.

1.12.	im Zusammenhang mit Drohnen (unbemannten 
Luftfahrzeugen).

2.	Vom Versicherungsschutz sind ferner ausgeschlossen:

2.1.	die Wahrnehmung rechtlicher Interessen mitversicher
ter Personen untereinander und gegen den Versiche-
rungsnehmer; die Wahrnehmung rechtlicher Inter-
essen zwischen Lebensgefährten auch dann, wenn 
die häusliche Gemeinschaft aufgehoben ist, sofern 
die Interessenwahrnehmung im Zusammenhang mit 
der Lebensgemeinschaft steht. Die gegebenenfalls 
vereinbarte ergänzende Bestimmung „Opfer- und Anti-
Stalking-Rechtsschutz“ bleibt davon unberührt;

2.2.	Auseinandersetzungen aus Verträgen, mit denen durch 
Wechselbegebung, Vergleich, Anerkenntnis oder 
ähnliche Vereinbarungen eine neue Rechtsgrundlage 
geschaffen wurde, es sei denn, ohne die neue Rechts-
grundlage wäre Versicherungsschutz gegeben;

2.3.	die Geltendmachung von Forderungen, die an den 
Versicherungsnehmer abgetreten wurden, und die 
Abwehr von Haftungen aus Verbindlichkeiten anderer 
Personen, die der Versicherungsnehmer übernommen 
hat, wenn die Abtretung oder Haftungsübernahme 
erfolgte, nachdem der Versicherungsfall eingetreten ist 
oder nachdem vom Versicherungsnehmer, Gegner oder 
von einem Dritten eine den Versicherungsfall auslösen-
de Rechtshandlung oder Willenserklärung vorgenom-
men wurde;

2.4.	die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Zusam-
menhang mit einem über das Vermögen des Versiche-
rungsnehmers beantragten Insolvenzverfahren;

2.5.	Versicherungsfälle, die der Versicherungsnehmer 
vorsätzlich und rechtswidrig herbeigeführt hat, sowie 
solche, die unmittelbar oder im Zusammenhang mit 

der Begehung oder dem Vorwurf der Begehung eines 
Verbrechens durch den Versicherungsnehmer eintreten.

3.	Neben diesen allgemeinen Ausschlüssen sind in den Be-
sonderen beziehungsweise Ergänzenden Bestimmungen 
spezielle Ausschlussregelungen enthalten.

ARTIKEL 8
Welche Pflichten hat der Versicherungsnehmer zur Siche-
rung seines Deckungsanspruchs zu beachten (Obliegen-
heiten)?

1.	Verlangt der Versicherungsnehmer Versicherungsschutz, ist 
er verpflichtet,

1.1.	den Versicherer unverzüglich, vollständig und wahr-
heitsgemäß über die jeweilige Sachlage aufzuklären 
und ihm alle erforderlichen Unterlagen auf Verlangen 
vorzulegen; vor Ergreifung von Maßnahmen zur Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen ist unbeschadet der 
Bestimmungen des Art. 6.2. die Bestätigung des Versi-
cherungsschutzes durch den Versicherer einzuholen; 

1.2.	dem Versicherer die Beauftragung des Rechtsvertreters  
(Art. 10) zu überlassen, dem Rechtsvertreter Vollmacht  
zu erteilen, ihn vollständig und wahrheitsgemäß über 
die jeweilige Sachlage zu unterrichten und ihm auf 
Verlangen alle erforderlichen Unterlagen zur Verfügung 
zu stellen;

1.3.	Kostenvorschreibungen, die ihm zugehen, vor ihrer 
Begleichung unverzüglich dem Versicherer zur Prüfung 
zu übermitteln;

1.4.	alles zu vermeiden, was die Kosten unnötig erhöht oder 
die Kostenerstattung durch Dritte ganz oder teilweise 
verhindert;

1.5.	bei der Geltendmachung oder Abwehr von zivilrechtli-
chen Ansprüchen außerdem

1.5.1.	dem Versicherer vorerst die Möglichkeit einzu-
räumen, Ansprüche selbst innerhalb angemes-
sener Frist außergerichtlich durchzusetzen oder 
abzuwehren;

1.5.2.	 vor der gerichtlichen Geltendmachung oder 
Abwehr von Ansprüchen und vor der Anfech-
tung einer gerichtlichen Entscheidung die 
Stellungnahme des Versicherers, insbesondere 
zur Aussicht auf Erfolg, einzuholen; der Ab-
schluss von Vergleichen ist mit dem Versicherer 
abzustimmen;

1.5.3.	 vor der gerichtlichen Geltendmachung von 
Ansprüchen die Rechtskraft eines Strafverfah-
rens oder eines anderen Verfahrens, insbeson-
dere eines Musterverfahrens, abzuwarten, das 
tatsächliche oder rechtliche Bedeutung für den 
beabsichtigten Rechtsstreit haben kann;

1.5.4.	 vorerst nur einen Teil der Ansprüche geltend zu 
machen und die Geltendmachung der verblei-
benden Ansprüche bis zur rechtskräftigen Ent- 
scheidung über den Teilanspruch zurückzustellen.

2.	Verletzt der Versicherungsnehmer eine der vorstehend 
genannten Obliegenheiten, ist der Versicherer gemäß §  6 
Versicherungsvertragsgesetz (VersVG) von der Verpflichtung 
zur Leistung frei.
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3.	Neben diesen allgemeinen Obliegenheiten sind in den Art. 
13, 17, 18, 19 und 20 spezielle Obliegenheiten geregelt. 

ARTIKEL 9
Wann und wie hat der Versicherer zum Deckungsanspruch 
des Versicherungsnehmers Stellung zu nehmen?

Was hat bei Meinungsverschiedenheiten zwischen dem 
Versicherer und dem Versicherungsnehmer über die Art 
der Vorgangsweise oder die Erfolgsaussichten zu gesche-
hen (Schiedsgutachterverfahren)?

1.	Der Versicherer hat binnen zwei Wochen nach Geltend
machung des Deckungsanspruchs in geschriebener Form 
durch den Versicherungsnehmer und Erhalt der zur Prüfung 
dieses Anspruchs notwendigen Unterlagen und Informationen 
dem Versicherungsnehmer gegenüber in geschriebener Form 
zu bestätigen oder begründet abzulehnen.

Der Versicherer ist innerhalb der in Abs. 1 genannten Frist 
berechtigt, diese durch einseitige Erklärung um weitere zwei 
Wochen zu verlängern.

2.	Davon unabhängig hat der Versicherer das Recht, jederzeit 
Erhebungen über den mutmaßlichen Erfolg der Rechtsver-
folgung oder Rechtsverteidigung anzustellen. Kommt er 
nach Prüfung des Sachverhalts unter Berücksichtigung der 
Rechts- und Beweislage zum Ergebnis,

2.1.	dass hinreichende Aussicht besteht, in einem Verfah-
ren im angestrebten Umfang zu obsiegen, hat er sich 
zur Übernahme aller Kosten nach Maßgabe des Art. 6 
(Versicherungsleistungen) bereit zu erklären;

2.2.	dass diese Aussicht auf Erfolg nicht hinreichend, das 
heißt, dass ein Unterliegen in einem Verfahren wahr
scheinlicher ist als ein Obsiegen, ist er berechtigt, die 
Übernahme der an die Gegenseite zu zahlenden Kosten 
abzulehnen;

2.3.	dass erfahrungsgemäß keine Aussicht auf Erfolg 
besteht, hat er das Recht, die Kostenübernahme zur 
Gänze abzulehnen.

3.	Für den Fall von Meinungsverschiedenheiten zwischen dem 
Versicherer und dem Versicherungsnehmer über die Erfolgs-
aussichten der Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung 
oder das Vorgehen zur Beilegung des Streitfalls, für den De-
ckung begehrt wird, kann der Versicherungsnehmer seinen 
Anspruch auf Versicherungsschutz durch Beantragung eines 
Schiedsgutachterverfahrens oder ohne Durchführung eines 
Schiedsgutachterverfahrens gemäß § 12 VersVG gerichtlich 
geltend machen.

4.	Die gänzliche oder teilweise Ablehnung der Kostenüber
nahme wegen nicht hinreichender oder fehlender Aussicht 
auf Erfolg oder sonstiger Meinungsverschiedenheiten im 
Sinne des Punkts 3. ist dem Versicherungsnehmer unter 
Bekanntgabe der Gründe und unter Hinweis auf die Mög-
lichkeit eines Schiedsgutachterverfahrens gemäß Punkt 5. in 
geschriebener Form mitzuteilen. Die bis zu diesem Zeit-
punkt aufgelaufenen Kosten sind vom Versicherer zu tragen, 
sofern die sonstigen Voraussetzungen des Versicherungs-
schutzes vorliegen.

Unterlässt der Versicherer den Hinweis gemäß Abs. 1, gilt 
der Versicherungsschutz für die begehrte Maßnahme als 
anerkannt.

5.	Verlangt der Versicherungsnehmer die Durchführung eines 
Schiedsgutachterverfahrens, so muss er innerhalb von vier 
Wochen nach Erhalt der (Teil-)Ablehnung des Versicherers 
unter gleichzeitiger Benennung eines Rechtsanwalts die 
Einleitung des Schiedsgutachterverfahrens in geschriebener 
Form beantragen.

Der Versicherer hat nach Einlangen des Antrags innerhalb 
von 14 Tagen seinerseits einen Rechtsanwalt in geschriebe-
ner Form namhaft zu machen und diesen mit der Einleitung 
des Schiedsgutachterverfahrens zu beauftragen.

Versicherungsnehmer und Versicherer dürfen nur solche 
Rechtsanwälte als Schiedsgutachter benennen, die im 
konkreten Streitfall noch nicht als Rechtsvertreter tätig 
waren. Bei Anwaltsgesellschaften schließt die Vertretungs
tätigkeit eines Anwalts alle anderen von der Nominierung 
als Schiedsgutachter aus.

Kommen die beiden Rechtsanwälte zu einer einheitlichen 
Meinung, so sind Versicherer und Versicherungsnehmer an 
diese Entscheidung gebunden.

Weicht diese Entscheidung jedoch von der wirklichen 
Sachlage erheblich ab, können Versicherungsnehmer oder 
Versicherer gemäß § 64 (2) VersVG diese Entscheidung 
gerichtlich anfechten.

Treffen die beauftragten Rechtsanwälte innerhalb von vier 
Wochen keine oder keine übereinstimmende Entscheidung, 
kann der Versicherungsnehmer seinen Anspruch auf Versi-
cherungsschutz gerichtlich geltend machen.

6.	Die Kosten des Schiedsgutachterverfahrens sind im Verhält-
nis des Obsiegens zum Unterliegen in diesem Verfahren 
vom Versicherer beziehungsweise Versicherungsnehmer 
zu tragen, wobei die Kostentragungspflicht des Versiche-
rungsnehmers mit der Höhe seiner eigenen Anwaltskosten 
begrenzt ist.

Kommt es zu keiner Einigung, trägt jede Seite die Kosten 
ihres Rechtsanwalts. Diese Kosten teilen das Schicksal der 
Kosten eines allfälligen Deckungsprozesses.

7.	Im Falle der Inanspruchnahme eines Schiedsgutachterverfah-
rens wird die Frist des § 12 Abs. 3 VersVG bis zum Abschluss 
dieses Verfahrens, längstens jedoch für den Zeitraum von zwei 
Monaten, gehemmt.

ARTIKEL 10
Wer wählt den Rechtsvertreter oder Mediator aus, durch 
wen und wann wird dieser beauftragt und was hat bei 
Vorliegen einer Interessenkollision zu geschehen?

1.	Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, zu seiner Ver-
tretung vor Gerichten oder Verwaltungsbehörden eine 
zur berufsmäßigen Parteienvertretung befugte Person 
(Rechtsanwalt, Notar etc.) frei zu wählen. Der Versicherer ist 
verpflichtet, den Versicherungsnehmer auf sein Wahlrecht 
hinzuweisen, sobald dieser Versicherungsschutz für die 
Einleitung eines Gerichts- oder verwaltungsbehördlichen 
Verfahrens verlangt.

2.	Darüber hinaus kann der Versicherungsnehmer zur sons-
tigen Wahrnehmung seiner rechtlichen Interessen einen 
Rechtsanwalt frei wählen, wenn beim Versicherer eine Inter-
essenkollision entstanden ist.

Eine Interessenkollision liegt vor, wenn in einer Zivilsache 
ein Gegner auftritt, dem der Versicherer aufgrund eines 
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anderen Versicherungsvertrags für dasselbe Ereignis den 
Versicherungsschutz bestätigt hat.

Tritt eine Interessenkollision ein, hat der Versicherer dem 
Versicherungsnehmer von diesem Sachverhalt unverzüglich 
Mitteilung zu machen und ihn auf sein Wahlrecht hinzuweisen.

3.	Das Wahlrecht nach Punkt 1. und 2. bezieht sich – soweit 
nichts anderes vereinbart ist – nur auf Personen, die ihren 
Kanzleisitz am Ort des Gerichts oder der Verwaltungs
behörde haben, das/die für das durchzuführende Verfahren 
in erster Instanz zuständig ist. Wenn am Ort dieses Gerichts 
oder der Verwaltungsbehörde nicht mindestens vier solcher 
Personen ihren Kanzleisitz haben, erstreckt sich das Wahl-
recht auf eine im Sprengel des zuständigen Landesgerichts 
ansässige vertretungsbefugte Person.

4.	Der Versicherer ist berechtigt, einen Rechtsvertreter auszu-
wählen,

4.1.	wenn die versicherte außergerichtliche Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen nicht durch den Versicherer selbst 
vorgenommen wird;

4.2.	wenn innerhalb von einem Monat vom Versicherungs
nehmer kein Rechtsvertreter namhaft gemacht wird, 
nachdem ihn der Versicherer auf sein Wahlrecht und 
die Folgen des Fristablaufs hingewiesen hat.

5.	Der Versicherer ist verpflichtet, einen Rechtsvertreter auszu-
wählen, wenn der Versicherungsnehmer bei der Geltend-
machung seines Deckungsanspruchs keinen Rechtsvertreter 
namhaft macht und die sofortige Beauftragung eines 
Rechtsvertreters zur Wahrung der rechtlichen Interessen 
erforderlich ist.

6.	Die Beauftragung des Rechtsvertreters erfolgt durch den 
Versicherer im Namen und im Auftrag des Versicherungs
nehmers

6.1.	im Strafverfahren, im Verfahren wegen Entziehung der 
Lenkberechtigung, bei Inanspruchnahme des Bera-
tungs-Rechtsschutzes und bei Vorliegen einer Interes-
senkollision sofort;

6.2.	in allen anderen Fällen nach Scheitern seiner außerge-
richtlichen Bemühungen (Art. 8.1.5.).

7.	In Fällen der Mediation ist der Versicherer berechtigt, den 
Mediator auszuwählen.

8.	Der Rechtsvertreter und der Mediator tragen dem Versiche
rungsnehmer gegenüber unmittelbar die Verantwortung 
für die Durchführung seines Auftrags. Eine diesbezügliche 
Haftung des Versicherers besteht nicht. Der Versicherer haf-
tet aber für ein allfälliges Verschulden bei der Auswahl eines 
Rechtsvertreters.

ARTIKEL 11
Wann können Versicherungsansprüche abgetreten oder 
verpfändet werden und wann gehen Ansprüche auf den 
Versicherer über?

1.	Versicherungsansprüche können erst abgetreten oder ver-
pfändet werden, wenn sie dem Grunde und der Höhe nach 
endgültig festgestellt sind.

2.	Ansprüche des Versicherungsnehmers auf Erstattung von 
Beträgen, die der Versicherer für ihn geleistet hat, gehen 

mit ihrer Entstehung auf den Versicherer über. Bereits an 
den Versicherungsnehmer zurückgezahlte Beträge sind dem 
Versicherer zu erstatten.

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, den Versicherer 
bei der Geltendmachung dieser Ansprüche zu unterstützen 
und ihm auf Verlangen eine Abtretungsurkunde auszustel-
len.

3.	Für die Verjährung von Ansprüchen aus dem Versicherungs-
vertrag und die Geltendmachung von Ansprüchen auf 
Leistung gilt § 12 VersVG.

ARTIKEL 12
Was gilt als Versicherungsperiode, wann ist die Prämie zu  
bezahlen und wann beginnt der Versicherungsschutz?

1.	Als Versicherungsperiode gilt, wenn der Versicherungsvertrag 
nicht für eine kürzere Zeit abgeschlossen ist, der Zeitraum 
eines Jahres, und zwar auch dann, wenn die Jahresprämie 
vertragsgemäß in Teilbeträgen zu entrichten ist.

2.	Die erste oder einmalige Prämie, einschließlich Gebühren 
und Versicherungssteuer, ist vom Versicherungsnehmer 
gegen Aushändigung der Polizze zu zahlen (Einlösung der 
Polizze). Die Folgeprämien, einschließlich Gebühren und 
Versicherungssteuer, sind zum in der Polizze angeführten 
Hauptfälligkeitstermin beziehungsweise zu den vereinbarten 
unterjährigen Fälligkeiten zu entrichten.

Die Folgen des Zahlungsverzugs sind in den §§ 38 ff. VersVG 
geregelt.

3.	Der Versicherungsschutz tritt mit der Einlösung der Poliz-
ze (Punkt 2.) in Kraft, jedoch nicht vor dem vereinbarten 
Versicherungsbeginn. Wird die Polizze erst danach ausgehän-
digt, dann aber die Prämie binnen 14 Tagen oder danach 
ohne schuldhaften Verzug gezahlt, ist Versicherungsschutz ab 
dem vereinbarten Versicherungsbeginn gegeben. Sind in den 
Besonderen beziehungsweise Ergänzenden Bestimmungen 
Wartefristen vorgesehen, dann beginnt der Versicherungs-
schutz erst nach Ablauf dieser Wartefristen.

ARTIKEL 13
Was gilt bei Vergrößerung oder Verminderung des versi-
cherten Risikos?

1.	Die Versicherung erstreckt sich auch auf Erhöhungen und 
Erweiterungen des versicherten Risikos. Der Versicherungs-
nehmer ist jedoch verpflichtet, einen nach Abschluss des 
Versicherungsvertrags eingetretenen für die Übernahme 
der Gefahr erheblichen Umstand dem Versicherer längstens 
innerhalb eines Monats anzuzeigen.

2.	Tritt nach Vertragsabschluss ein für die Übernahme der 
Gefahr erheblicher Umstand ein, der nach dem Tarif eine 
höhere als die vereinbarte Prämie rechtfertigt, kann der 
Versicherer die erhöhte Prämie vom Eintritt dieses Umstands 
an verlangen.

Unrichtige oder unterbliebene Angaben zum Nachteil des 
Versicherers berechtigen diesen, die Leistungen nur insoweit 
zu erbringen, als es dem Verhältnis der vereinbarten Prämie 
zu der Prämie entspricht, die bei richtigen und vollständi-
gen Angaben hätte gezahlt werden müssen. Diese Kürzung 
der Leistungen tritt nicht ein, wenn der Versicherungsneh-
mer beweist, dass die Unrichtigkeit oder das Unterbleiben 
der Angaben nicht auf seinem Verschulden beruht.
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3.	Wird die höhere Gefahr nach den für den Geschäftsbetrieb 
des Versicherers maßgebenden Grundsätzen auch gegen 
eine höhere Prämie nicht übernommen, kann der Versicherer 
innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an, in dem er von 
dem für die höhere Gefahr erheblichen Umstand Kenntnis 
erlangt hat, den Versicherungsvertrag unter Einhaltung einer 
Kündigungsfrist von einem Monat kündigen.

Bei unrichtigen oder unterbliebenen Angaben zum Nachteil 
des Versicherers ist dieser von der Verpflichtung zur Leistung 
frei, außer der Versicherungsnehmer beweist, dass die 
Unrichtigkeit oder das Unterbleiben der Angaben nicht auf 
seinem Verschulden beruht.

4.	Tritt nach Vertragsabschluss ein für die Übernahme der 
Gefahr erheblicher Umstand ein, der nach dem Tarif eine 
geringere als die vereinbarte Prämie rechtfertigt, kann der 
Versicherungsnehmer verlangen, dass die Prämie vom Ein-
tritt dieses Umstands an herabgesetzt wird. Zeigt der Versi-
cherungsnehmer diesen Umstand dem Versicherer später als 
einen Monat nach dem Eintritt des Umstands an, wird die 
Prämie vom Eingang der Anzeige an herabgesetzt.

5.	Wird eine Erhöhung des versicherten Risikos durch Ände-
rung oder Neuschaffung von Rechtsnormen oder durch 
eine Änderung der Judikatur der Höchstgerichte bewirkt, so 
kann der Versicherer innerhalb eines Jahres ab Inkrafttreten 
der Rechtsnormen oder Veröffentlichung der geänderten 
Judikatur mittels eingeschriebenen Briefs

5.1.	dem Versicherungsnehmer eine Änderung des Versiche-
rungsvertrags anbieten oder

5.2.	den Versicherungsvertrag unter Einhaltung einer Frist 
von einem Monat kündigen.

Das Angebot zur Änderung des Versicherungsvertrags gilt 
als angenommen, wenn es nicht innerhalb eines Monats 
nach seinem Empfang schriftlich abgelehnt wird.

Bei Ablehnung des Angebots gilt der Versicherungsver-
trag als vom Versicherer gekündigt. In diesem Fall endet 
der Versicherungsvertrag einen Monat nach Empfang der 
Ablehnung.

Im Angebot zur Vertragsänderung hat der Versicherer auf 
diese Rechtsfolgen ausdrücklich hinzuweisen.

Für die Prämienberechnung ist Art. 15.3.2. sinngemäß 
anzuwenden.

ARTIKEL 14
Wann verändern sich Prämie und Versicherungssumme 
(Wertanpassung)?

Die Bestimmung in Art. 14 findet in den Allgemeinen Rechts-
schutzbedingungen keine Anwendung.

ARTIKEL 15
Unter welchen Voraussetzungen verlängert sich der Versi-
cherungsvertrag oder endet er vorzeitig?

1.	Beträgt die vereinbarte Vertragsdauer mindestens ein Jahr, 
verlängert sich der Vertrag jeweils um ein Jahr, wenn er 
nicht drei Monate vor Ablauf gekündigt wird. Beträgt die 
Vertragsdauer weniger als ein Jahr, endet der Vertrag ohne 
Kündigung.

2.	Weist der Versicherungsnehmer nach, dass ein versichertes 
Risiko vor Ende der Vertragszeit weggefallen ist, wird auf sei-
nen Antrag der Vertrag hinsichtlich dieses Risikos vorzeitig 
beendet.

Fällt eines von mehreren versicherten Risiken weg, so bleibt 
der Vertrag in entsprechend eingeschränktem Umfang 
bestehen.

Dem Versicherer gebührt die Prämie, die er hätte einheben 
können, wenn die Versicherung von vornherein nur bis zu 
diesem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem der Versi-
cherer Kenntnis vom Risikowegfall erlangt. Der Versicherer 
ist berechtigt, die für die längere Vertragsdauer eingeräum-
ten Prämiennachlässe (Laufzeitrabatt) nachzuverrechnen.

3.	Im Zusammenhang mit dem Eintritt eines Versicherungsfalls 
kann der Versicherungsvertrag unter folgenden Vorausset-
zungen gekündigt werden:

3.1.	Der Versicherungsnehmer kann kündigen, wenn der 
Versicherer

	– die Bestätigung des Versicherungsschutzes (Art. 9.1.) 
verzögert hat;

	– die Ablehnung des Versicherungsschutzes (Art. 9.1.) 
verspätet, ohne Begründung oder zu Unrecht ausge-
sprochen hat;

	– die Ablehnung der Kostenübernahme gemäß Art. 
9.4. ohne Angabe von Gründen und/oder ohne 
Hinweis auf die Möglichkeit eines Schiedsgutachter-
verfahrens ausgesprochen hat.

Die Kündigung ist innerhalb eines Monats vorzuneh-
men

	– nach Ablauf der Frist für die Bestätigung und/oder 
Ablehnung des Versicherungsschutzes (Art. 9.1.),

	– nach Zugang der unbegründeten oder ungerecht
fertigten Ablehnung des Versicherungsschutzes 
beziehungsweise nach Zugang der Ablehnung der 
Kostenübernahme ohne Begründung und/oder 
Rechtsbelehrung,

	– nach Rechtskraft des stattgebenden Urteils im Falle 
einer Deckungsklage.

Die Kündigung kann mit sofortiger Wirkung oder zum 
Ende der laufenden Versicherungsperiode erfolgen.

Dem Versicherer gebührt die auf die abgelaufene 
Versicherungszeit entfallende anteilige Prämie. Der Ver-
sicherer verzichtet darauf, die für die längere Vertrags-
dauer eingeräumten Prämiennachlässe (Laufzeitrabatt) 
nachzuverrechnen.

3.2.	Der Versicherer kann zum Schutz der Versichertenge-
meinschaft vor überdurchschnittlicher oder ungerecht-
fertigter Inanspruchnahme der Versicherung kündigen, 
wenn

	– er den Versicherungsschutz bestätigt oder eine Leis-
tung erbracht hat,

	– der Versicherungsnehmer einen Anspruch arglistig 
oder mutwillig erhoben hat,

	– der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall vor-
sätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt hat.
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Als überdurchschnittliche Inanspruchnahme der 
Versicherung gilt bei Verbraucherverträgen der Eintritt 
von drei oder mehr Versicherungsfällen innerhalb von 
längstens drei Versicherungsperioden, wobei die Ge-
samtleistungen des Versicherers 50% der Jahresnetto-
prämien für diesen Zeitraum, mindestens jedoch einen 
Gesamtbetrag von EUR 200,00 übersteigen müssen.

Die Kündigung ist innerhalb eines Monats vorzuneh-
men

	– nach Bestätigung des Versicherungsschutzes,

	– nach Erbringung einer Versicherungsleistung,

	– nach Kenntnis der Arglistigkeit, der Mutwilligkeit, des 
Vorsatzes oder der groben Fahrlässigkeit.

Die Kündigung kann grundsätzlich nur unter Einhal-
tung einer einmonatigen Kündigungsfrist erfolgen. Falls 
der Versicherungsnehmer einen Anspruch arglistig er-
hoben hat, kann der Versicherer mit sofortiger Wirkung 
kündigen.

Dem Versicherer gebührt die auf die abgelaufene 
Versicherungszeit entfallende anteilige Prämie. Der Ver-
sicherer verzichtet darauf, die für die längere Vertrags-
dauer eingeräumten Prämiennachlässe (Laufzeitrabatt) 
nachzuverrechnen.

3.3.	Bei Verbraucherverträgen kann der Versicherungs
nehmer kündigen, wenn der Versicherer den Versiche-
rungsschutz bestätigt, eine Leistung erbracht hat oder 
die Rechtsschutzdeckung abgelehnt hat.

Die Kündigung ist innerhalb eines Monats vorzuneh-
men

	– nach Bestätigung des Versicherungsschutzes;

	– nach Erbringung einer Versicherungsleistung;

	– nach Zugang der Ablehnung der Kostenübernahme.

Die Kündigung kann grundsätzlich nur unter Einhal-
tung einer einmonatigen Kündigungsfrist erfolgen.

Dem Versicherer gebührt die auf die abgelaufene 
Versicherungszeit entfallende anteilige Prämie. Der Ver-
sicherer verzichtet darauf, die für die längere Vertrags-
dauer eingeräumten Prämiennachlässe (Laufzeitrabatt) 
nachzuverrechnen.

4.	Erlangt der Versicherer Kenntnis von der Eröffnung eines 
Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Versicherungs-
nehmers, kann er den Versicherungsvertrag innerhalb 
eines Monats ab Kenntnis mit einer Frist von einem Monat 
kündigen.

5.	Hat der Versicherer mit Rücksicht auf die vereinbarte 
Vertragsdauer eine Ermäßigung der Prämie gewährt, so 
kann er bei einer vorzeitigen Auflösung des Vertrags die 
Nachzahlung des Betrags fordern, um den die Prämie höher 
bemessen worden wäre, während dessen er tatsächlich 
bestanden hat. Wird der Versicherungsvertrag nach Eintritt 
eines Versicherungsfalls durch den Versicherer gemäß Punkt 
3.2. gekündigt, kann eine solche Nachzahlung nicht gefor-
dert werden.

ARTIKEL 16
In welcher Form sind Erklärungen abzugeben?

1.	Für sämtliche Erklärungen, Anzeigen und Informationen des 
Versicherungsnehmers, Versicherten und sonstiger Dritter 
ist für ihre Gültigkeit die geschriebene Form erforderlich 
(schriftlich, ohne Unterschrift). Der geschriebenen Form 
wird durch Zugang eines Textes in Schriftzeichen entspro-
chen, aus dem die Person des Erklärenden zweifelsfrei her-
vorgeht (zum Beispiel Telefax oder E-Mail, nicht aber SMS). 
Die Erklärungen, Anzeigen und Informationen müssen dem 
Empfänger zugehen und von ihm auf Dauer aufbewahrt 
werden können.

Schriftliche Erklärungen, Anzeigen und Informationen 
(Original mit Unterschrift) sind auch gültig. Lediglich münd-
lich abgegebene Erklärungen, Anzeigen und Informationen 
des Versicherungsnehmers, des Versicherten oder sonstiger 
Dritter sind nicht wirksam.

Dem Versicherer sind Änderungen der Anschrift des 
Versicherungsnehmers bekannt zu geben. Solange der 
Versicherungsnehmer die Änderung seiner Anschrift nicht 
bekannt gibt, gelten Zusendungen des Versicherers an die 
zuletzt bekannt gegebene Adresse als dem Versicherungs-
nehmer zugegangen.
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BESONDERE BESTIMMUNGEN FÜR DIE RECHTS-
SCHUTZ-VERSICHERUNG

ARTIKEL 17
Schadenersatz-, Herausgabe-, Straf- und Führerschein-
Rechtsschutz (Fahrzeug-Rechtsschutz) – je nach Vereinba-
rung mit oder ohne Fahrzeug-Vertrags-Rechtsschutz

1.	Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben je nach Vereinbarung

1.1.	der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen 
(Art. 5.2.) für alle nicht betrieblich genutzten Motor
fahrzeuge zu Lande oder (soweit vereinbart) zu Wasser 
sowie Anhänger oder

1.2.	der Versicherungsnehmer und – wenn vereinbart – 
seine Angehörigen (Art. 5.2.) für alle betrieblich und 
privat genutzten Motorfahrzeuge zu Lande sowie An-
hänger oder (soweit vereinbart) für alle nicht betrieb
lich genutzten Motorfahrzeuge zu Wasser oder

1.3.	der Versicherungsnehmer für ein oder mehrere in der 
Polizze bezeichnete Motorfahrzeuge zu Lande, zu 
Wasser oder in der Luft sowie Anhänger,

die in seinem/ihrem Eigentum stehen, von ihm/ihnen ge-
halten werden, auf ihn/sie zugelassen oder von ihm/ihnen 
geleast sind.

Der Versicherungsschutz erstreckt sich in allen drei Varian-
ten auch auf den berechtigten Lenker und die berechtigten 
Insassen dieser Fahrzeuge.

2.	Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1.	Schadenersatz- und Herausgabe-Rechtsschutz

für die Geltendmachung von

2.1.1.	Ansprüchen aufgrund gesetzlicher Haftpflicht
bestimmungen privatrechtlichen Inhalts wegen 
eines erlittenen Personen-, Sach- oder Vermö-
gensschadens, soweit diese aus der bestim-
mungsgemäßen Verwendung des versicherten 
Motorfahrzeugs entstehen;

2.1.2.	dinglichen Herausgabeansprüchen, die versi-
cherte Motorfahrzeuge und versichertes Zube-
hör betreffen;

2.1.3.	 Schadenersatzansprüchen für geschäftlich (eige-
nes oder fremdes) oder privat befördertes Gut. 
Abweichend von Art. 7 Punkt 2.3. auch nach 
Abtretung versichert.

Kein Versicherungsschutz besteht für die Geltendma
chung von Ansprüchen aus schuldrechtlichen Verträgen 
sowie für die Geltendmachung von Ansprüchen wegen 
reiner Vermögensschäden, die aus der Verletzung 
gesetzlicher oder vertraglicher Pflichten entstehen und 
über das Erfüllungsinteresse hinausgehen oder die aus 
der Verletzung vorvertraglicher Pflichten entstehen 
(versicherbar gemäß Punkt 2.4.).

2.2.	Straf-Rechtsschutz

für die Verteidigung in Strafverfahren vor Gerichten 
oder Verwaltungsbehörden wegen eines Verkehrsunfalls 
oder der Übertretung von Verkehrsvorschriften.

Unter Verkehrsvorschriften sind die im Zusammenhang 
mit der Haltung und bestimmungsgemäßen Verwen
dung des Motorfahrzeugs geltenden Rechtsnormen zu 
verstehen.

2.2.1.	 Für die Verteidigung in Strafverfahren vor Ge-
richten besteht Versicherungsschutz bei Anklage 
wegen strafbarer Handlungen und Unterlassun-
gen, abweichend von Art. 7.2.5., unabhängig 
von der Verschuldensform. Wird rechtskräftig 
festgestellt, dass der Versicherungsnehmer 
vorsätzlich gehandelt hat, ist er verpflichtet, dem 
Versicherer die Kosten zu erstatten, die dieser 
für die Verteidigung wegen des Vorwurfs eines 
vorsätzlichen Verhaltens getragen hat.

2.2.2.	 Ermittlungs-Straf-Rechtsschutz 
Für die Verteidigung in Verfahren vor der 
Anklageerhebung (Ermittlungsverfahren) besteht 
Versicherungsschutz ab der ersten Ermittlungs- 
oder Verfolgungshandlung gegen den Versi-
cherungsnehmer. Der Versicherer übernimmt 
in diesen Fällen im Ermittlungsverfahren wegen 
gerichtlich strafbarer Delikte die notwendigen 
Kosten der Verteidigungshandlungen und die 
Verfahrenskosten bis maximal 15.000 Euro.

2.2.3.	Bei staatsanwaltlichen Diversionsmaßnahmen im 
Zusammenhang mit einem Verkehrsunfall be-
steht Versicherungsschutz für die Beratungs- und 
Vertretungshandlungen sowie einen allfälligen 
Pauschalkostenersatz bis 1.500 Euro.

Versicherungsschutz besteht ab dem Zeitpunkt 
der Mitteilung des Staatsanwalts über die Mög
lichkeit einer Diversionsmaßnahme oder ab dem 
Zeitpunkt der Kontaktaufnahme durch einen 
Konfliktregler in Fällen des außergerichtlichen 
Tatausgleichs.

Werden dem Versicherungsnehmer Gebühren 
eines vom Staatsanwalt beigezogenen Sachver
ständigen oder Dolmetschers auferlegt, erhöht 
sich das Kostenlimit auf 3.000 Euro.

2.2.4.	 In Strafverfahren vor Verwaltungsbehörden und 
Verwaltungsgerichten besteht Versicherungs
schutz nur dann, wenn mit Strafverfügung eine 
Freiheitsstrafe (nicht Ersatzfreiheitsstrafe) oder 
eine Geldstrafe von mehr als 195 Euro verhängt 
wird.

Werden in einer Strafverfügung mehrere Geld
strafen verhängt, besteht Versicherungsschutz 
für das gesamte Verfahren, wenn zumindest eine 
Geldstrafe von mehr als 195 Euro festgesetzt 
wird.

Kommt es ohne Erlassung einer Strafverfügung 
zur Einleitung eines ordentlichen Verfahrens, 
besteht Versicherungsschutz zunächst nur für 
eine Kommission und einen Schriftsatz. Für 
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darüber hinausgehende Maßnahmen besteht 
Versicherungsschutz nur, wenn das Verfahren vor 
Erlassung eines Bescheids eingestellt oder wenn 
mit Bescheid eine Strafe gemäß Abs. 1 fest
gesetzt wird.

Unabhängig von der Höhe der Geldstrafe besteht 
Versicherungsschutz bei Delikten, die eine Vor-
merkung im örtlichen Führerscheinregister oder 
den Entzug der Lenkerberechtigung bewirken.

Die Verletzung von Verkehrsvorschriften fällt 
unabhängig von der Verschuldensform und 
unabhängig vom Ausgang des Verfahrens unter 
Versicherungsschutz.

2.3.	Führerschein-Rechtsschutz

für die Vertretung im Verfahren wegen Entziehung der 
behördlichen Berechtigung zum Lenken von Motor-
fahrzeugen zu Lande, zu Wasser oder in der Luft, wenn 
das Verfahren im Zusammenhang mit einem Verkehrs-
unfall oder einer Übertretung von Verkehrsvorschriften 
eingeleitet wurde.

In diesen Fällen umfasst der Versicherungsschutz auch 
die Vertretung im Verfahren zur Wiederausfolgung des 
Führerscheins.

2.4.	Fahrzeug-Vertrags-Rechtsschutz

Wenn vereinbart, umfasst der Versicherungsschutz auch 
die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus schuld
rechtlichen Verträgen (einschließlich Versicherungs
verträgen), die versicherte Fahrzeuge und Anhänger 
einschließlich Ersatzteilen und Zubehör betreffen. Der 
Versicherungsschutz umfasst auch die Geltendmachung 
von Ansprüchen des Versicherungsnehmers (in der 
Variante des Art. 17.1.1. auch seiner Angehörigen) als 
Bezugsberechtigter von Insassenunfall-Versicherungs
verträgen.

Als Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus schuld
rechtlichen Verträgen gilt auch die Geltendmachung 
und Abwehr von Ansprüchen wegen reiner Vermögens
schäden, die aus der Verletzung gesetzlicher oder ver-
traglicher Pflichten entstehen und über das Erfüllungs
interesse hinausgehen oder die aus der Verletzung 
vorvertraglicher Pflichten entstehen.

In Verbindung mit dem Fahrzeug-Rechtsschutz gemäß 
Punkt 1.1. und 1.2. erstreckt sich dieser Versicherungs
schutz auch auf die Wahrnehmung rechtlicher Interessen

2.4.1.	 	aus der Anmietung von Selbstfahrer-Vermietfahr
zeugen,

2.4.2.	 aus Verträgen über die Anschaffung weiterer 
Motorfahrzeuge zu Lande oder zu Wasser sowie 
Anhänger und von Folgefahrzeugen,

2.4.3.	 für Verbraucherschlichtungsangelegenheiten 
(Art. 6 Punkt 4.2. und 8.9. ARB),

wenn diese Fahrzeuge für die gemäß Punkt 1. jeweils 
vereinbarte Nutzung vorgesehen sind.

Versicherungsschutz besteht ferner für die Wahrneh
mung rechtlicher Interessen aus Verträgen über

	– den Ankauf eines in den Versicherungsschutz eintre-
tenden Motorfahrzeugs zu Lande oder zu Wasser, 
sofern der Rechtsschutz-Versicherungsvertrag binnen 
einer Woche nach dem Abschluss der Haftpflicht-
versicherung für dieses Motorfahrzeug abgeschlos-
sen wird, oder eines Folgefahrzeugs, auf das der 
Fahrzeug-Rechtsschutz übergeht (Art. 17 Punkt 5.2.);

	– die Veräußerung des aus dem Versicherungsschutz 
ausscheidenden Motorfahrzeugs zu Lande oder zu 
Wasser, sofern der Versicherungsfall innerhalb von 
sechs Monaten ab Kündigung des Vertrags hinsichtlich 
dieses Risikos eintritt.

Erweiterte Deckung zu 2.1. bis 2.3.

Im Zusammenhang mit der Geltendmachung von Schaden-
ersatzansprüchen oder einem Strafverfahren nach einem Ver-
kehrsunfall sowie im Verfahren wegen Entziehung der Lenkbe-
rechtigung umfasst der Versicherungsschutz auch die Kosten 
für Verfassungs- und Verwaltungsgerichtshofbeschwerden.

3.	Was ist nicht versichert?

Im Fahrzeug-Rechtsschutz besteht – neben den in Art. 7 
genannten Fällen – kein Versicherungsschutz für

	– die Beteiligung an motorsportlichen Wettbewerben 
(auch Wertungsfahrten und Rallyes) und den dazu
gehörenden Trainingsfahrten;

	– Selbstfahrer-Vermietfahrzeuge gemäß Punkt 1.3., wenn 
dies nicht besonders vereinbart ist;

	– die Verteidigung wegen des Vorwurfs der vorsätzlichen 
Verletzung einer Verkehrsvorschrift, wenn diese Verletzung 
zum Zwecke der Erzielung eines kommerziellen Vorteils 
begangen wurde;

	– im Straf-Rechtsschutz gemäß Punkt 2.2.1. bei Anklage 
wegen vorsätzlicher Begehung oder Unterlassung, wenn 
eine gerichtliche Diversionsmaßnahme ergriffen wird;

	– die Interessenwahrnehmung im Führerschein-Rechts
schutz, wenn das Verfahren wegen fehlender geistiger 
oder körperlicher Eignung eingeleitet wurde;

	– die Interessenwahrnehmung zwischen Miteigentümern im 
Schadenersatz- und Herausgabe-Rechtsschutz (Punkt 2.1.);

	– im Schadenersatz-Rechtsschutz für die Geltendmachung 
von Schadenersatzansprüchen wegen eines erlittenen 
immateriellen Schadens, ausgenommen Personenschä-
den und Trauerschäden.

4.	Wann entfällt der Versicherungsschutz?

4.1.	Als Obliegenheiten, deren Verletzung die Leistungsfrei-
heit des Versicherers bewirkt, gelten,

4.1.1.	dass der Lenker die behördliche Befugnis besitzt, 
das Fahrzeug zu lenken;

4.1.2.	dass der Lenker sich im Zeitpunkt des Versiche
rungsfalls nicht in einem durch Alkohol, Sucht
gift oder Medikamentenmissbrauch beeinträch-
tigten Zustand befindet und / oder dass er seiner 
gesetzlichen Verpflichtung entspricht, seine 
Atemluft auf Alkohol untersuchen, sich einem 
Arzt vorführen, sich untersuchen oder sich Blut 
abnehmen zu lassen;

4.1.3.	dass der Lenker nach einem Verkehrsunfall sei-
nen gesetzlichen Verständigungs-, Anhalte- oder 
Hilfeleistungspflichten entspricht.
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Die Verpflichtung zur Leistung bleibt gegenüber 
dem Versicherungsnehmer und den mitversicherten 
Personen bestehen, soweit diese die Verletzung dieser 
Obliegenheiten weder kannten noch kennen mussten.

4.2.	Leistungsfreiheit wegen Verletzung der Obliegenheiten 
nach den Punkten 4.1.2. und 4.1.3. besteht nur dann, 
wenn der angeführte Umstand im Spruch oder in der 
Begründung einer im Zusammenhang mit dem Versi-
cherungsfall ergangenen rechtskräftigen Entscheidung 
eines Gerichts oder einer Verwaltungsbehörde festge-
stellt worden ist. Vom Versicherer erbrachte Leistungen 
sind zurückzuzahlen.

5.	Wann geht der Vertrag auf ein Folgefahrzeug über und 
wann endet der Vertrag vorzeitig?

Ergänzend zu Art. 15 gilt:

5.1.	Sind der Versicherungsnehmer und die mitversicher-
ten Personen gemäß Punkt 1.1. oder Punkt 1.2. seit 
mindestens einem Monat nicht mehr Eigentümer, 
Halter, Zulassungsbesitzer oder Leasingnehmer eines 
Fahrzeugs, kann der Versicherungsnehmer die Aufhe-
bung des Versicherungsvertrags mit sofortiger Wirkung 
verlangen.

Wird ein gemäß Punkt 1.3. versichertes Fahrzeug 
vorübergehend aus dem Verkehr genommen, so wird 
dadurch der Versicherungsvertrag nicht berührt.

Wird ein gemäß Punkt 1.3. versichertes Fahrzeug 
veräußert oder fällt es auf sonstige Weise weg, geht der 
Versicherungsschutz frühestens ab dem Zeitpunkt der 
behördlichen Abmeldung des ursprünglich versicherten 
Fahrzeugs auf ein vorhandenes oder innerhalb von drei 
Monaten anzuschaffendes Fahrzeug der gemäß dem 
Prämientarif gleichen Kategorie über, das an die Stelle 
des bisher versicherten Fahrzeugs tritt (Folgefahrzeug).

Die Veräußerung oder der sonstige Wegfall des Fahr-
zeugs und die Daten des Folgefahrzeugs sind dem 
Versicherer jeweils innerhalb eines Monats anzuzeigen.

Unterlässt der Versicherungsnehmer diese Anzeige, ist 
der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei, 
es sei denn, für das Folgefahrzeug wurde das gleiche 
amtliche Kennzeichen ausgegeben oder es waren im 
Zeitpunkt des Versicherungsfalls beim Versicherungs-
nehmer nicht mehr Fahrzeuge vorhanden, als bei ein 
und demselben Versicherer versichert waren.

Hat oder erwirbt der Versicherungsnehmer kein Folge-
fahrzeug oder wünscht er keinen Versicherungsschutz 
für das Folgefahrzeug, ist er berechtigt, den Vertrag 
hinsichtlich dieses Risikos mit sofortiger Wirkung zu 
kündigen. Die Kündigung ist innerhalb von drei Mo-
naten ab dem Zeitpunkt der behördlichen Abmeldung 
des versicherten Fahrzeugs vorzunehmen.

ARTIKEL 18
Schadenersatz-, Straf- und Führerschein-Rechtsschutz für 
Fahrzeuglenker (Lenker-Rechtsschutz)

1.	Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben je nach Vereinbarung

1.1.	der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen (Art. 
5.2.) oder

1.2.	der Versicherungsnehmer als berechtigter Lenker von 
Fahrzeugen, die nicht im Eigentum einer versicherten 
Person stehen, nicht auf sie zugelassen sind beziehungs
weise nicht von ihr gehalten oder geleast werden.

Als Fahrzeuge im Sinne dieser Bestimmung gelten 
Motorfahrzeuge zu Lande und – soweit vereinbart – zu 
Wasser oder in der Luft sowie Anhänger.

1.3.	der Versicherungsnehmer – und die bei ihm beschäftig
ten Arbeitnehmer bei Dienstfahrten – als berechtigter 
Lenker von Motorfahrzeugen zu Lande, die nicht im 
Eigentum des Versicherungsnehmers stehen, nicht auf 
ihn zugelassen sind beziehungsweise nicht von ihm 
gehalten oder geleast werden.

2.	Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1.	Schadenersatz-Rechtsschutz 

für die Geltendmachung von eigenen Schadenersatz
ansprüchen aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbe-
stimmungen privatrechtlichen Inhalts wegen eines 
erlittenen Personen-, Sach- oder Vermögensschadens, 
soweit sie nicht das vom Versicherungsnehmer gelenkte 
Fahrzeug betreffen.

2.2.	Straf-Rechtsschutz

für die Verteidigung in Strafverfahren vor Gerichten 
oder Verwaltungsbehörden wegen eines Verkehrsunfalls 
oder der Übertretung von Verkehrsvorschriften.

Unter Verkehrsvorschriften sind die im Zusammenhang 
mit der Haltung und bestimmungsgemäßen Verwen-
dung des Motorfahrzeugs geltenden Rechtsnormen zu 
verstehen. 

2.2.1.	 Für die Verteidigung in Strafverfahren vor Gerich-
ten besteht Versicherungsschutz bei Anklage we-
gen strafbarer Handlungen und Unterlassungen, 
abweichend von Art. 7.2.5., unabhängig von der 
Verschuldensform. Wird rechtskräftig festge-
stellt, dass der Versicherungsnehmer vorsätzlich 
gehandelt hat, ist er verpflichtet, dem Versicherer 
die Kosten zu erstatten, die dieser für die Vertei-
digung wegen des Vorwurfs eines vorsätzlichen 
Verhaltens getragen hat.

2.2.2.	 Ermittlungs-Straf-Rechtsschutz

Für die Verteidigung in Verfahren vor der 
Anklageerhebung (Ermittlungsverfahren) besteht 
Versicherungsschutz ab der ersten Ermitt-
lungs- oder Verfolgungshandlung gegen den 
Versicherungsnehmer. Der Versicherer über-
nimmt in diesen Fällen im Ermittlungsverfahren 
wegen gerichtlich strafbarer Delikte die notwen-
digen Kosten der Verteidigungshandlungen und 
die Verfahrenskosten bis maximal 15.000 Euro.

2.2.3.	Bei staatsanwaltlichen Diversionsmaßnahmen im 
Zusammenhang mit einem Verkehrsunfall be-
steht Versicherungsschutz für die Beratungs- und 
Vertretungshandlungen sowie einen allfälligen 
Pauschalkostenersatz bis 1.500 Euro.

Versicherungsschutz besteht ab dem Zeitpunkt 
der Mitteilung des Staatsanwalts über die Mög
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lichkeit einer Diversionsmaßnahme oder ab dem 
Zeitpunkt der Kontaktaufnahme durch einen 
Konfliktregler in Fällen des außergerichtlichen 
Tatausgleichs.

Werden dem Versicherungsnehmer Gebühren 
eines vom Staatsanwalt beigezogenen Sachver
ständigen oder Dolmetschers auferlegt, erhöht 
sich das Kostenlimit auf 3.000 Euro.

2.2.4.	 In Strafverfahren vor Verwaltungsbehörden und 
Verwaltungsgerichten besteht Versicherungs
schutz nur dann, wenn mit Strafverfügung eine 
Freiheitsstrafe (nicht Ersatzfreiheitsstrafe) oder eine 
Geldstrafe von mehr als 195 Euro verhängt wird.

Werden in einer Strafverfügung mehrere Geld-
strafen verhängt, besteht Versicherungsschutz 
für das gesamte Verfahren, wenn zumindest eine 
Geldstrafe von mehr als 195 Euro festgesetzt 
wird.

Kommt es ohne Erlassung einer Strafverfügung 
zur Einleitung eines ordentlichen Verfahrens, 
besteht Versicherungsschutz zunächst nur für 
eine Kommission und einen Schriftsatz. Für 
darüber hinausgehende Maßnahmen besteht 
Versicherungsschutz nur, wenn das Verfahren 
vor Erlassung eines Bescheids eingestellt oder 
wenn mit Bescheid eine Strafe gemäß Abs. 1 
festgesetzt wird.

Unabhängig von der Höhe der Geldstrafe be-
steht Versicherungsschutz bei Delikten, die eine 
Vormerkung im örtlichen Führerscheinregister 
oder den Entzug der Lenkerberechtigung bewir-
ken.

Die Verletzung von Verkehrsvorschriften fällt 
unabhängig von der Verschuldensform und 
unabhängig vom Ausgang des Verfahrens unter 
Versicherungsschutz.

2.3.	Führerschein-Rechtsschutz

für die Vertretung im Verfahren wegen Entziehung der 
behördlichen Berechtigung zum Lenken von Motor-
fahrzeugen zu Lande, zu Wasser oder in der Luft, wenn 
das Verfahren im Zusammenhang mit einem Verkehrs-
unfall oder einer Übertretung von Verkehrsvorschriften 
eingeleitet wurde.

In diesen Fällen umfasst der Versicherungsschutz auch 
die Vertretung im Verfahren zur Wiederausfolgung des 
Führerscheins.

2.4.	Lenker-Vertrags-Rechtsschutz

Wenn vereinbart umfasst der Versicherungsschutz auch 
die Wahrnehmung rechtlicher Interessen

2.4.1.	 aus Verträgen über die Anmietung von Selbst-
fahrer-Vermietfahrzeugen;

2.4.2.	 aus Reparaturverträgen, die während des 
Gewahrsams des Versicherungsnehmers über 
ein geliehenes oder angemietetes Fahrzeug zur 
Wiederherstellung des fahrbereiten Zustands 
erforderlich werden;

2.4.3.	 für die Geltendmachung von Ansprüchen des 
Versicherungsnehmers (in der Variante des Art. 
17.1.1. auch seiner Angehörigen) als Bezugsbe-
rechtigter von Insassenunfall-Versicherungsver-
trägen für geliehene oder angemietete Fahrzeu-
ge.

2.5.	Erweiterte Deckung zu 2.1. bis 2.3.

Im Zusammenhang mit der Geltendmachung von 
Schadenersatzansprüchen oder einem Strafverfahren 
nach einem Verkehrsunfall sowie im Verfahren wegen 
Entziehung der Lenkberechtigung umfasst der Versiche
rungsschutz auch die Kosten für Verfassungs- und 
Verwaltungsgerichtshofbeschwerden.

3.	Was ist nicht versichert?

Im Lenker-Rechtsschutz besteht – neben den in Art. 7 ge-
nannten Fällen – kein Versicherungsschutz für

	– die Beteiligung an motorsportlichen Wettbewerben 
(auch Wertungsfahrten und Rallyes) und den dazugehö-
renden Trainingsfahrten;

	– die Geltendmachung von Ansprüchen aus schuldrecht
lichen Verträgen (mit Ausnahme von Verträgen gemäß 
Punkt 2.4., soweit vereinbart) sowie die Geltendmachung 
von Ansprüchen wegen reiner Vermögensschäden, die 
aus der Verletzung vertraglicher Pflichten entstehen und 
über das Erfüllungsinteresse hinausgehen oder die aus der 
Verletzung vorvertraglicher Pflichten entstehen;

	– die Verteidigung wegen des Vorwurfs der vorsätzlichen 
Verletzung einer Verkehrsvorschrift, wenn diese Verlet-
zung zum Zwecke der Erzielung eines kommerziellen 
Vorteils begangen wurde;

	– die Interessenwahrnehmung im Führerschein-Rechts-
schutz, wenn das Verfahren wegen fehlender geistiger 
oder körperlicher Eignung eingeleitet wurde;

	– im Schadenersatz-Rechtsschutz für die Geltendmachung 
von Schadenersatzansprüchen wegen eines erlittenen 
immateriellen Schadens, ausgenommen Personenschä-
den und Trauerschäden.

4.	Wann entfällt der Versicherungsschutz?

4.1.	Als Obliegenheit, dessen Verletzung die Leistungsfrei-
heit des Versicherers bewirkt, gilt,

4.1.1.	dass der Lenker die behördliche Befugnis besitzt, 
das Fahrzeug zu lenken;

4.1.2.	dass der Lenker sich im Zeitpunkt des Versiche-
rungsfalls nicht in einem durch Alkohol, Sucht-
gift oder Medikamentenmissbrauch beeinträch-
tigten Zustand befindet und / oder dass er seiner 
gesetzlichen Verpflichtung entspricht, seine 
Atemluft auf Alkohol untersuchen, sich einem 
Arzt vorführen, sich untersuchen oder sich Blut 
abnehmen zu lassen;

4.1.3.	dass der Lenker nach einem Verkehrsunfall sei-
nen gesetzlichen Verständigungs-, Anhalte- oder 
Hilfeleistungspflichten entspricht.

4.2.	Leistungsfreiheit wegen Verletzung der Obliegenheiten 
nach den Punkten 4.1.2. und 4.1.3. besteht nur dann, 
wenn der angeführte Umstand im Spruch oder in der 
Begründung einer im Zusammenhang mit dem Versi-
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cherungsfall ergangenen rechtskräftigen Entscheidung 
eines Gerichts oder einer Verwaltungsbehörde festge-
stellt worden ist. Vom Versicherer erbrachte Leistungen 
sind zurückzuzahlen.

5. Wann endet der Versicherungsvertrag vorzeitig?

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er voraussicht-
lich dauernd daran gehindert ist, ein Fahrzeug zu lenken, 
wird über sein Verlangen in geschriebener Form der Vertrag 
hinsichtlich dieses Risikos aufgelöst.

ARTIKEL 19
Schadenersatz- und Herausgabe-Rechtsschutz

Der Versicherungsschutz erstreckt sich je nach Vereinbarung 
auf den Privat-, Berufs- und/oder Betriebsbereich.

1.	Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben

1.1.	im Privatbereich der Versicherungsnehmer und seine An-
gehörigen (Art. 5.2.) für Versicherungsfälle, die den priva-
ten Lebensbereich, also nicht den Berufs- oder Betriebsbe-
reich oder eine sonstige Erwerbstätigkeit, betreffen;

1.2.	im Berufsbereich der Versicherungsnehmer und seine 
Angehörigen (Art. 5.2.) in ihrer Eigenschaft als un-
selbstständig Erwerbstätige für Versicherungsfälle, die 
mit der Berufsausübung unmittelbar zusammenhängen 
oder auf dem direkten Weg von oder zu der Arbeits
stätte eintreten;

1.3.	im Betriebsbereich der Versicherungsnehmer für den 
versicherten Betrieb und alle Arbeitnehmer im Sinne des 
§ 51 Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz (ASGG) für Versi-
cherungsfälle, die mit dem Betrieb oder der Tätigkeit für 
den Betrieb unmittelbar zusammenhängen oder auf dem 
direkten Weg von oder zu der Arbeitsstätte eintreten.

2.	Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1.	die Geltendmachung von Ansprüchen aufgrund 
gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen 
Inhalts wegen eines erlittenen Schadens;

2.2.	im Privat- und Berufsbereich die Geltendmachung von 
dinglichen Herausgabeansprüchen an beweglichen 
körperlichen Sachen;

2.3.	vor Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens die Kosten 
außergerichtlicher Konfliktlösung durch Mediation 
(Art. 6.8.7.).

3.	Was ist nicht versichert?

3.1.	Zur Vermeidung von Überschneidungen mit anderen 
Rechtsschutz-Bausteinen umfasst der Versicherungs-
schutz nicht

3.1.1.	 Fälle, die beim Versicherungsnehmer und bei den 
mitversicherten Personen in ihrer Eigenschaft als 
Eigentümer, Halter, Zulassungsbesitzer, Leasing
nehmer oder Lenker von Motorfahrzeugen zu 
Lande, zu Wasser oder in der Luft sowie von 
Anhängern einschließlich Ersatzteilen und Zubehör 
eintreten (versicherbar in Art. 17 oder 18);

3.1.2.	die Geltendmachung von Schadenersatz- oder 
Herausgabeansprüchen zwischen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer (versicherbar in Art. 21);

3.1.3.	die Geltendmachung von reinen Vermögens
schäden gegen den Sozialversicherungsträger 
(versicherbar in Art. 22);

3.1.4.	die Geltendmachung von Ansprüchen aus 
schuldrechtlichen Verträgen sowie die Geltend
machung von Ansprüchen wegen reiner 
Vermögensschäden, die aus der Verletzung 
vertraglicher Pflichten entstehen und über das 
Erfüllungsinteresse hinausgehen oder die aus der 
Verletzung vorvertraglicher Pflichten entstehen 
(versicherbar in Art. 24);

3.1.5.	 Fälle, die beim Versicherungsnehmer und bei 
den mitversicherten Personen in ihrer Eigenschaft 
als Eigentümer oder Besitzer von Grundstücken, 
Gebäuden oder Gebäudeteilen entstehen (versi-
cherbar in Art. 25);

3.1.6.	die Geltendmachung von reinen Vermögens
schäden oder Herausgabeansprüchen im 
Zusammenhang mit einer Erb- oder Familien
rechtssache (versicherbar in Art. 26 oder 27).

3.2.	Im Schadenersatz-Rechtsschutz besteht – neben den in 
Art. 7 genannten Fällen – kein Versicherungsschutz für 
die Geltendmachung von

3.2.1.	 immateriellen Schadenersatzansprüchen aus 
der Verletzung von Persönlichkeitsrechten, 
ausgenommen Personenschäden, Schäden aus 
der Verletzung der persönlichen Freiheit, der 
geschlechtlichen Selbstbestimmung und Trauer-
schäden;

3.2.2.	 Schadenersatz- oder Herausgabeansprüchen 
zwischen Miteigentümern oder Pfandrecht
gläubigern.

4.	Wann entfällt der Versicherungsschutz?

Als Obliegenheit, deren Verletzung die Leistungsfreiheit des 
Versicherers bewirkt, gilt, dass der Versicherungsnehmer 
sich im Zeitpunkt des Versicherungsfalls nicht in einem 
durch Alkohol, Suchtgift oder Medikamentenmissbrauch be-
einträchtigten Zustand befindet und dass er seiner gesetz-
lichen Verpflichtung entspricht, seine Atemluft auf Alkohol 
untersuchen, sich einem Arzt vorführen, sich untersuchen 
oder sich Blut abnehmen zu lassen.

Leistungsfreiheit wegen Verletzung der Obliegenheit be-
steht nur dann, wenn der angeführte Umstand im Spruch 
oder in der Begründung einer im Zusammenhang mit dem 
Versicherungsfall ergangenen rechtskräftigen Entscheidung 
eines Gerichts oder einer Verwaltungsbehörde festgestellt 
worden ist. Vom Versicherer erbrachte Leistungen sind 
zurückzuzahlen.

ARTIKEL 20
Straf-Rechtsschutz

Der Versicherungsschutz erstreckt sich je nach Vereinbarung 
auf den Privat-, Berufs- und/oder Betriebsbereich. 
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1.	Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben

1.1.	im Privatbereich der Versicherungsnehmer und seine 
Angehörigen (Art. 5.2.) für Versicherungsfälle, die den 
privaten Lebensbereich, also nicht den Berufs- oder 
Betriebsbereich oder eine sonstige Erwerbstätigkeit, 
betreffen;

1.2.	im Berufsbereich der Versicherungsnehmer und seine 
Angehörigen (Art. 5.2.) in ihrer Eigenschaft als un-
selbstständig Erwerbstätige für Versicherungsfälle, die 
mit der Berufsausübung unmittelbar zusammenhängen 
oder auf dem direkten Weg von oder zu der Arbeits
stätte eintreten;

1.3.	im Betriebsbereich der Versicherungsnehmer für den 
versicherten Betrieb und alle Arbeitnehmer im Sinne 
des § 51 ASGG für Versicherungsfälle, die mit dem 
Betrieb oder der Tätigkeit für den Betrieb unmittelbar 
zusammenhängen oder auf dem direkten Weg von 
oder zu der Arbeitsstätte eintreten.

2.	Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1.	die Verteidigung in Strafverfahren vor Gerichten

2.1.1.	bei Anklage wegen fahrlässiger strafbarer Hand-
lungen und Unterlassungen, unabhängig vom 
Ausgang des Verfahrens;

2.1.2.	bei Handlungen und Unterlassungen, die so-
wohl bei fahrlässiger als auch bei vorsätzlicher 
Begehung strafbar sind, besteht bei Anklage 
wegen vorsätzlicher strafbarer Handlungen 
und Unterlassungen rückwirkend ab Anklage 
Versicherungsschutz, wenn eine endgültige 
Einstellung des Verfahrens, ein rechtskräftiger 
Freispruch oder eine rechtskräftige Verurteilung 
wegen Fahrlässigkeit erfolgt. Wird das Strafver-
fahren endgültig eingestellt, besteht jedoch nur 
dann Versicherungsschutz, wenn die Einstellung 
nicht aufgrund des Rücktritts von der Verfolgung 
(Diversion) erfolgt;

2.1.3.	bei Handlungen und Unterlassungen, die nur bei 
vorsätzlicher Begehung strafbar sind, rückwir-
kend ab Anklage die Verteidigung in Strafver-
fahren vor Gerichten, wenn eine endgültige 
Einstellung des Verfahrens oder ein rechtskräfti-
ger Freispruch erfolgt. Wird das Strafverfahren 
endgültig eingestellt, besteht jedoch nur dann 
Versicherungsschutz, wenn die Einstellung nicht 
aufgrund des Rücktritts von der Verfolgung 
(Diversion) erfolgt. 
 
Im Falle einer rechtskräftigen Verurteilung 
wegen vorsätzlich strafbarer Handlungen und 
Unterlassungen in den Punkten 2.1.2. und 2.1.3. 
sind die Versicherten (Versicherungsnehmer / 
versicherte Personen) verpflichtet, dem Versi-
cherer die hierfür allenfalls bereits erbrachten 
Leistungen zurückzuerstatten.

Unabhängig vom Ausgang des Strafverfahrens 
besteht in den Punkten 2.1.1., 2.1.2. und 2.1.3. – 

neben den in Art. 7 genannten Fällen – jedoch 
kein Versicherungsschutz

	– für gewerbsmäßige Begehung gemäß § 70 
Strafgesetzbuch;

	– für Delikte gegen die Ehre und gegen die 
Sittlichkeit;

	– für Delikte des Versicherungsnehmers gegen 
mitversicherte Personen und umgekehrt sowie 
für Delikte mitversicherter Personen unterein-
ander;

	– für Delikte, die ein nach Punkt 1.3. mitver-
sicherter Arbeitnehmer zum Nachteil des versi-
cherten Unternehmens begangen haben soll.

2.2.	die Beratungs- und Vertretungshandlungen bei 
staatsanwaltlichen Diversionsmaßnahmen sowie einen 
allfälligen Pauschalkostenersatz bis 1.500 Euro unter 
der Voraussetzung, dass dem Versicherungsnehmer 
ausschließlich fahrlässige strafbare Handlungen vorge-
worfen werden.

Versicherungsschutz besteht ab dem Zeitpunkt der 
Mitteilung des Staatsanwalts über die Möglichkeit einer 
Diversionsmaßnahme oder ab dem Zeitpunkt der Kontakt
aufnahme durch einen Konfliktregler in Fällen des außerge-
richtlichen Tatausgleichs.

Werden dem Versicherungsnehmer Gebühren eines 
vom Staatsanwalt beigezogenen Sachverständigen 
oder Dolmetschers auferlegt, erhöht sich das Kostenli-
mit auf 3.000 Euro.

2.3.	die Verteidigung in Strafverfahren vor Verwaltungsbe-
hörden

2.3.1.	wegen fahrlässiger strafbarer Handlungen und 
Unterlassungen, unabhängig vom Ausgang des 
Verfahrens, ab der ersten Verfolgungshandlung;

2.3.2.	wegen vorsätzlich strafbarer Handlungen und 
Unterlassungen rückwirkend ab der ersten 
Verfolgungshandlung, wenn die Handlung oder 
Unterlassung strafbar ist und eine endgültige 
Einstellung des Verfahrens oder eine rechtskräfti-
ge Verurteilung wegen Fahrlässigkeit erfolgt;

2.3.3.	 sofern in diesen Fällen (Art. 20.2.3.1., Art. 
20.2.3.2.) mit Strafverfügung eine Freiheitsstrafe 
(nicht Ersatzfreiheitsstrafe) oder eine Geldstrafe 
von mehr als 195 Euro verhängt wird.

Werden in einer Strafverfügung mehrere Geld-
strafen verhängt, besteht Versicherungsschutz 
für das gesamte Verfahren, wenn zumindest eine 
Geldstrafe von mehr als 195 Euro festgesetzt 
wird.

Kommt es ohne Erlassung einer Strafverfügung 
zur Einleitung eines ordentlichen Verfahrens, 
besteht Versicherungsschutz zunächst nur für 
eine Kommission und einen Schriftsatz. Für 
darüber hinausgehende Maßnahmen besteht 
Versicherungsschutz nur, wenn das Verfahren 
vor Erlassung eines Bescheids eingestellt oder 
wenn mit Bescheid eine Strafe gemäß Abs. 1 
festgesetzt wird.
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2.4.	die Vertretung in Disziplinarverfahren und Standes-
verfahren ab Einleitungsbeschluss. Die Leistungen des 
Versicherers sind mit 2.000 Euro limitiert.

3.	Was ist nicht versichert?

3.1.	Zur Vermeidung von Überschneidungen mit anderen 
Rechtsschutz-Bausteinen umfasst der Versicherungs-
schutz nicht Fälle, die beim Versicherungsnehmer und 
bei den mitversicherten Personen in ihrer Eigenschaft 
als Eigentümer, Halter, Zulassungsbesitzer, Leasing-
nehmer oder Lenker von Motorfahrzeugen zu Lande, 
zu Wasser oder in der Luft sowie von Anhängern 
einschließlich Ersatzteilen und Zubehör eintreten 
(versicherbar in Art. 17 oder 18).

3.2.	Im Straf-Rechtsschutz besteht – neben den in Art. 7 
genannten Fällen – kein Versicherungsschutz bei Ankla-
ge wegen vorsätzlicher Begehung einer Handlung oder 
Unterlassung oder bei Anklage wegen Handlungen und 
Unterlassungen, die sowohl bei vorsätzlicher als auch 
bei fahrlässiger Begehung strafbar sind, wenn eine 
gerichtliche Diversionsmaßnahme ergriffen wird.

4.	Wann entfällt der Versicherungsschutz?

Als Obliegenheit, deren Verletzung die Leistungsfreiheit des 
Versicherers bewirkt, gilt, dass der Versicherungsnehmer 
sich im Zeitpunkt des Versicherungsfalls nicht in einem 
durch Alkohol, Suchtgift oder Medikamentenmissbrauch be-
einträchtigten Zustand befindet und dass er seiner gesetz-
lichen Verpflichtung entspricht, seine Atemluft auf Alkohol 
untersuchen, sich einem Arzt vorführen, sich untersuchen 
oder sich Blut abnehmen zu lassen.

Leistungsfreiheit wegen Verletzung der Obliegenheit be-
steht nur dann, wenn der angeführte Umstand im Spruch 
oder in der Begründung einer im Zusammenhang mit dem 
Versicherungsfall ergangenen rechtskräftigen Entscheidung 
eines Gerichts oder einer Verwaltungsbehörde festgestellt 
worden ist. Vom Versicherer erbrachte Leistungen sind 
zurückzuzahlen.

ARTIKEL 21
Arbeitsgerichts-Rechtsschutz

Der Versicherungsschutz erstreckt sich je nach Vereinbarung 
auf den Berufs- und/oder Betriebsbereich.

1.	Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben

1.1.	im Berufsbereich der Versicherungsnehmer und seine 
Angehörigen (Art. 5.2.) in ihrer Eigenschaft als Arbeit-
nehmer im Sinne des § 51 Abs. 1 ASGG gegenüber 
ihrem Arbeitgeber;

1.2.	im Betriebsbereich der Versicherungsnehmer in seiner 
Eigenschaft als Arbeitgeber im Sinne des § 51 Abs. 1 
ASGG gegenüber seinen Arbeitnehmern.

2.	Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1.	die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in Verfah-
ren vor Arbeitsgerichten zwischen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern im Zusammenhang mit Arbeits- oder 
Lehrverhältnissen oder deren Anbahnung;

2.2.	bei öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnissen die Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen in dienst-, besoldungs- 
und pensionsrechtlichen Verfahren sowie die Wahrneh-
mung rechtlicher Interessen im Zusammenhang mit 
dem Arbeitsverhältnis gegenüber dem Dienstgeber in 
Verfahren vor Gerichten;

2.3.	vor Einleitung eines gerichtlichen oder 
verwaltungsbehördlichen Verfahrens

	– Kosten außergerichtlicher Konfliktlösung durch Medi-
ation gemäß Art. 6.8.7.;

	– Kosten für die außergerichtliche Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen bis 1.500 Euro, sofern die An-
gelegenheit dadurch endgültig beendet ist.

2.4.	Erweiterte Deckung

Der Versicherungsschutz umfasst

	– bei Insolvenz des Arbeitgebers auch die Anmeldung 
von Forderungen und die Geltendmachung bestritte-
ner Forderungen vor dem Konkurs- beziehungsweise 
Ausgleichsgericht sowie den Antrag auf Insolvenz-Aus-
fallgeld durch den versicherten Arbeitnehmer;

	– bei öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnissen auch 
die Kosten für Verwaltungsgerichtshofbeschwerden 
bis maximal 5.000 Euro;

	– bei Arbeitsverhältnissen mit den Europäischen 
Gemeinschaften auch die Kosten der Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen in dienstrechtlichen Verfahren 
vor den Gerichten der Europäischen Gemeinschaft.

3.	Was ist nicht versichert?

3.1.	Zur Vermeidung von Überschneidungen mit anderen 
Rechtsschutz-Bausteinen umfasst der Versicherungs-
schutz nicht

3.1.1.	die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im 
Zusammenhang mit der Geltendmachung von 
Schadenersatz- oder dinglichen Herausgabe
ansprüchen gemäß Art. 17.2.1., Art. 18.2.1. und 
Art. 19 (versicherbar in Art. 17, 18 und 19);

3.1.2.	die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus 
Versicherungsverträgen (versicherbar in Art. 24).

3.2.	Im Arbeitsgerichts-Rechtsschutz besteht – neben den 
in Art. 7 genannten Fällen – kein Versicherungsschutz 
für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus dem 
kollektiven Arbeitsrecht.

4.	Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab 
dem vereinbarten Versicherungsbeginn eintreten, besteht 
kein Versicherungsschutz.

Die Wartezeit gilt nicht für die Geltendmachung von 
Schadenersatzansprüchen aus Unfallereignissen.

5.	Veräußerung

Erstreckt sich der Versicherungsschutz vereinbarungsgemäß 
auf den Betriebsbereich und wird das Unternehmen an ei-
nen Dritten veräußert oder aufgrund eines Fruchtnießungs
rechts, eines Pachtvertrags oder eines ähnlichen Verhält-
nisses von einem Dritten übernommen, so tritt anstelle des 
Versicherungsnehmers der Dritte in die sich während der 
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Dauer seiner Berechtigung aus dem Versicherungsverhältnis 
ergebenden Rechte und Pflichten ein. § 69 Abs. 2 und Abs. 
3 und §§ 70, 71 VersVG sind entsprechend anzuwenden.

ARTIKEL 22
Sozialversicherungs-Rechtsschutz

Der Versicherungsschutz erstreckt sich je nach Vereinbarung 
auf den Privat-, Berufs- und/oder Betriebsbereich.

1.	Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben

1.1.	im Privat- und Berufsbereich der Versicherungsnehmer 
und seine Angehörigen (Art. 5.2.) für Versicherungsfälle, 
die den privaten Lebensbereich betreffen, unmittelbar 
mit der Berufsausübung zusammenhängen oder auf dem 
direkten Weg von oder zu der Arbeitsstätte eintreten;

1.2.	im Betriebsbereich der Versicherungsnehmer für den 
versicherten Betrieb und alle Arbeitnehmer im Sinne 
des § 51 ASGG für Versicherungsfälle, die mit dem 
Betrieb oder der Tätigkeit für den Betrieb unmittelbar 
zusammenhängen oder auf dem direkten Weg von 
oder zu der Arbeitsstätte eintreten.

2.	Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst die Wahrnehmung rechtli-
cher Interessen des Versicherungsnehmers

2.1.	in gerichtlichen Verfahren

	– wegen Streitigkeiten mit Sozialversicherungsträgern 
in sozialversicherungsrechtlichen Leistungssachen;

	– wegen Streitigkeiten über Pflegegeld mit Sozialver
sicherungsträgern sowie Körperschaften, die nicht 
Sozialversicherungsträger sind.

2.2.	in Verwaltungsverfahren vor dem Sozialversicherungs
träger und dem Verwaltungsgericht wegen Feststellung 
der Sozialversicherungspflicht, der Sozialversicherungs
berechtigung, des Beginns oder Endes der Sozialversi-
cherung sowie wegen Streitigkeiten über Beitragszah-
lungen und Zuschläge;

2.3.	in Verfahren wegen Streitigkeiten über das Kinderbe-
treuungsgeld;

2.4.	für die Geltendmachung von reinen Vermögensschä-
den gegen den Sozialversicherungsträger.

2.5.	Der Versicherungsschutz umfasst auch die Kosten für 
Verfassungs- und Verwaltungsgerichtshofbeschwerden 
bis zur Höhe von 5.000 Euro, maximal jedoch bis zur 
Höhe des gesetzlich vorgesehenen Pauschalkostener-
satzes.

3.	Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab 
dem vereinbarten Versicherungsbeginn eintreten, besteht 
kein Versicherungsschutz, ausgenommen

	– im Zusammenhang mit der Geltendmachung von 
Schadenersatzansprüchen gemäß Punkt 2.3.;

	– bei der Geltendmachung von Ansprüchen aus Unfaller-
eignissen, die nach Versicherungsbeginn eintreten.

4.	Veräußerung

Erstreckt sich der Versicherungsschutz vereinbarungsge-
mäß auf den Betriebsbereich und wird das Unternehmen 
an einen Dritten veräußert oder aufgrund eines Frucht
nießungsrechts, eines Pachtvertrags oder eines ähnlichen 
Verhältnisses von einem Dritten übernommen, so tritt 
anstelle des Versicherungsnehmers der Dritte in die sich 
während der Dauer seiner Berechtigung aus dem Versiche-
rungsverhältnis ergebenden Rechte und Pflichten ein. § 69 
Abs. 2 und Abs. 3 und §§ 70, 71 VersVG sind entsprechend 
anzuwenden.

ARTIKEL 23
Beratungs-Rechtsschutz

Der Versicherungsschutz erstreckt sich je nach Vereinbarung 
auf den Privat-, Berufs- und/oder Betriebsbereich.

1.	Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben

1.1.	im Privat- und Berufsbereich der Versicherungsnehmer 
und seine Angehörigen (Art. 5.2.) für Rechtsangelegen-
heiten, die den privaten Lebensbereich betreffen oder 
unmittelbar mit der unselbstständigen Berufsausübung 
zusammenhängen;

1.2.	im Betriebsbereich der Versicherungsnehmer für 
Rechtsangelegenheiten des versicherten Betriebs.

2.	Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst die Kosten für eine 
mündliche Rechtsauskunft durch einen vom Versicherungs
nehmer frei gewählten Rechtsanwalt oder Notar bis zu der im 
Versicherungsvertrag angegebenen Höhe sowie ein erst
maliges Anwaltsschreiben.

Die Rechtsauskunft kann sich auf Fragen aus allen Rechts
gebieten beziehen.

Eine Beratung kann höchstens ein Mal im Quartal, ein erst-
maliges Anwaltsschreiben höchstens ein Mal pro Versiche-
rungsjahr in Anspruch genommen werden.

3.	Was gilt als Versicherungsfall?

Als Versicherungsfall gilt eine bereits eingetretene oder 
bevorstehende Änderung in den rechtlichen Verhältnissen 
des Versicherungsnehmers, die eine Beratung notwendig 
macht.

ARTIKEL 24
Allgemeiner Vertrags-Rechtsschutz 

Der Versicherungsschutz erstreckt sich je nach Vereinbarung 
auf den Privat- und/oder Betriebsbereich.

1.	Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben

1.1.	im Privatbereich der Versicherungsnehmer und seine 
Angehörigen (Art. 5.2.) für Versicherungsfälle, die den 
privaten Lebensbereich, also nicht den Berufs- oder 
Betriebsbereich oder eine sonstige Erwerbstätigkeit, 
betreffen;
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1.2.	im Betriebsbereich der Versicherungsnehmer für den 
versicherten Betrieb.

2.	Was ist versichert?

2.1.	Der Versicherungsschutz umfasst die Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen aus

2.1.1.	Versicherungsverträgen des Versicherungs
nehmers (mit Ausnahme von D&O-Verträgen);

2.1.2.	 schuldrechtlichen Verträgen des Versicherungs-
nehmers über bewegliche Sachen;

2.1.3.	Reiseverträgen des Versicherungsnehmers für 
Reisen bis zu einer Höchstdauer von acht Wo-
chen;

2.1.4.	Reparatur- und sonstigen Werkverträgen des Ver-
sicherungsnehmers über unbewegliche Sachen.

Als Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus 
schuldrechtlichen Verträgen gilt auch die Geltend-
machung und Abwehr von Ansprüchen wegen reiner 
Vermögensschäden, die aus der Verletzung gesetzlicher 
oder vertraglicher Pflichten entstehen und über das 
Erfüllungsinteresse hinausgehen oder die aus der Verlet-
zung vorvertraglicher Pflichten entstehen.

2.2.	Im Privatbereich erstreckt sich der Versicherungsschutz 
auf Reparatur- beziehungsweise sonstige Werkverträ-
ge über unbewegliche Sachen nur auf Gebäude oder 
Wohnungen einschließlich zugehöriger Grundstücke, 
die vom Versicherungsnehmer zu eigenen Wohn
zwecken benützt werden.

Bei Gebäuden, die sowohl eigenen Wohn- als auch 
sonstigen Zwecken dienen, besteht Versicherungs
schutz nur für Fälle, die ausschließlich die eigene 
Wohnung betreffen.

Diese Regelung gilt nicht, sofern sich in dem Gebäude 
nur eine fremdgenutzte (nicht vermietete) Wohneinheit 
befindet.

Bei Gebäuden, die neben eigenen Wohnzwecken nur 
der nicht gewerbsmäßigen Fremdenbeherbergung 
dienen, besteht Versicherungsschutz in vollem Umfang.

Versicherungsschutz besteht ferner für die Kosten 
außergerichtlicher Konfliktlösung durch Mediation 
(Art. 6.8.7.) vor Einleitung eines gerichtlichen Verfah-
rens sowie für Verbraucherschlichtungsangelegenheiten 
(Art. 6 Punkt 4.2. und 8.9. ARB).

2.3.	Im Betriebsbereich besteht Versicherungsschutz für 
die Punkte 2.1.1., 2.1.2., 2.1.3. und 2.1.4. nur unter 
folgenden Voraussetzungen:

2.3.1.	 sofern der Gegner dem Grunde oder der Höhe 
nach Einwendungen gegen die Forderung des 
Versicherungsnehmers erhebt;

2.3.2.	 sofern und solange die tatsächlichen oder be-
haupteten Forderungen des Versicherungsneh-
mers oder Gegners (Streitwert) aufgrund des-
selben Versicherungsfalls im Sinne des Art. 2.3. 
die vertraglich vereinbarte Anspruchsobergrenze 
unabhängig von Umfang, Form und Zeitpunkt 
der Geltendmachung nicht übersteigen.

Dabei werden aufrechnungsweise geltend gemachte Forde-
rungen nicht berücksichtigt.

Sinken die Gesamtansprüche vor gerichtlicher Geltend
machung beziehungsweise bei gerichtlicher Geltend
machung bis zum Beginn der Verhandlung in der Sache 
beziehungsweise der Beweisaufnahme durch Zahlung, 
Vergleich oder Anerkenntnis unter die vereinbarte An-
spruchsobergrenze, besteht ab diesem Zeitpunkt Versiche-
rungsschutz.

Steigen die Gesamtansprüche nach Bestätigung des Versi-
cherungsschutzes über die vereinbarte Anspruchsobergren-
ze, entfällt ab diesem Zeitpunkt der Versicherungsschutz.

Sofern gesondert vereinbart, umfasst der Versicherungs
schutz im Betriebsbereich abweichend von Punkt 2.3.1. 
auch die Betreibung unbestrittener Forderungen (Inkassofäl-
le), nachdem der Gegner durch den Versicherungsnehmer 
schriftlich aufgefordert worden ist, den rechtmäßigen 
Zustand herzustellen. Teilzahlungen des Gegners sind ab-
weichend von Art. 6.8.6. zuerst auf Kosten anzurechnen.

3.	Was ist nicht versichert?

Zur Vermeidung von Überschneidungen mit anderen 
Rechtsschutz-Bausteinen umfasst der Versicherungsschutz 
nicht die Wahrnehmung rechtlicher Interessen

3.1.	aus Verträgen betreffend Motorfahrzeuge zu Lande, zu 
Wasser oder in der Luft sowie Anhänger einschließlich 
Ersatzteilen und Zubehör (versicherbar in Art. 17);

3.2.	im Zusammenhang mit einem Arbeits- oder Lehrver-
hältnis (versicherbar in Art. 21);

3.3.	aus Verträgen mit Sozialversicherungsträgern  
(versicherbar in Art. 22);

3.4.	aus Verwaltungsverträgen über Liegenschaften  
(versicherbar in Art. 25);

3.5.	im Zusammenhang mit einer Erb- oder Familienrechts-
sache (versicherbar in Art. 26 oder 27).

Zur Vermeidung von Überschneidungen mit anderen 
Versicherungszweigen umfasst der Versicherungsschutz 
nicht die Abwehr von Ansprüchen aus der Verletzung ver-
traglicher oder vorvertraglicher Pflichten, wenn dieses Risiko 
im Rahmen eines bestehenden Haftpflichtversicherungs
vertrags versichert ist.

4.	Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab 
dem vereinbarten Versicherungsbeginn eintreten, besteht 
kein Versicherungsschutz.

5.	Veräußerung

Erstreckt sich der Versicherungsschutz vereinbarungsge-
mäß auf den Betriebsbereich und wird das Unternehmen 
an einen Dritten veräußert oder aufgrund eines Frucht
nießungsrechts, eines Pachtvertrags oder eines ähnlichen 
Verhältnisses von einem Dritten übernommen, so tritt 
anstelle des Versicherungsnehmers der Dritte in die sich 
während der Dauer seiner Berechtigung aus dem Versiche-
rungsverhältnis ergebenden Rechte und Pflichten ein. § 69 
Abs. 2 und Abs. 3 und §§ 70, 71 VersVG sind entsprechend 
anzuwenden.
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ARTIKEL 25
Rechtsschutz für Grundstückseigentum und Miete

1.	Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben der Versicherungsnehmer bzw.  
– sofern vereinbart – die mitversicherten Personen iSd Art 
5.2. ARB in ihrer jeweils versicherten Eigenschaft als Eigen-
tümer, Vermieter, Verpächter, Mieter, Pächter oder dinglich 
Nutzungsberechtigter des in der Polizze bezeichneten 
Grundstücks, Gebäudes oder Gebäudeteiles (Wohnung).

2.	Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1.	die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in Verfahren 
vor Gerichten

2.1.1.	 aus Miet- und Pachtverträgen über das versi-
cherte Objekt;

2.1.2.	 aus Verwaltungsverträgen über das versicherte 
Objekt;

2.1.3.	 aus dinglichen Rechten am versicherten Objekt;

2.1.4.	 für die Einbringung von Besitzstörungsklagen 
gegen Dritte.

Als Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Miet- und 
Pachtverträgen oder aus Verwaltungsverträgen gilt auch 
die Geltendmachung und Abwehr von Ansprüchen wegen 
reiner Vermögensschäden, die aus der Verletzung vertrag-
licher Pflichten entstehen und über das Erfüllungsinteresse 
hinausgehen oder die aus der Verletzung vorvertraglicher 
Pflichten entstehen.

2.2.	vor Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens gemäß 
Punkt 2.1.

	– in Außerstreitsachen nach dem Mietrechtsgesetz die 
Wahrnehmung rechtlicher Interessen in Verfahren vor 
den Schlichtungsstellen der Gemeinden;

	– Kosten außergerichtlicher Konfliktlösung durch Medi-
ation (Art. 6.8.7.);

	– Kosten für die außergerichtliche Wahrnehmung recht-
licher Interessen bis 1.500 Euro, sofern die Angele-
genheit dadurch endgültig beendet ist und Mediation 
nicht in Anspruch genommen worden ist.

2.3.	die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen, 
die aus der Beschädigung des versicherten Objekts 
entstehen.

2.4.	abweichend von Art. 7 Punkt 1.1. die gerichtliche 
Geltendmachung von nachbarrechtlichen Ansprüchen 
aufgrund allmählicher Einwirkungen, die von unmittel-
bar benachbarten Grundstücken ausgehen.

2.5.	Versicherungsfälle für den Versicherungsnehmer in 
seiner Eigenschaft als Wohnungseigentümer, in denen 
die Eigentümergemeinschaft gegen Dritte vorgeht 
oder von Dritten in Anspruch genommen wird, anteilig 
entsprechend der Anzahl der Eigentümer, zu der das 
versicherte Wohnungsobjekt gehört.

2.6.	den Wechsel des versicherten Objektes.

Wechselt der Versicherungsnehmer während der Laufzeit 
des Versicherungsvertrags das in der Polizze bezeichnete 
selbst genutzte Objekt, geht der Versicherungsschutz auf 
das Ersatzobjekt ohne Wartefrist über. Der Versicherungs-
nehmer ist verpflichtet, den Wechsel dem Versicherer 
längstens innerhalb eines Monats anzuzeigen. Recht-
fertigt der Wechsel nach dem Tarif eine höhere als die 
vereinbarte Prämie, kann der Versicherer die erhöhte 
Prämie ab dem Zeitpunkt des Wechsels verlangen.

Für Versicherungsfälle im Zusammenhang mit dem bis-
herigen Objekt besteht auch dann Versicherungsschutz, 
wenn diese erst nach dem Auszug eintreten.

Das Gleiche gilt für Versicherungsfälle, die sich auf das 
neue Objekt beziehen und vor dessen geplantem oder 
tatsächlichem Bezug eintreten.

Endet der Versicherungsvertrag durch Risikowegfall 
gemäß § 68 VersVG, umfasst die vereinbarte Deckung 
nach Punkt 2.1.1. (Miet- und Pachtverträge) auch 
Versicherungsfälle, die innerhalb von sechs Monaten ab 
Risikowegfall eintreten.

3.	Was ist nicht versichert?

3.1.	Zur Vermeidung von Überschneidungen mit anderen 
Rechtsschutz-Bausteinen umfasst der Versicherungs
schutz nicht die Wahrnehmung rechtlicher Interessen 
im Zusammenhang mit erb- oder familienrechtlichen 
Auseinandersetzungen (versicherbar in Art. 26 oder 27).

3.2.	Im Rechtsschutz für Grundstückseigentum und Miete 
besteht – neben den in Art. 7 genannten Fällen – kein 
Versicherungsschutz für

3.2.1.	die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im 
Zusammenhang mit dem derivativen Erwerb 
oder der Veräußerung des Eigentumsrechts oder 
sonstiger dinglicher Rechte am versicherten 
Objekt durch den Versicherungsnehmer;

3.2.2.	die Wahrnehmung rechtlicher Interessen zwi-
schen Miteigentümern und zwischen sonstigen 
dinglich Nutzungsberechtigten des versicherten 
Objekts.

4.	Was gilt als Versicherungsfall?

Bei der gerichtlichen Geltendmachung von nachbarrechtli-
chen Ansprüchen aufgrund allmählicher Einwirkungen, die 
von unmittelbar benachbarten Grundstücken ausgehen, gilt 
der Versicherungsfall in dem Zeitpunkt als eingetreten, in 
dem die allmählichen Einwirkungen begonnen haben oder 
begonnen haben sollen, das ortsübliche Maß zu überschrei-
ten. In allen übrigen Fällen gelten die Regelungen des Art. 
2.

5.	Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab 
dem vereinbarten Versicherungsbeginn eintreten, besteht 
kein Versicherungsschutz, ausgenommen im Zusammen-
hang mit der Geltendmachung von Schadenersatzansprü-
chen gemäß Punkt 2.3. 
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ARTIKEL 26
Rechtsschutz in Erbrechtssachen

1.	Wer ist versichert?

Versicherungsschutz haben der Versicherungsnehmer und 
seine Angehörigen (Art. 5.2.).

2.	Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1.	die Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor Gerichten

2.1.1.	 aus dem Erbrecht;

2.1.2.	 aus Pflichtteils- oder Vermächtnisansprüchen;

2.1.3.	 aus Verträgen auf den Todesfall;

2.1.4.	 in Außerstreitsachen nur das Rechtsmittel
verfahren gegen gerichtliche Entscheidungen. 
In Verfahren zur Entscheidung über wider
sprechende Erbantrittserklärungen (§§ 161 ff. 
Außerstreitgesetz) besteht Versicherungsschutz 
auch in der 1. Instanz.

2.2.	vor Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens gemäß 
Punkt 2.1.

	– Kosten außergerichtlicher Mediation (Art. 6.8.7.);

	– Kosten für die außergerichtliche Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen bis 1.500 Euro, sofern die An-
gelegenheit dadurch endgültig beendet ist.

2.3.	die Geltendmachung von reinen Vermögensschäden, 
die im Zusammenhang mit Angelegenheiten gemäß 
Punkt 2.1.1. bis Punkt 2.1.3. eintreten.

3.	Was ist nicht versichert?

Im Rechtsschutz in Erbrechtssachen besteht – neben den in 
Art. 7 genannten Fällen – kein Versicherungsschutz für die 
Wahrnehmung rechtlicher Interessen

3.1.	wenn der zugrunde liegende Erbfall vor Versicherungs
beginn oder innerhalb eines Jahres danach eingetreten ist;

3.2.	im Verlassenschaftsverfahren, ausgenommen im Verfah
ren zur Entscheidung über widersprechende Erbantritts
erklärungen (§§ 161 ff. AußStrG), vgl. Art. 26.2.1.4.;

3.3.	im Zusammenhang mit Erbteilungsklagen;

3.4.	für die Geltendmachung von erbrechtlichen Ansprü-
chen, die durch einen Vertrag über die Erbschaft übertra-
gen worden sind.

4.	Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von sechs Monaten ab 
dem vereinbarten Versicherungsbeginn eintreten, besteht 
kein Versicherungsschutz, ausgenommen im Zusammen-
hang mit der Geltendmachung von Schadenersatzansprü-
chen gemäß Punkt 2.3.

ARTIKEL 27
Rechtsschutz in Familienrechtssachen

1.	Wer ist versichert?

Versicherungsschutz haben der Versicherungsnehmer und 
seine Angehörigen (Art. 5.2.).

2.	Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1.	die Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor Gerichten 
im Zusammenhang mit

2.1.1.	dem Eherecht;

2.1.2.	den Rechten zwischen Eltern und Kindern;

2.1.3.	dem Obsorgerecht;

2.1.4.	dem Sachwalterrecht für behinderte Personen.

In Außerstreitsachen besteht Versicherungsschutz nur 
für das Rechtsmittelverfahren gegen gerichtliche Ent-
scheidungen.

2.2.	vor Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens

2.2.1.	Kosten außergerichtlicher Mediation (Art. 6.8.7.) 
in den Fällen

	– der Rechte zwischen Eltern und Kindern (Punkt 
2.1.2.);

	– des Obsorgerechts (Punkt 2.1.3.);

2.2.2.	Kosten für die außergerichtliche Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen bis 1.500 Euro, sofern die 
Angelegenheit dadurch endgültig beendet ist.

2.3.	während eines anhängigen gerichtlichen Verfahrens Kosten 
außergerichtlicher Mediation (Art. 6.8.7.) in den Fällen

	– der Rechte zwischen Eltern und Kindern (Punkt 
2.1.2.) und

	– des Obsorgerechts (Punkt 2.1.3.),

sofern keine vorgerichtliche Mediation in Anspruch 
genommen wurde.

2.4.	die Geltendmachung von reinen Vermögensschäden, 
die im Zusammenhang mit Angelegenheiten gemäß 
Punkt 2.1.1. bis Punkt 2.1.4. eintreten.

3.	Was ist nicht versichert?

Im Rechtsschutz in Familienrechtssachen besteht – neben 
den in Art. 7 genannten Fällen – kein Versicherungsschutz 
für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen

3.1.	in Ehescheidungssachen bei Aufhebung oder Nichtig
erklärung einer Ehe;

3.2.	in den damit im ursächlichen Zusammenhang stehen-
den Streitigkeiten über

3.2.1.	die Rechte zwischen den Ehegatten, wie ins
besondere die Abgeltung der Mitwirkung eines 
Ehegatten im Erwerb des anderen, die Auf
teilung des ehelichen Gebrauchsvermögens und 
der ehelichen Ersparnisse sowie den Unterhalt,

3.2.2.	die Rechte zwischen Eltern und ehelichen 
Kindern, wie insbesondere den hauptsächlichen 
Aufenthalt minderjähriger Kinder, die Obsorge, 
das Recht auf persönlichen Verkehr zwischen 
den Eltern und den minderjährigen Kindern 
und den Unterhalt, wenn der Versicherungsfall 
während der Anhängigkeit des Scheidungsver-
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fahrens oder innerhalb eines Jahres nach dessen 
rechtskräftigem Abschluss eingetreten ist.

In familien- und kindschaftsrechtlichen Streitig
keiten, die bei Einleitung des Ehescheidungs
verfahrens bereits anhängig waren und mit 
diesem in ursächlichem Zusammenhang stehen, 
entfällt der Versicherungsschutz ab diesem 
Zeitpunkt.

3.3.	in Streitigkeiten über die Rechte zwischen Eltern und 
unehelichen Kindern, wenn der Versicherungsfall 
innerhalb eines Jahres nach Aufhebung der häuslichen 
Gemeinschaft der Eltern unehelicher Kinder eingetreten 
ist. In Streitigkeiten, die im Zeitpunkt der Aufhebung 
der häuslichen Gemeinschaft bereits anhängig waren 
und damit in ursächlichem Zusammenhang stehen, 
entfällt der Versicherungsschutz ab diesem Zeitpunkt.

3.4.	zur Feststellung oder Bestreitung der Vaterschaft und für 
die im Zusammenhang mit einem solchen Verfahren ste-
henden Unterhaltssachen, wenn der Versicherungsbeginn 
weniger als neun Monate vor der Geburt des betroffenen 
Kindes liegt.

3.5.	für die Geltendmachung von Entgeltansprüchen aus 
dem Sachwalterrecht.

4.	Was gilt als Versicherungsfall?

Es gelten die Regelungen des Art. 2.3.

Liegt jedoch kein Verstoß gemäß Art. 2.3. vor und ist die 
Wahrnehmung rechtlicher Interessen notwendig, dann gilt 
abweichend von Art. 2.3. als Versicherungsfall dasjenige 
Ereignis, das für den Versicherungsnehmer beziehungs-
weise seine mitversicherten Angehörigen eine Änderung 
der Rechtslage zur Folge hat und die Interessenwahrneh-
mung notwendig macht. Von mehreren Ereignissen gilt als 
Versicherungsfall das erste Ereignis, das dieselbe Interessen
wahrnehmung notwendig macht.

5.	Gleichstellung eingetragene Partnerschaft

Nach Maßgabe des Versicherungsschutzes für Ehegatten er-
streckt sich die Deckung im Rechtsschutz für Familienrecht 
sinngemäß auch auf eingetragene Partner.

6.	Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von sechs Monaten ab 
dem vereinbarten Versicherungsbeginn eintreten, besteht 
kein Versicherungsschutz, ausgenommen im Zusammen-
hang mit der Geltendmachung von Schadenersatzansprü-
chen gemäß Punkt 2.4.

ERGÄNZENDE BESTIMMUNGEN FÜR DIE 
RECHTSSCHUTZ-VERSICHERUNG (ERB 2019)

KLAUSEL 1
Opfer- und Anti-Stalking-Rechtsschutz

1.	Wer ist versichert?

Versicherungsschutz haben der Versicherungsnehmer und 
seine Angehörigen (Art. 5.2. ARB).

2.	Was ist versichert?

Versicherungsschutz besteht für die Wahrnehmung rechtli-
cher Interessen

2.1.	als Opfer einer Straftat nach

	– §§ 75, 76, 81–87, 92–95 StGB 
(strafbare Handlungen gegen Leib und Leben),

	– §§ 99–107 a StGB 
(strafbare Handlungen gegen die Freiheit),

	– §§ 201, 202, 205–208, 212, 213, 215, 217 StGB 
(strafbare Handlungen gegen die Sittlichkeit)

für die Erhebung einer Subsidiaranklage nach §§ 72 
StPO;

2.2.	für die Übernahme der Kosten eines Rechtsanwalts zur 
Geltendmachung von Ansprüchen nach dem Verbre-
chensopfergesetz;

2.3.	als Privatankläger in Verfahren wegen Delikten gemäß 
Punkt 1.1. gegen den beschuldigten Täter (soweit 
gesetzlich vorgesehen);

2.4.	für die Beantragung einer einstweiligen Verfügung 
gegen den beschuldigten Täter, soweit gegen ihn der 
Verdacht einer strafbaren Handlung gemäß § 107 a 
StGB zum Nachteil versicherter Personen besteht.

3.	Was gilt als Versicherungsfall?

Es gelten die Bestimmungen des Art 2.3. ARB. Bei mehreren 
Ereignissen gelten die Bestimmungen des Art. 2.3. Abs. 2 ARB.

Stalking ist das willentliche und wiederholte (beharrliche) 
Verfolgen oder Belästigen einer Person, deren physische oder 
psychische Unversehrtheit dadurch unmittelbar, mittelbar 
oder langfristig bedroht und geschädigt werden kann.

KLAUSEL 2
Daten-Rechtsschutz

1.	Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben

1.1.	im Privatbereich 
der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen (vgl.  
Art. 5.2. ARB) für Versicherungsfälle, die im privaten Le-
bensbereich, also nicht im Berufs- oder Betriebsbereich 
oder bei sonstiger Erwerbstätigkeit, eintreten.

1.2.	im Betriebsbereich 
der Versicherungsnehmer für den versicherten Betrieb, 
soweit dieser personenbezogene Daten im Sinne des 
Datenschutzgesetzes (DSG) bzw. der Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) verarbeitet oder verarbei-
ten lässt.

ERGÄNZENDE BESTIMMUNGEN
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Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf die 
Organe und alle Arbeitnehmer im Sinne des § 51 ASGG 
für Versicherungsfälle, die mit dem Betrieb oder der Tä-
tigkeit für den Betrieb unmittelbar zusammenhängen.

2.	Was ist versichert?

2.1.	Im Privatbereich 
umfasst der Versicherungsschutz die Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen zur Durchsetzung des Rechts auf 
Auskunft, Berichtigung, Löschung, Einschränkung der 
Verarbeitung, Datenübertragbarkeit und Widerspruch 
gem. Art 15 bis 18, 20 und 21 der DSGVO gegen pri-
vate Datenverarbeiter im Sinne des Datenschutzgeset-
zes bzw. der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO).

2.2.	Im Betriebsbereich 
umfasst der Versicherungsschutz die Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen des Versicherungsnehmers zur 
Abwehr von Ansprüchen Betroffener nach dem Daten-
schutzgesetz (DSG) bzw. der Datenschutz-Grundver-
ordnung (DSGVO).

3.	Was ist nicht versichert?

Im Betriebsbereich besteht kein Versicherungsschutz für die 
Wahrnehmung rechtlicher Interessen

3.1.	im Zusammenhang mit automationsunterstützter Ver-
arbeitung von Daten, die Dienstnehmer des versicher-
ten Betriebs betreffen;

3.2.	zur Abwehr von Schadenersatzansprüchen wegen der 
Verletzung datenschutzrechtlicher Bestimmungen.

4.	Was gilt als Versicherungsfall?

Es gelten die Bestimmungen des Art. 2.3. ARB. Wird die 
Wahrnehmung rechtlicher Interessen notwendig, ohne 
dass ein tatsächlicher oder behaupteter Verstoß gegen 
Rechtspflichten oder Rechtsvorschriften vorliegt, so ist der 
Versicherungsfall das Ereignis, das den Betroffenen im Sinne 
des Datenschutzgesetzes nötigt, ein rechtliches Interesse 
wahrzunehmen.

Bei mehreren Ereignissen gelten die Bestimmungen des 
Art. 2.3. Abs. 2 ARB sinngemäß.

5.	Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab 
dem vereinbarten Versicherungsbeginn eintreten, besteht 
kein Versicherungsschutz.

KLAUSEL 3
Steuer-Rechtsschutz

1.	Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben je nach Vereinbarung

1.1.	der Versicherungsnehmer als Eigentümer oder Halter 
von Fahrzeugen, für die ein Fahrzeug-Rechtsschutz 
(Art. 17 ARB) besteht;

1.2.	der Versicherungsnehmer als Eigentümer, Vermieter, 
Verpächter, Mieter, Pächter oder dinglich Nutzungs
berechtigter von Grundstücken, Gebäuden oder 
Gebäudeteilen (Wohnungen), für die ein Rechtsschutz für 
Grundstückseigentum und Miete (Art. 25 ARB) besteht;

1.3.	der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen 
(vgl. Art. 5.2. ARB) für den privaten Lebensbereich 
(vgl. Art. 19.1.1. ARB);

1.4.	der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen (vgl.  
Art. 5.2. ARB) für den Berufsbereich (vgl. Art. 19.1.2. ARB);

1.5.	der Versicherungsnehmer für den versicherten Betrieb.

Der Betriebsinhaber und seine Angehörigen (vgl. 
Art. 5.2. ARB) haben darüber hinaus Versicherungs-
schutz gemäß Punkt 1.3. und Punkt 1.4. als unselbst-
ständig Erwerbstätige und im privaten Lebensbereich.

An die Stelle des Betriebsinhabers und seiner Familie tritt 
bei einer OHG beziehungsweise OEG ein namentlich 
genannter Gesellschafter, bei einer KG, KEG, Ges.m.b.H. 
und einer Genossenschaft ein namentlich angeführter 
Geschäftsführer oder Vorstand und treten bei einer AG 
die Vorstandsmitglieder und jeweils deren Familien.

2.	Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst abweichend von Art. 7.1.4. 
ARB

2.1.	die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Bereich des 
Steuer-, Zoll- und sonstigen Abgabenrechts vor dem 

2.1.1.	Verfassungsgerichtshof (Verfassungsbeschwerde 
gegen Bescheide gemäß Art. 144 Bundesverfas-
sungsgesetz);

2.1.2.	Verwaltungsgerichtshof

2.1.2.1.	 wegen Überprüfung der Rechtmäßig-
keit eines Bescheids (Revision gemäß 
Art. 133 Abs. 1 Z. 1 Bundesverfassungs-
gesetz);

2.1.2.2.	 wegen Verletzung der Entscheidungs
pflicht über Eingaben des Versiche-
rungsnehmers (Säumnisantrag gemäß 
Art. 133 Abs. 1 Z. 2 Bundesverfassungs-
gesetz);

2.2.	die Verteidigung in gerichtlichen Strafverfahren nach 
dem Finanzstrafgesetz (FinStrG). Eingeschlossen ist die 
Verteidigung in Verwaltungsstrafverfahren ab Einleitung 
des Verfahrens mittels Bescheids oder durch Strafverfü-
gung gemäß § 143 Abs. 1 FinStrG. Versicherungsschutz 
besteht dabei

2.2.1.	wegen fahrlässiger strafbarer Handlungen und 
Unterlassungen;

2.2.2.	bei Anklage wegen vorsätzlicher strafbarer 
Handlungen und Unterlassungen rückwirkend, 
wenn eine rechtskräftige Verurteilung wegen 
Fahrlässigkeit, ein rechtskräftiger Freispruch oder 
eine endgültige Einstellung des Strafverfahrens 
erfolgt, weil es an genügenden Gründen fehlt, 
den Beschuldigten der Tat für verdächtig zu 
halten, oder ein Absehen von der Strafe gemäß 
§ 25 FinStrG erfolgt.

3.	Was gilt als Versicherungsfall?

Abweichend von Art. 2 ARB gilt für die Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen gemäß Punkt 2.1. (Verfassungs- und 
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Verwaltungsgerichtshofbeschwerde) der Versicherungsfall 
mit dem Zeitpunkt des Zugangs der ersten Entscheidung 
der Abgabenbehörde erster Instanz als eingetreten. Für die 
Verteidigung im gerichtlichen Strafverfahren gemäß Punkt 
2.2. gelten die Regelungen des Art. 2.3. ARB.

4.	Was ist nicht versichert? 

Kein Versicherungsschutz besteht 

4.1.	im Zusammenhang mit der Haftung für Steuern, Ge-
bühren oder sonstige Abgaben Dritter;

4.2.	im Zusammenhang mit Verfahren, die

4.2.1.	 vom Versicherungsnehmer durch ein vor Versi-
cherungsbeginn oder innerhalb der Wartefrist 
liegendes Anbringen ausgelöst wurden;

4.2.2.	durch einen vor Versicherungsbeginn oder inner-
halb der Wartefrist liegenden tatsächlichen oder 
behaupteten Verstoß des Versicherungsnehmers, 
der Abgabenbehörde oder eines Dritten ausge-
löst wurden.

5.	Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab 
dem vereinbarten Versicherungsbeginn eintreten, besteht 
kein Versicherungsschutz.

KLAUSEL 4
Ermittlungs-Straf-Rechtsschutz

1.	Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben in Verbindung mit dem Straf-
Rechtsschutz gemäß Art. 20 ARB

1.1.	im Privatbereich 
der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen (vgl.  
Art. 5.2. ARB) für Versicherungsfälle, die den privaten 
Lebensbereich, also nicht den Berufs- und Betriebs
bereich oder eine sonstige Erwerbstätigkeit, betreffen.

1.2.	im Berufsbereich 
der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen 
(Art. 5.2. ARB) in ihrer Eigenschaft als unselbstständig 
Erwerbstätige für Versicherungsfälle, die mit der Berufs
ausübung unmittelbar zusammenhängen oder auf dem 
direkten Weg von oder zu der Arbeitsstätte eintreten.

1.3.	im Betriebsbereich 
der Versicherungsnehmer für den versicherten Betrieb 
und alle Arbeitnehmer im Sinne des § 51 ASGG für Versi-
cherungsfälle, die mit dem Betrieb oder der Tätigkeit für 
den Betrieb unmittelbar zusammenhängen oder auf dem 
direkten Weg von oder zu der Arbeitsstätte eintreten.

2.	Was ist versichert?

In Erweiterung von Art. 20 ARB umfasst der Versicherungs-
schutz die Verteidigung in Verfahren vor der Anklage gemäß 
der Strafprozessordnung (StPO) wie folgt:

2.1.	Bei Ermittlungen wegen fahrlässiger strafbarer Hand-
lungen und Unterlassungen besteht ab Ermittlungsbe-
ginn Versicherungsschutz, unabhängig vom Ausgang 
des Strafverfahrens.

2.2.	Bei Handlungen und Unterlassungen, die sowohl 
bei fahrlässiger als auch bei vorsätzlicher Begehung 
strafbar sind, besteht bei Vorwurf vorsätzlich strafba-
rer Handlungen und Unterlassungen rückwirkend ab 
Ermittlungsbeginn bis Anklage oder Einstellung durch 
den Staatsanwalt Versicherungsschutz für die Verteidi-
gung im Ermittlungsverfahren, wenn eine endgültige 
Einstellung, ein rechtskräftiger Freispruch oder eine 
rechtskräftige Verurteilung wegen Fahrlässigkeit erfolgt.

2.3.	Bei Handlungen und Unterlassungen, die nur bei vorsätz-
licher Begehung strafbar sind, besteht rückwirkend ab 
Ermittlungsbeginn bis Anklage oder Einstellung durch 
den Staatsanwalt Versicherungsschutz für die Verteidi-
gung im Ermittlungsverfahren, wenn eine endgültige 
Einstellung oder ein rechtskräftiger Freispruch erfolgt.

Die Leistungen sind mit 15.000 Euro limitiert. 
 
Im Falle einer rechtskräftigen Verurteilung wegen vor-
sätzlich strafbarer Handlungen und Unterlassungen in 
den Punkten 2.2. und 2.3.  sind die Versicherten (Ver-
sicherungsnehmer / versicherte Personen) verpflichtet, 
dem Versicherer die hierfür allenfalls bereits erbrachten 
Leistungen zurückzuerstatten.

3.	Was ist nicht versichert?

Im Ermittlungs-Straf-Rechtsschutz besteht – neben den in 
Art. 7 ARB genannten Fällen – kein Versicherungsschutz

	– für Fälle, die beim Versicherungsnehmer und bei den 
mitversicherten Personen in ihrer Eigenschaft als Eigen-
tümer, Halter, Zulassungsbesitzer, Leasingnehmer oder 
Lenker von Motorfahrzeugen zu Lande, zu Wasser oder in 
der Luft sowie von Anhängern einschließlich Ersatzteilen 
und Zubehör eintreten (versicherbar gemäß Art. 17 und 
18 ARB);

	– für Verbrechen gegen das Leben und Verbrechen mit 
Todesfolge;

	– für gewerbsmäßige Begehung im Sinne von § 70 StGB;

	– für Delikte gegen die Ehre und gegen die Sittlichkeit;

	– für Delikte des Versicherungsnehmers gegen mitversicher-
te Personen und umgekehrt sowie für Delikte mitversi-
cherter Personen untereinander;

	– sofern der Versicherungsnehmer bereits mindestens 
einmal rechtskräftig wegen desselben Delikts verurteilt 
wurde;

	– bei Ergreifung von Diversionsmaßnahmen im Zusammen-
hang mit den Punkten 2.2. und 2.3.;

	– für Fälle des Steuer-Rechtsschutzes gemäß Klausel 3 ERB.

KLAUSEL 5
Pflege-Rechtsschutz für Eltern und Kinder  
(ohne Altersbegrenzung)

1.	Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben je nach Vereinbarung

1.1.	die Eltern und Kinder (auch Adoptiv-, Pflege- und Stief-
kinder) des Versicherungsnehmers, sofern sie Bezieher 
von Pflegegeld beziehungsweise erhöhter Familien-
beihilfe sind und in häuslicher Gemeinschaft mit dem 
Versicherungsnehmer oder im Pflege- beziehungsweise 
Seniorenheim wohnen;
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1.2.	die Eltern und Kinder (auch Adoptiv-, Pflege- und Stief-
kinder) mitversicherter Ehegatten oder verschieden- oder 
gleichgeschlechtlicher Lebensgefährten, sofern sie Bezie-
her von Pflegegeld beziehungsweise erhöhter Familien
beihilfe sind und in häuslicher Gemeinschaft mit dem 
Versicherungsnehmer oder im Pflege- beziehungsweise 
Seniorenheim wohnen;

1.3.	eigene Rechtsschutz-Versicherungen der unter Punkt 
1.1. beziehungsweise Punkt 1.2. aufgeführten Personen 
gehen dieser Deckung vor.

2.	Was ist versichert?

2.1.	Schadenersatz-Rechtsschutz gemäß Art. 19 ARB im Zu-
sammenhang mit der Erbringung von Pflegeleistungen;

2.2.	Sozialversicherungs-Rechtsschutz gemäß Art. 22 ARB 
in gerichtlichen Verfahren wegen Streitigkeiten über 
Pflegegeld;

2.3.	Beratungs-Rechtsschutz gemäß Art. 23 ARB in Pflege-
angelegenheiten;

2.4.	Allgemeiner Vertrags-Rechtsschutz gemäß Art. 24 ARB 
für Streitigkeiten aus

	– einem Vertrag mit/ohne Pflegeverpflichtung mit dem  
Pflege-/Seniorenheim,

	– einem Vertrag über die häusliche Pflege der versi-
cherten Person,

	– Verträgen mit privaten Pflegeversicherungen.

KLAUSEL 6
Ausfallversicherung für gerichtlich bestimmte Ansprüche 
aus Körperschäden

1.	Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben je nach Vereinbarung

1.1.	in Verbindung mit einem Fahrzeug-Rechtsschutz 
(Art. 17 ARB) der berechtigte Lenker und die berechtig-
ten Insassen des versicherten Fahrzeugs;

1.2.	in Verbindung mit einem Lenker-Rechtsschutz (Art. 18 
ARB) die im Lenker-Rechtsschutz versicherte Person als 
berechtigter Lenker fremder, das heißt weder in deren 
Eigentum noch in deren Haltung stehender Fahrzeuge;

1.3.	der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen 
(Art. 5.2. ARB) im Privatbereich (Art. 19.1.1. ARB);

1.4.	der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen 
(Art. 5.2. ARB) im Berufsbereich (Art. 19.1.2. ARB);

1.5.	der Versicherungsnehmer für den versicherten Betrieb 
(Art. 19.1.3. ARB) beziehungsweise der gesetzliche 
Vertreter des Versicherungsnehmers, soweit es sich bei 
diesem um eine juristische Person handelt.

2.	Was ist versichert?

2.1.	In Ergänzung des in Art. 6 ARB vorgesehenen Versiche
rungsschutzes ersetzt der Versicherer in Versicherungs
fällen des Schadenersatz-Rechtsschutzes mit Personen
schäden diejenigen Ansprüche des Versicherungsnehmers 
auf Schmerzensgeld (§ 1325 ABGB) und Verunstaltungs-
entschädigung (§ 1326 AGBG), die beim Schädiger 
uneinbringlich sind.

2.2.	Ersatzfähig sind

	– Ansprüche, die dem Versicherungsnehmer als Privat-
beteiligtem in einem Strafprozess zuerkannt werden, 
und/oder

	– Ansprüche, die im Rahmen eines Zivilprozesses gegen 
den Schädiger durch ein staatliches Gericht zuerkannt 
werden. Zur Ermittlung der Höhe des Körperschadens 
bei Versäumungsurteilen siehe Punkt 5.;

	– Verzugszinsen bis zur Rechtskraft und nach Maßgabe 
der gerichtlichen Entscheidung.

Sach- und Vermögensschäden sind nicht Gegenstand 
der Ersatzleistung des Versicherers.

2.3.	Ist für die Durchsetzung der Schadenersatzansprü-
che des Versicherungsnehmers aufgrund gesetzlicher 
Bestimmungen ausländisches Recht anzuwenden, 
erstreckt sich der Versicherungsschutz auf vergleichbare 
ideelle Schadenersatzansprüche.

2.4.	Die Ersatzleistung wird bis 65.000 Euro erbracht.

3.	Für welchen Zeitraum gilt die Versicherung (zeitlicher 
Geltungsbereich und Nachhaftung) und wann ist die 
Versicherungsleistung fällig?

3.1.	Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf Versicherungs
fälle, die während der Laufzeit des Versicherungsvertrags 
unter Einschluss dieser Klausel eintreten.

3.2.	Der Versicherungsschutz umfasst Schadenersatzan-
sprüche, die während der Laufzeit gemäß Art. 3.1. ARB 
und innerhalb von zwei Jahren nach Beendigung des 
Versicherungsvertrags für das Risiko des Schadenersatz-
Rechtsschutzes fällig werden. 

3.3.	Die Versicherungsleistung ist innerhalb von zwei Wochen 
nach Kenntnis des Rechtsschutz-Versicherers von der 
Ergebnislosigkeit des ersten Vollstreckungsversuchs fällig.

4.	Welche Pflichten hat der Versicherungsnehmer zur 
Sicherung seines Deckungsanspruchs zu beachten (Ob-
liegenheiten)?

4.1.	Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, den Versi-
cherer bei Geltendmachung der Versicherungsleistung 
spätestens innerhalb von sechs Monaten nach Rechts-
kraft der gerichtlichen Entscheidung über die zuge-
sprochene Forderung zu informieren, das gerichtliche 
Erkenntnis zu überlassen und über die bereits durchge-
führten Betreibungsmaßnahmen und deren Ergebnisse 
zu informieren.

4.2.	Der Versicherer kann nach Erbringung der Ausfallleis-
tung vom Versicherungsnehmer verlangen, dass dieser 
unter Kostenhaftung des Versicherers und nach Zession 
der Forderung an den Versicherungsnehmer den ersetz-
ten Anspruch im eigenen Namen weiter betreibt.

5.	Was hat bei Versäumungsurteilen zu geschehen?

5.1.	Beteiligt sich der Gegner nicht am Verfahren, sodass es zu 
einem Versäumungsurteil kommt, hat der Versicherungs-
nehmer das Recht, seine Ansprüche unter Anschluss aller 
medizinischen Unterlagen und einer Kopie des rechts-
kräftigen Versäumungsurteils sowie der Information über 
die bereits durchgeführten Betreibungsmaßnahmen und 
deren Ergebnis beim Versicherer anzumelden.
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5.1.1.	 Ist aufgrund des Sachverhalts oder der strafbe-
hördlichen Ermittlungen von einem Mitverschul-
den des Versicherungsnehmers auszugehen, 
kann der Versicherungsnehmer bei Meinungs-
verschiedenheiten über das Ausmaß des Mitver-
schuldens die Durchführung eines Schiedsgut-
achterverfahrens analog Art. 9.3. sowie Art. 9.5. 
bis 9.7. ARB verlangen.

5.1.2.	 Ist das Verschulden des Gegners unstrittig 
oder gegebenenfalls nach Durchführung eines 
Schiedsgutachterverfahrens gemäß Punkt 5.1.1. 
geklärt, wird der Versicherer einen im Wohnsitz-
sprengel des Versicherungsnehmers niederge-
lassenen, in die Liste der medizinischen Sach-
verständigen eingetragenen Sachverständigen 
mit der Ausmittlung der Ersatzansprüche gemäß 
Punkt 2.1. auf eigene Kosten beauftragen. 
14 Tage nach Vorliegen des medizinischen Sach-
verständigengutachtens hat die Versicherung die 
dergestalt festgestellte Leistung abzurechnen.

5.2.	Ist der Versicherungsnehmer mit der Abrechnung 
nicht einverstanden, ist er berechtigt, ein Schieds
gutachterverfahren im Sinne des Art. 9.3. sowie Art. 
9.5. bis 9.7. ARB zu beantragen. Anstelle von Rechtsan-
wälten sind medizinische Sachverständige des betroffe-
nen Fachgebiets namhaft zu machen.

5.3.	Der Versicherungsnehmer hat mit den medizinischen 
Sachverständigen zu kooperieren, sich untersuchen zu 
lassen und sich jenen Maßnahmen zu unterziehen, die 
diese für nötig halten.

KLAUSEL 7
PVV (Patientenverfügungs- und Vorsorgeverfügungs-
Rechtsschutz)

1.	Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben je nach Vereinbarung der Versi-
cherungsnehmer und seine Angehörigen (Art. 5.2. ARB) im 
Privatbereich.

2.	Was ist versichert?

Versicherungsschutz besteht für die rechtliche Beratung, Aus-
kunft und Erstellung einer/eines

•	 Betreuungsverfügung,

•	 Vorsorgevollmacht,

•	 Patientenverfügung,

•	 Testaments

durch einen in Österreich zugelassenen Rechtsanwalt. Die 
Rechtsberatung darf nicht mit einer anderen gebührenpflichti-
gen Tätigkeit des Rechtsanwalts zusammenhängen.

Die Kostenübernahme ist auf 250 Euro innerhalb des versi-
cherten Zeitraums begrenzt und kann sowohl vom Versiche-
rungsnehmer als auch von den mitversicherten Personen in 
Anspruch genommen werden.

3.	Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab 
dem vereinbarten Versicherungsbeginn eintreten, besteht kein 
Versicherungsschutz.

KLAUSEL 8
Rechtsschutz gegen Mobbing und sexuelle Belästigung am 
Arbeitsplatz

1.	Wer ist versichert?

Versicherungsschutz haben der Versicherungsnehmer und 
seine Angehörigen (Art. 5.2. ARB) im Berufsbereich.

2.	Was ist versichert?

Versicherungsschutz besteht für die außergerichtliche Wahr-
nehmung der rechtlichen Interessen durch einen Rechtsanwalt 
oder Mediator für die Abwehr von Mobbinghandlungen und 
sexueller Belästigung am Arbeitsplatz unter Mitarbeitern des 
gleichen Unternehmens.

Die Leistung ist pro Schadenfall mit 1.000 Euro limitiert und 
umfasst Aufforderungsschreiben sowie Beratungen des beauf-
tragten Rechtsanwalts.

3.	Was ist nicht versichert?

Zur Vermeidung von Überschneidungen mit anderen Rechts-
schutz-Bausteinen besteht kein Versicherungsschutz für die 
Wahrnehmung rechtlicher Interessen gegenüber dem Arbeit-
geber (versicherbar in Art. 21 ARB).

4.	Was gilt als Versicherungsfall?

Es gelten die Bestimmungen des Art. 2.3. ARB. Bei mehreren 
Ereignissen gelten die Bestimmungen des Art. 2.3. Abs. 2 ARB. 
Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist die vorherige 
nachweisbare, schriftliche Mitteilung an den Arbeitgeber und/
oder Betriebsrat über den behaupteten Vorfall.

Unter sexueller Belästigung versteht man: jede Form von uner
wünschtem Verhalten sexueller Natur, das sich in unerwünsch
ter verbaler, nichtverbaler oder physischer Form äußert und 
das bezweckt oder bewirkt, dass die Würde der betreffenden 
Person verletzt wird, insbesondere wenn ein von Einschüchte
rungen, Anfeindungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen und 
Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird.

Unter Mobbing am Arbeitsplatz sind gegen eine andere 
Person gerichtete Handlungen einer Gruppe oder eines Indi-
viduums zu verstehen, die dazu geeignet sind, die betroffene 
Person ständig beziehungsweise wiederholt und regelmäßig 
zu schikanieren, zu quälen und seelisch zu verletzen. 

Weiter muss sich die betroffene Person aufgrund wahrgenom
mener sozialer, ökonomischer, physischer oder psychischer 
Charakteristika außerstande sehen, sich zu wehren oder dieser 
Situation zu entkommen.

KLAUSEL 9
Patienten-Rechtsschutz

1.	Wer ist versichert?

Versicherungsschutz haben der Versicherungsnehmer und 
seine Angehörigen (Art. 5.2. ARB) im Privatbereich.

2.	Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst nach einem Behandlungs- 
und/oder einem Aufklärungsfehler eines zugelassenen Arztes 
oder einer Krankenanstalt über den Deckungsumfang des 
Schadenersatz-Rechtsschutzes (Art. 19.2. ARB) und des Allge-
meinen Vertrags-Rechtsschutzes (Art. 24.2.1.2. ARB) hinaus 
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	– die Kosten für die Erstellung eines außergerichtlichen 
vorprozessualen Gutachtens durch einen medizinischen 
Sachverständigen bis zur Höhe von 1.500 Euro, sofern der 
beauftragte Rechtsanwalt dies für notwendig erachtet;

	– die Übernahme der Kosten eines Rechtsanwalts für die 
Geltendmachung von Ansprüchen vor dem Patienten
entschädigungsfonds bis zur Höhe von 2.000 Euro, sofern 
die gesetzlichen Voraussetzungen eine Geltendmachung 
erlauben und erfolgversprechend sind;

	– die außergerichtliche Wahrnehmung rechtlicher Interessen 
im Zusammenhang mit der Einsichtnahme in und der Her-
ausgabe von Krankengeschichten und sonstigen Aufzeich-
nungen, zu deren Führung Krankenanstalten und Ärzte 
verpflichtet sind;

	– die Übernahme der Kosten eines Mediators bis maximal 
3.000 Euro.

3.	Was ist nicht versichert?

Kein Versicherungsschutz besteht für die Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen im Zusammenhang mit der Teilnahme 
an klinischen Studien als Proband, die der Erprobung von 
Medikamenten oder Therapien dienen; Streitigkeiten über 
psychiatrische und psychotherapeutische Behandlungen oder 
Leistungen.

4.	Was gilt als Versicherungsfall?

Es gelten die Bestimmungen des Art. 2.3. ARB für Fälle aus 
dem Allgemeinen Vertrags-Rechtsschutz. Für Fälle aus dem 
Schadenersatz-Rechtsschutz gilt Art. 2.1. ARB.

5.	Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die den Allgemeinen Vertrags-Rechts-
schutz betreffen, gilt auch für den Patienten-Rechtsschutz eine 
Wartefrist von drei Monaten.

KLAUSEL 10
Gutachten-Rechtsschutz

1.	Wer ist versichert?

Versicherungsschutz haben der Versicherungsnehmer und 
seine Angehörigen (Art. 5.2. ARB) im Privatbereich.

2.	Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst die Kosten für die Er-
stellung eines außergerichtlichen Gutachtens in privaten 
Versicherungsstreitigkeiten (ausgenommen gegen ROLAND 
Rechtsschutz-Versicherung) bis zu einem Betrag von 1.500 
Euro innerhalb eines Versicherungsjahres durch einen gericht-
lich beeideten Sachverständigen, sofern die Angelegenheit 
nicht gerichtlich ausgetragen werden muss und damit endgül-
tig beendet ist.

3.	Was gilt als Versicherungsfall?

Es gelten die Bestimmungen des Art. 2.3. ARB. Voraussetzung 
für den Versicherungsschutz ist die Vorlage der schriftlichen 
Ablehnung der gegnerischen Versicherung.

4.	Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die den Gutachten-Rechtsschutz betref-
fen, gilt eine Wartefrist von drei Monaten.



32 ANHANG

ANHANG ZU DEN ALLGEMEINEN 
BEDINGUNGEN FÜR DIE RECHTS-
SCHUTZ-VERSICHERUNG (ARB 2019)

WIEDERGABE DER IN DEN ARB 
ERWÄHNTEN GESETZESBESTIMMUN-
GEN

KONSUMENTENSCHUTZGESETZ (KSchG)

§ 3 RÜCKTRITTSRECHT

(1)
Hat der Verbraucher seine Vertragserklärung weder in 
den vom Unternehmer für seine geschäftlichen Zwecke 
dauernd benützten Räumen noch bei einem von diesem 
dafür auf einer Messe oder einem Markt benützten Stand 
abgegeben, so kann er von seinem Vertragsantrag oder 
vom Vertrag zurücktreten. Dieser Rücktritt kann bis zum 
Zustandekommen des Vertrags oder danach binnen 14 
Tagen erklärt werden. Der Lauf dieser Frist beginnt mit der 
Ausfolgung einer Urkunde, die zumindest den Namen und 
die Anschrift des Unternehmers, die zur Identifizierung des 
Vertrags notwendigen Angaben sowie eine Belehrung über 
das Rücktrittsrecht, die Rücktrittsfrist und die Vorgangs
weise für die Ausübung des Rücktrittsrechts enthält, an den 
Verbraucher, frühestens jedoch mit dem Zustandekommen 
des Vertrags, bei Kaufverträgen über Waren mit dem Tag, 
an dem der Verbraucher den Besitz an der Ware erlangt. 
Ist die Ausfolgung einer solchen Urkunde unterblieben, so 
steht dem Verbraucher das Rücktrittsrecht für eine Frist von 
zwölf Monaten und 14 Tagen ab Vertragsabschluss bezie-
hungsweise Warenlieferung zu; wenn der Unternehmer die 
Urkundenausfolgung innerhalb von zwölf Monaten ab dem 
Fristbeginn nachholt, so endet die verlängerte Rücktrittsfrist 
14 Tage nach dem Zeitpunkt, zu dem der Verbraucher die 
Urkunde erhält. Bei Versicherungsverträgen endet die Rück-
trittsfrist spätestens einen Monat nach Zustandekommen 
des Vertrags.

(2)
Das Rücktrittsrecht besteht auch dann, wenn der Unterneh-
mer oder ein mit ihm zusammenwirkender Dritter den Ver-
braucher im Rahmen einer Werbefahrt, einer Ausflugsfahrt 
oder einer ähnlichen Veranstaltung oder durch persönli-
ches, individuelles Ansprechen auf der Straße in die vom 
Unternehmer für seine geschäftlichen Zwecke benützten 
Räume gebracht hat.

(3)
Das Rücktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu

1.	 wenn er selbst die geschäftliche Verbindung mit dem 
Unternehmer oder dessen Beauftragtem zwecks Schlie-
ßung dieses Vertrags angebahnt hat,

2.	 wenn dem Zustandekommen des Vertrags keine Bespre-
chungen zwischen den Beteiligten oder ihren Beauftrag-
ten vorangegangen sind oder

3.	 bei Verträgen, bei denen die beiderseitigen Leistungen 
sofort zu erbringen sind, wenn sie üblicherweise von Un-
ternehmern außerhalb ihrer Geschäftsräume geschlos-
sen werden und das vereinbarte Entgelt 25 Euro nicht 
übersteigt oder wenn das Unternehmen nach seiner 
 

Natur nicht in ständigen Geschäftsräumen betrieben 
wird und das Entgelt 50 Euro nicht übersteigt,

4.	 bei Verträgen, die dem Fern- und Auswärtsgeschäfte-
Gesetz unterliegen, oder

5.	 bei Vertragserklärungen, die der Verbraucher in körper
licher Abwesenheit des Unternehmers abgegeben hat, 
es sei denn, dass er dazu vom Unternehmer gedrängt 
worden ist.

(4)
Die Erklärung des Rücktritts ist an keine bestimmte Form 
gebunden. Die Rücktrittsfrist ist gewahrt, wenn die Rück
trittserklärung innerhalb der Frist abgesendet wird.

(5)
Der Verbraucher kann ferner von seinem Vertragsantrag 
oder vom Vertrag zurücktreten, wenn der Unternehmer 
gegen die gewerberechtlichen Regelungen über das 
Sammeln und die Entgegennahme von Bestellungen auf 
Dienstleistungen (§ 54 GewO 1994), über das Aufsuchen 
von Privatpersonen und Werbeveranstaltungen (§ 57 GewO 
1994) oder über die Entgegennahme von Bestellungen auf 
Waren von Privatpersonen (§ 59 GewO 1994) verstoßen 
hat. Die Bestimmungen des Abs. 1, Abs. 3 Z. 4 und 5 und 
Abs. 4 sind auch auf dieses Rücktrittsrecht anzuwenden. 
Dieses steht dem Verbraucher auch in den Fällen des Abs. 3 
Z. 1 bis 3 zu.

§ 3a

(1)
Der Verbraucher kann von seinem Vertragsantrag oder vom 
Vertrag weiters zurücktreten, wenn ohne seine Veranlas-
sung für seine Einwilligung maßgebliche Umstände, die 
der Unternehmer im Zuge der Vertragsverhandlungen als 
wahrscheinlich dargestellt hat, nicht oder nur in erheblich 
geringerem Ausmaß eintreten.

(2)
Maßgebliche Umstände im Sinne des Abs. 1 sind

1.	 die Erwartung der Mitwirkung oder Zustimmung eines 
Dritten, die erforderlich ist, damit die Leistung des Un-
ternehmers erbracht oder vom Verbraucher verwendet 
werden kann,

2.	 die Aussicht auf steuerrechtliche Vorteile,

3.	 die Aussicht auf eine öffentliche Förderung und

4.	 die Aussicht auf einen Kredit.

(3)
Der Rücktritt kann binnen einer Woche erklärt werden. 
Die Frist beginnt zu laufen, sobald für den Verbraucher 
erkennbar ist, dass die in Abs. 1 genannten Umstände nicht 
oder nur in erheblich geringerem Ausmaß eintreten, und 
er eine schriftliche Belehrung über dieses Rücktrittsrecht 
erhalten hat. Das Rücktrittsrecht erlischt jedoch spätestens 
einen Monat nach der vollständigen Erfüllung des Vertrags 
durch beide Vertragspartner, bei Bank- und Versicherungs
verträgen mit einer ein Jahr übersteigenden Vertragsdauer 
spätestens einen Monat nach dem Zustandekommen des 
Vertrags.

(4)
Das Rücktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu, wenn
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1.	 er bereits bei den Vertragsverhandlungen wusste oder 
wissen musste, dass die maßgeblichen Umstände nicht 
oder nur in erheblich geringerem Ausmaß eintreten 
werden,

2.	 der Ausschluss des Rücktrittsrechts im Einzelnen ausge-
handelt worden ist oder

3.	 der Unternehmer sich zu einer angemessenen Anpas-
sung des Vertrags bereit erklärt.

(5)
Für die Rücktrittserklärung gilt § 3 Abs. 4 sinngemäß.

VERSICHERUNGSVERTRAGSGESETZ 
(VersVG)

§ 5b �(RÜCKTRITTSRECHT/ 
OBLIEGENHEITSVERLETZUNG)

(1)
Gibt der Versicherungsnehmer seine Vertragserklärung dem 
Versicherer oder seinem Beauftragten persönlich ab, so hat 
dieser ihm unverzüglich eine Kopie dieser Vertragserklärung 
auszuhändigen.

(2)
Der Versicherungsnehmer kann binnen zweier Wochen 
vom Vertrag zurücktreten, sofern er

1.	 entgegen Abs. 1 keine Kopie seiner Vertragserklärung 
erhalten hat,

2.	 die Versicherungsbedingungen einschließlich der 
Bestimmungen über die Festsetzung der Prämie, soweit 
diese nicht im Antrag bestimmt ist, und über vorgese-
hene Änderungen der Prämie nicht vor Abgabe seiner 
Vertragserklärung erhalten hat oder

3.	 die in § 252, § 253 und § 255 VAG 2016 und, sofern die 
Vermittlung durch einen Versicherungsvermittler in der 
Form „Versicherungsagent“ erfolgte, die in den §§ 137 f 
Abs. 7 bis 8 und 137 g GewO 1994 unter Beachtung des 
§ 137 h GewO 1994 vorgesehenen Mitteilungen nicht 
erhalten hat.

(3)
Dem Versicherer obliegt der Beweis, dass die in Abs. 2 Z. 1 
und 2 angeführten Urkunden rechtzeitig ausgefolgt und die 
in Abs. 2 Z. 3 angeführten Mitteilungspflichten rechtzeitig 
erfüllt worden sind.

(4)
Die Frist zum Rücktritt nach Abs. 2 beginnt erst zu laufen, 
wenn die in Abs. 2 Z. 3 angeführten Mitteilungspflich-
ten erfüllt worden sind, dem Versicherungsnehmer der 
Versicherungsschein und die Versicherungsbedingungen 
ausgefolgt worden sind und er über sein Rücktrittsrecht 
belehrt worden ist.

(5)
Der Rücktritt bedarf zu seiner Rechtswirksamkeit der 
geschriebenen Form; es genügt, wenn die Erklärung 
innerhalb der Frist abgesendet wird. Das Rücktrittsrecht 
erlischt spätestens einen Monat nach Zugang des Versi-
cherungsscheins einschließlich einer Belehrung über das 
Rücktrittsrecht. Hat der Versicherer vorläufige Deckung 
gewährt, so gebührt ihm hierfür die ihrer Dauer entspre-
chende Prämie.

(6)
Das Rücktrittsrecht gilt nicht, wenn die Vertragslaufzeit 
weniger als sechs Monate beträgt.

§ 5c

(1)
Ist der Versicherungsnehmer Verbraucher (§ 1 Abs. 1 Z. 2 
KSchG), so kann er vom Versicherungsvertrag oder von 
seiner Vertragserklärung ohne Angabe von Gründen binnen 
14 Tagen in geschriebener Form zurücktreten. Hat der 
Versicherer dem Versicherungsnehmer vorläufige Deckung 
gewährt, so gebührt ihm dafür die ihrer Dauer entspre-
chende Prämie.

(2)
Die Frist zur Ausübung des Rücktrittsrechts beginnt mit 
dem Tag zu laufen, an dem dem Versicherungsnehmer

1.	 der Versicherungsschein und die Versicherungs
bedingungen einschließlich der Bestimmungen über die 
Prämienfestsetzung oder -änderung, 

2.	 die in § 252, § 253 und § 255 VAG 2016 sowie in den 
§§ 137 f Abs. 7 und 8 und 137 g in Verbindung mit 
§ 137 h GewO 1994 vorgesehenen Informationen und

3.	 eine Belehrung über das Rücktrittsrecht

zugegangen sind.

(3)
Das Rücktrittsrecht nach Abs. 1 steht dem Versicherungs
nehmer nicht zu, wenn die Vertragslaufzeit weniger als 
sechs Monate beträgt. Es erlischt spätestens einen Monat 
nach dem Zugang des Versicherungsscheins und einer 
Belehrung über das Rücktrittsrecht.

§ 6 (OBLIEGENHEITSVERLETZUNG)

(1)
Ist im Vertrag bestimmt, dass bei Verletzung einer Oblie-
genheit, die vor dem Eintritt des Versicherungsfalls dem 
Versicherer gegenüber zu erfüllen ist, der Versicherer von 
der Verpflichtung zur Leistung frei sein soll, so tritt die 
vereinbarte Rechtsfolge nicht ein, wenn die Verletzung als 
eine unverschuldete anzusehen ist. Der Versicherer kann 
den Vertrag innerhalb eines Monats, nachdem er von der 
Verletzung Kenntnis erlangt hat, ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist kündigen, es sei denn, dass die Verletzung 
als eine unverschuldete anzusehen ist. Kündigt der Versi-
cherer innerhalb eines Monats nicht, so kann er sich auf die 
vereinbarte Leistungsfreiheit nicht berufen.

(1 a)
Bei der Verletzung einer Obliegenheit, die die dem Versi-
cherungsvertrag zugrunde liegende Äquivalenz zwischen 
Risiko und Prämie aufrechterhalten soll, tritt die vereinbarte 
Leistungsfreiheit außerdem nur in dem Verhältnis ein, in 
dem die vereinbarte hinter der für das höhere Risiko tarif-
mäßig vorgesehenen Prämie zurückbleibt. Bei der Verlet-
zung von Obliegenheiten zu sonstigen bloßen Meldungen 
und Anzeigen, die keinen Einfluss auf die Beurteilung des 
Risikos durch den Versicherer haben, tritt die Leistungs-
freiheit nur ein, wenn die Obliegenheit vorsätzlich verletzt 
worden ist.

(2)
Ist eine Obliegenheit verletzt, die vom Versicherungsnehmer 
zum Zweck der Verminderung der Gefahr oder der Verhütung 
einer Erhöhung der Gefahr dem Versicherer gegenüber – 
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unabhängig von der Anwendbarkeit des Abs. 1 a – zu erfüllen 
ist, so kann sich der Versicherer auf die vereinbarte Leistungs-
freiheit nicht berufen, wenn die Verletzung keinen Einfluss 
auf den Eintritt des Versicherungsfalls oder soweit sie keinen 
Einfluss auf den Umfang der dem Versicherer obliegenden 
Leistung gehabt hat.

(3)
Ist die Leistungsfreiheit für den Fall vereinbart, dass eine 
Obliegenheit verletzt wird, die nach dem Eintritt des Versiche-
rungsfalls dem Versicherer gegenüber zu erfüllen ist, so tritt 
die vereinbarte Rechtsfolge nicht ein, wenn die Verletzung 
weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruht. Wird 
die Obliegenheit nicht mit dem Vorsatz verletzt, die Leistungs-
pflicht des Versicherers zu beeinflussen oder die Feststellung 
solcher Umstände zu beeinträchtigen, die erkennbar für die 
Leistungspflicht des Versicherers bedeutsam sind, so bleibt 
der Versicherer zur Leistung verpflichtet, soweit die Verletzung 
weder auf die Feststellung des Versicherungsfalls noch auf die 
Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegen-
den Leistung Einfluss gehabt hat.

(4)
Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer bei Verlet-
zung einer Obliegenheit zum Rücktritt berechtigt sein soll, 
ist unwirksam.

(5)
Der Versicherer kann aus der fahrlässigen Verletzung einer 
vereinbarten Obliegenheit Rechte nur ableiten, wenn 
dem Versicherungsnehmer vorher die Versicherungs
bedingungen oder eine andere Urkunde zugegangen sind, 
in der die Obliegenheit mitgeteilt wird.

§ 12 (VERJÄHRUNG, KLAGEFRIST)

(1)
Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren 
in drei Jahren. Steht der Anspruch einem Dritten zu, so 
beginnt die Verjährung zu laufen, sobald diesem sein Recht 
auf die Leistung des Versicherers bekannt geworden ist; 
ist dem Dritten dieses Recht nicht bekannt geworden, so 
verjähren seine Ansprüche erst nach zehn Jahren.

(2)
Ist ein Anspruch des Versicherungsnehmers beim Versiche-
rer angemeldet worden, so ist die Verjährung bis zum Ein-
langen einer in geschriebener Form übermittelten Entschei-
dung des Versicherers gehemmt, die zumindest mit der 
Anführung einer der Ablehnung derzeit zugrunde gelegten 
Tatsache und gesetzlichen oder vertraglichen Bestimmung 
begründet ist. Nach zehn Jahren tritt jedoch die Verjährung 
jedenfalls ein.

(3)
Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, 
wenn der Anspruch auf die Leistung nicht innerhalb eines 
Jahres gerichtlich geltend gemacht wird. Die Frist beginnt 
erst, nachdem der Versicherer dem Versicherungsnehmer 
gegenüber den erhobenen Anspruch in einer dem Abs. 2 
entsprechenden Weise sowie unter Angabe der mit dem 
Ablauf der Frist verbundenen Rechtsfolge abgelehnt hat; 
sie ist für die Dauer von Vergleichsverhandlungen über den 
erhobenen Anspruch und für die Zeit, in der der Versiche-
rungsnehmer ohne sein Verschulden an der rechtzeitigen 
gerichtlichen Geltendmachung des Anspruchs gehindert 
ist, gehemmt. 

§ 33

(1)
Der Versicherungsnehmer hat den Eintritt des Versicherungs
falls, nachdem er von ihm Kenntnis erlangt hat, unverzüg-
lich dem Versicherer anzuzeigen.

(2)
Auf eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer von 
der Verpflichtung zur Leistung frei sein soll, wenn der 
Pflicht zur Anzeige des Versicherungsfalls nicht genügt 
wird, kann sich der Versicherer nicht berufen, sofern er in 
anderer Weise von dem Eintritt des Versicherungsfalls recht-
zeitig Kenntnis erlangt hat.

§ 38 �(VERSPÄTETE ZAHLUNG DER ERSTEN 
PRÄMIE)

(1)
Ist die erste oder einmalige Prämie innerhalb von 14 Tagen 
nach dem Abschluss des Versicherungsvertrags und nach der 
Aufforderung zur Prämienzahlung nicht gezahlt, so ist der 
Versicherer, solange die Zahlung nicht bewirkt ist, berechtigt, 
vom Vertrag zurückzutreten. Es gilt als Rücktritt, wenn der 
Anspruch auf die Prämie nicht innerhalb dreier Monate vom 
Fälligkeitstag an gerichtlich geltend gemacht wird.

(2)
Ist die erste oder einmalige Prämie zur Zeit des Eintritts des 
Versicherungsfalls und nach Ablauf der Frist des Abs. 1 noch 
nicht gezahlt, so ist der Versicherer von der Verpflichtung 
zur Leistung frei, es sei denn, dass der Versicherungsneh-
mer an der rechtzeitigen Zahlung der Prämie ohne sein 
Verschulden verhindert war.

(3)
Die Aufforderung zur Prämienzahlung hat die im Abs. 1 
und 2 vorgesehenen Rechtsfolgen nur, wenn der Versiche-
rer den Versicherungsnehmer dabei auf diese hingewiesen 
hat.

(4)
Die Nichtzahlung von Zinsen oder Kosten löst die Rechts-
folgen der Abs. 1 und 2 nicht aus.

§ 39 (FRISTBESTIMMUNG FÜR FOLGEPRÄMIE)

(1)
Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, so kann 
der Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen 
Kosten schriftlich eine Zahlungsfrist von mindestens zwei 
Wochen bestimmen; zur Unterzeichnung genügt eine 
Nachbildung der eigenhändigen Unterschrift. Dabei sind 
die Rechtsfolgen anzugeben, die nach Abs. 2 und 3 mit 
dem Ablauf der Frist verbunden sind. Eine Fristbestimmung 
ohne Beachtung dieser Vorschriften ist unwirksam.

(2)
Tritt der Versicherungsfall nach dem Ablauf der Frist ein und 
ist der Versicherungsnehmer zur Zeit des Eintritts mit der 
Zahlung der Folgeprämie im Verzug, so ist der Versicherer 
von der Verpflichtung zur Leistung frei, es sei denn, dass 
der Versicherungsnehmer an der rechtzeitigen Zahlung 
ohne sein Verschulden verhindert war.

(3)
Der Versicherer kann nach dem Ablauf der Frist das 
Versicherungsverhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungs
frist kündigen, wenn der Versicherungsnehmer mit der 
Zahlung im Verzug ist. Die Kündigung kann bereits mit der 
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Bestimmung der Zahlungsfrist so verbunden werden, dass 
sie mit Fristablauf wirksam wird, wenn der Versicherungs-
nehmer in diesem Zeitpunkt mit der Zahlung im Verzug 
ist; darauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kündigung 
ausdrücklich aufmerksam zu machen. Die Wirkungen der 
Kündigung fallen fort, wenn der Versicherungsnehmer 
innerhalb eines Monats nach der Kündigung oder, falls die 
Kündigung mit der Fristbestimmung verbunden worden ist, 
innerhalb eines Monats nach dem Ablauf der Zahlungsfrist 
die Zahlung nachholt, sofern nicht der Versicherungsfall 
bereits eingetreten ist.

(4)
Die Nichtzahlung von Zinsen oder Kosten löst die Rechts-
folgen der Abs. 1 bis 3 nicht aus.

§ 39 a

Ist der Versicherungsnehmer bloß mit nicht mehr als 
10 v. H. der Jahresprämie, höchstens aber mit 60 Euro 
im Verzug, so tritt eine im § 38 oder § 39 vorgesehene 
Leistungsfreiheit des Versicherers nicht ein.

§ 40 �(PRÄMIE TROTZ AUFHEBUNG DES VERSICHE-
RUNGSVERHÄLTNISSES)

Wird der Versicherungsvertrag während der Versicherungs
periode oder sonst vorzeitig aufgelöst, so gebührt dem 
Versicherer die Prämie nur für die bis dahin verstrichene 
Vertragslaufzeit, soweit nicht Sonderbestimmungen ande-
res vorsehen.

Die Möglichkeit für den Versicherer, sich für diesen Fall 
die Zahlung einer angemessenen Konventionalstrafe 
(Geschäftsgebühr) auszubedingen (§ 1336 ABGB), bleibt 
unberührt.

§ 64 �(FESTSTELLUNGEN DURCH SACHVERSTÄN-
DIGE)

(1)
Eine Vereinbarung, dass einzelne Voraussetzungen des An-
spruchs aus der Versicherung oder die Höhe des Schadens 
in einem Schiedsgutachterverfahren durch Sachverständige 
festgestellt werden sollen, ist nur wirksam, wenn vorge-
sehen ist, dass der Sachverständige oder die Sachverstän-
digen von einem unbeteiligten Dritten oder jeweils in 
gleicher Anzahl vom Versicherer und vom Versicherungs-
nehmer namhaft gemacht werden, wobei vorgesehen wer-
den kann, dass diese Sachverständigen oder ein unbeteilig-
ter Dritter einen Vorsitzenden zu bestimmen haben.

(2)
Die von dem oder den Sachverständigen getroffene Fest-
stellung ist nicht verbindlich, wenn sie offenbar von der 
wirklichen Sachlage erheblich abweicht. Die Feststellung 
erfolgt in diesem Fall durch Urteil. Das Gleiche gilt, wenn 
die Sachverständigen die Feststellung nicht treffen können 
oder wollen oder sie verzögern.

(3)
Sind nach dem Vertrag die Sachverständigen vom Gericht 
zu bestellen, so ist für die Bestellung das Bezirksgericht 
zuständig, in dessen Sprengel der Schaden entstanden 
ist. Durch eine ausdrückliche Vereinbarung der Beteilig-
ten kann die Zuständigkeit eines anderen Bezirksgerichts 
begründet werden. Der Beschluss, durch den dem Antrag 
auf Bestellung der Sachverständigen stattgegeben wird, ist 
nicht anfechtbar.

(4)
Eine Vereinbarung, die von der Vorschrift des Abs. 1 Satz 1 
abweicht, ist nichtig.

§ 68

(1)
Besteht das versicherte Interesse beim Beginn der Versi-
cherung nicht oder gelangt, falls die Versicherung für ein 
künftiges Unternehmen oder sonst für ein künftiges Inte-
resse genommen ist, das Interesse nicht zur Entstehung, 
so ist der Versicherungsnehmer von der Verpflichtung zur 
Zahlung der Prämie frei; der Versicherer kann eine ange-
messene Geschäftsgebühr verlangen.

(2)
Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versi-
cherung weg, so gebührt dem Versicherer die Prämie, die 
er hätte erheben können, wenn die Versicherung nur bis 
zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, in welchem der 
Versicherer vom Wegfall des Interesses Kenntnis erlangt.

(3)
Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versi-
cherung durch ein Kriegsereignis oder durch eine be-
hördliche Maßnahme aus Anlass eines Kriegs weg oder ist 
der Wegfall des Interesses die unvermeidliche Folge eines 
Kriegs, so gebührt dem Versicherer nur der Teil der Prämie, 
welcher der Dauer der Gefahrtragung entspricht.

(4)
In den Fällen der Abs. 2 und 3 sind die dem Versicherungs
nehmer zurückzuerstattenden Prämienteile erst nach 
Kriegsende zu zahlen.

(5)
(Anm.: aufgehoben durch BGBl. Nr. 509/1994)

§ 68 a

Auf eine Vereinbarung, die von den Vorschriften des § 51 
Abs. 1 und 2, des § 58 und der §§ 62, 67 und 68 zum 
Nachteil des Versicherungsnehmers abweicht, kann sich der 
Versicherer nicht berufen.

§ 69 (EINTRITT DES ERWERBERS)

(1)
Wird die versicherte Sache vom Versicherungsnehmer 
veräußert, so tritt anstelle des Veräußerers der Erwerber in 
die während der Dauer seines Eigentums aus dem Versiche-
rungsverhältnis sich ergebenden Rechte und Pflichten des 
Versicherungsnehmers ein.

(2)
Für die Prämie, welche auf die zur Zeit des Eintritts laufende 
Versicherungsperiode entfällt, haften der Veräußerer und 
der Erwerber zur ungeteilten Hand.

(3)
Der Versicherer hat die Veräußerung in Ansehung der durch 
das Versicherungsverhältnis gegen ihn begründeten Forde-
rungen erst dann gegen sich gelten zu lassen, wenn er von 
ihr Kenntnis erlangt; die Vorschriften der §§ 1394 bis 1396 
des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuchs (ABGB) sind 
entsprechend anzuwenden. 
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§ 70 (KÜNDIGUNGSRECHT)

(1)
Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber das Versi-
cherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von einem 
Monat zu kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn 
der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von dem 
Zeitpunkt an ausübt, in welchem er von der Veräußerung 
Kenntnis erlangt hat.

(2)
Der Erwerber ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis zu 
kündigen; die Kündigung kann nur mit sofortiger Wirkung 
oder auf den Schluss der laufenden Versicherungsperiode 
erfolgen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht 
innerhalb eines Monats nach dem Erwerb ausgeübt wird; 
hatte der Erwerber von der Versicherung keine Kenntnis, so 
bleibt das Kündigungsrecht bis zum Ablauf eines Monats 
von dem Zeitpunkt an bestehen, in welchem der Erwerber 
von der Versicherung Kenntnis erlangt hat.

(3)
Wird das Versicherungsverhältnis aufgrund dieser Vorschrif-
ten gekündigt, so hat der Veräußerer dem Versicherer die 
Prämie zu zahlen; der Erwerber haftet in diesen Fällen für 
die Prämie nicht.

§ 71 (ANZEIGE DER VERÄUSSERUNG)

(1)
Die Veräußerung ist dem Versicherer unverzüglich anzu-
zeigen. Wird die Anzeige weder vom Erwerber noch vom 
Veräußerer unverzüglich erstattet, so ist der Versicherer 
von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der Versi-
cherungsfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt 
eintritt, in welchem die Anzeige dem Versicherer hätte 
zugehen müssen.

(2)
Die Verpflichtung des Versicherers zur Leistung bleibt beste-
hen, wenn ihm die Veräußerung in dem Zeitpunkt bekannt 
war, in welchem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen, 
oder wenn die Anzeige nicht vorsätzlich unterlassen wor-
den ist und die Veräußerung keinen Einfluss auf den Eintritt 
des Versicherungsfalls oder soweit sie keinen Einfluss auf 
den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung 
gehabt hat. Das Gleiche gilt, wenn zur Zeit des Eintritts des 
Versicherungsfalls die Frist für die Kündigung des Versiche-
rers abgelaufen und eine Kündigung nicht erfolgt ist.

ARBEITS- UND SOZIALGERICHTSGESETZ 
(ASGG)

§ 51 ARBEITGEBER- UND ARBEITNEHMERBEGRIFF

(1)
Arbeitgeber und Arbeitnehmer im Sinne dieses Bundes
gesetzes sind alle Personen, die zueinander in einem privat- 
oder öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnis, in einem 
Lehr- oder sonstigen Ausbildungsverhältnis stehen oder 
gestanden sind.

(2)
Den Arbeitgebern stehen Personen gleich, für die von 
einem Arbeitnehmer aufgrund eines Arbeitsverhältnisses 
mit einem anderen wie von einem eigenen Arbeitnehmer 
Arbeit geleistet wird.

(3)
Den Arbeitnehmern stehen gleich

1.	 Personen, die den Entgeltschutz für Heimarbeit genie-
ßen, sowie

2.	 sonstige nicht mit gewerblicher Heimarbeit beschäftigte 
Personen, die, ohne in einem Arbeitsverhältnis zu stehen, 
im Auftrag und für Rechnung bestimmter Personen Arbeit 
leisten und wegen wirtschaftlicher Unselbstständigkeit als 
arbeitnehmerähnlich anzusehen sind.

BANKWESENGESETZ (BWG)

§ 31

(1)
Spareinlagen sind Geldeinlagen bei Kreditinstituten, die 
nicht dem Zahlungsverkehr, sondern der Anlage dienen 
und als solche nur gegen die Ausfolgung von besonderen 
Urkunden (Sparurkunden) entgegengenommen werden 
dürfen. Sparurkunden können auf eine bestimmte Bezeich
nung, insbesondere auf den Namen des gemäß den 
Bestimmungen des Finanzmarkt-Geldwäschegesetzes 
(FM-GwG), BGBl. I Nr. 118/2016, identifizierten Kunden 
lauten, die Verwendung anderer Namen als des gemäß 
den Bestimmungen des FM-GwG identifizierten Kunden ist 
jedenfalls unzulässig.

STRAFGESETZBUCH (StGB)

§ 70 GEWERBSMÄSSIGE BEGEHUNG

(1)
Gewerbsmäßig begeht eine Tat, wer sie in der Absicht 
ausführt, sich durch ihre wiederkehrende Begehung längere 
Zeit hindurch ein nicht bloß geringfügiges fortlaufendes 
Einkommen zu verschaffen, und

1.	 unter Einsatz besonderer Fähigkeiten oder Mittel handelt, 
die eine wiederkehrende Begehung nahelegen, oder

2.	 zwei weitere solche Taten schon im Einzelnen geplant 
hat oder

3.	 bereits zwei solche Taten begangen hat oder einmal 
wegen einer solchen Tat verurteilt worden ist.
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(2)
Ein nicht bloß geringfügiges fortlaufendes Einkommen ist 
ein solches, das nach einer jährlichen Durchschnittsbetrach-
tung monatlich den Betrag von 400 Euro übersteigt.

(3)
Eine frühere Tat oder Verurteilung bleibt außer Betracht, 
wenn seit ihrer Begehung oder Rechtskraft bis zur folgen-
den Tat mehr als ein Jahr vergangen ist. In diese Frist wer-
den Zeiten, in denen der Täter auf behördliche Anordnung 
angehalten worden ist, nicht eingerechnet.

§ 71 SCHÄDLICHE NEIGUNG

Auf der gleichen schädlichen Neigung beruhen mit Strafe 
bedrohte Handlungen, wenn sie gegen dasselbe Rechtsgut 
gerichtet oder auf gleichartige verwerfliche Beweggründe 
oder auf den gleichen Charaktermangel zurückzuführen 
sind.

§ 75 MORD

Wer einen anderen tötet, ist mit einer Freiheitsstrafe von 
zehn bis zu zwanzig Jahren oder mit lebenslanger Freiheits-
strafe zu bestrafen.

§ 76 TOTSCHLAG

Wer sich in einer allgemein begreiflichen heftigen Gemüts-
bewegung dazu hinreißen lässt, einen anderen zu töten, ist 
mit Freiheitsstrafe von fünf bis zu zehn Jahren zu bestrafen.

§ 81 GROB FAHRLÄSSIGE TÖTUNG

(1)
Wer grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) den Tod eines anderen 
herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu 
bestrafen.

(2)
Ebenso ist zu bestrafen, wer den Tod eines Menschen 
fahrlässig herbeiführt, nachdem er sich vor der Tat, wenn 
auch nur fahrlässig, durch Genuss von Alkohol oder den 
Gebrauch eines anderen berauschenden Mittels in einen 
die Zurechnungsfähigkeit nicht ausschließenden Rauschzu-
stand versetzt hat, obwohl er vorhergesehen hat oder hätte 
vorhersehen können, dass ihm eine Tätigkeit bevorstehe, 
deren Vornahme in diesem Zustand eine Gefahr für das 
Leben, die Gesundheit oder die körperliche Sicherheit eines 
anderen herbeizuführen oder zu vergrößern geeignet sei.

(3)
Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren ist 
zu bestrafen, wer grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) oder in dem in 
Abs. 2 bezeichneten Fall den Tod einer größeren Zahl von 
Menschen herbeiführt.

§ 82 AUSSETZUNG

(1)
Wer das Leben eines anderen dadurch gefährdet, dass er 
ihn in eine hilflose Lage bringt und in dieser Lage im Stich 
lässt, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf 
Jahren zu bestrafen.

(2)
Ebenso ist zu bestrafen, wer das Leben eines anderen, der 
unter seiner Obhut steht oder dem er sonst beizustehen 
verpflichtet ist (§ 2), dadurch gefährdet, dass er ihn in einer 
hilflosen Lage im Stich lässt.

(3)
Hat die Tat den Tod des Gefährdeten zur Folge, so ist der 
Täter mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu 
bestrafen.

§ 83 KÖRPERVERLETZUNG

(1)
Wer einen anderen am Körper verletzt oder an der Gesund
heit schädigt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder 
mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen.

(2)
Ebenso ist zu bestrafen, wer einen anderen am Körper 
misshandelt und dadurch fahrlässig verletzt oder an der 
Gesundheit schädigt.

§ 84 SCHWERE KÖRPERVERLETZUNG

(1)
Wer einen anderen am Körper misshandelt und ihm 
dadurch fahrlässig eine länger als vierundzwanzig Tage 
dauernde Gesundheitsschädigung oder Berufsunfähigkeit 
oder eine an sich schwere Verletzung oder Gesundheits
schädigung zufügt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
zu bestrafen.

(2)
Ebenso ist zu bestrafen, wer eine Körperverletzung (§ 83 
Abs. 1 oder Abs. 2) an einem Beamten, Zeugen oder Sach-
verständigen während oder wegen der Vollziehung seiner 
Aufgaben oder der Erfüllung seiner Pflichten begeht.

(3)
Ebenso ist der Täter zu bestrafen, wenn er mindestens drei 
selbstständige Taten (§ 83 Abs. 1 oder Abs. 2) ohne begreif-
lichen Anlass und unter Anwendung erheblicher Gewalt 
begangen hat.

(4)
Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren ist 
zu bestrafen, wer einen anderen am Körper verletzt oder 
an der Gesundheit schädigt und dadurch, wenn auch nur 
fahrlässig, eine schwere Körperverletzung oder Gesund-
heitsschädigung (Abs. 1) des anderen herbeiführt.

(5)
Ebenso ist zu bestrafen, wer eine Körperverletzung (§ 83 
Abs. 1 oder Abs. 2) begeht

1.	 auf eine Weise, mit der Lebensgefahr verbunden ist,

2.	 mit mindestens zwei Personen in verabredeter Verbin-
dung oder

3.	 unter Zufügung besonderer Qualen.

§ 85 �KÖRPERVERLETZUNG MIT SCHWEREN 
DAUERFOLGEN

(1)
Wer einen anderen am Körper misshandelt und dadurch 
fahrlässig für immer oder für lange Zeit
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1.	 den Verlust oder eine schwere Schädigung der Sprache, 
des Sehvermögens, des Gehörs oder der Fortpflanzungs-
fähigkeit,

2.	 eine erhebliche Verstümmelung oder eine auffallende 
Verunstaltung oder

3.	 ein schweres Leiden, Siechtum oder Berufsunfähigkeit 
des Geschädigten herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen.

(2)
Mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren ist zu 
bestrafen, wer einen anderen am Körper verletzt oder an der 
Gesundheit schädigt und dadurch fahrlässig eine schwere 
Dauerfolge (Abs. 1) beim Verletzten herbeiführt.

§ 86 �KÖRPERVERLETZUNG MIT TÖDLICHEM 
AUSGANG

(1)
Wer einen anderen am Körper misshandelt und dadurch 
fahrlässig dessen Tod herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe von 
einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen.

(2)
Wer einen anderen am Körper verletzt oder an der Gesund
heit schädigt und dadurch fahrlässig dessen Tod herbeiführt, 
ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu fünfzehn Jahren zu 
bestrafen.

§ 87 �ABSICHTLICHE SCHWERE 
KÖRPERVERLETZUNG

(1)
Wer einem anderen eine schwere Körperverletzung (§ 84 
Abs. 1) absichtlich zufügt, ist mit Freiheitsstrafe von einem 
bis zu zehn Jahren zu bestrafen.

(2)
Zieht die Tat eine schwere Dauerfolge (§ 85) nach sich, so 
ist der Täter mit Freiheitsstrafe von einem bis zu fünfzehn 
Jahren, hat die Tat den Tod des Geschädigten zur Folge, mit 
Freiheitsstrafe von fünf bis zu fünfzehn Jahren zu bestrafen.

§ 92 �QUÄLEN ODER VERNACHLÄSSIGEN UNMÜN-
DIGER, JÜNGERER ODER WEHRLOSER PERSO-
NEN

(1)
Wer einem anderen, der seiner Fürsorge oder Obhut 
untersteht und der das achtzehnte Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat oder wegen Gebrechlichkeit, Krankheit oder 
einer geistigen Behinderung wehrlos ist, körperliche oder 
seelische Qualen zufügt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren zu bestrafen.

(2)
Ebenso ist zu bestrafen, wer seine Verpflichtung zur Fürsor-
ge oder Obhut einem solchen Menschen gegenüber gröb-
lich vernachlässigt und dadurch, wenn auch nur fahrlässig, 
dessen Gesundheit oder dessen körperliche oder geistige 
Entwicklung beträchtlich schädigt.

(3)
Hat die Tat eine Körperverletzung mit schweren Dauerfolgen 
(§ 85) zur Folge, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren, hat sie den Tod des Geschä-
digten zur Folge, mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn 
Jahren zu bestrafen.

§ 93 �ÜBERANSTRENGUNG UNMÜNDIGER, JÜN-
GERER ODER SCHONUNGSBEDÜRFTIGER 
PERSONEN

(1)
Wer einen anderen, der von ihm abhängig ist oder seiner 
Fürsorge oder Obhut untersteht und der das achtzehnte 
Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder wegen seines 
Gesundheitszustands offensichtlich schonungsbedürftig ist, 
aus Bosheit oder rücksichtslos überanstrengt und dadurch, 
wenn auch nur fahrlässig, die Gefahr des Todes oder 
einer beträchtlichen Körperverletzung oder Gesundheits
schädigung des Überanstrengten herbeiführt, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen.

(2)
Hat die Tat eine der im § 92 Abs. 3 genannten Folgen, so 
sind die dort angedrohten Strafen zu verhängen.

§ 94 IM-STICH-LASSEN EINES VERLETZTEN

(1)
Wer es unterlässt, einem anderen, dessen Verletzung am 
Körper (§ 83) er, wenn auch nicht widerrechtlich, verur-
sacht hat, die erforderliche Hilfe zu leisten, ist mit Frei-
heitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 
Tagessätzen zu bestrafen.

(2)
Hat das Im-Stich-Lassen eine schwere Körperverletzung 
(§ 84 Abs. 1) des Verletzten zur Folge, so ist der Täter mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren, hat es seinen Tod zur Folge, 
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen.

(3)
Der Täter ist entschuldigt, wenn ihm die Hilfeleistung nicht 
zuzumuten ist. Die Hilfeleistung ist insbesondere dann nicht 
zuzumuten, wenn sie nur unter der Gefahr des Todes oder 
einer beträchtlichen Körperverletzung oder Gesundheits-
schädigung oder unter Verletzung anderer überwiegender 
Interessen möglich wäre.

(4)
Der Täter ist nach Abs. 1 und 2 nicht zu bestrafen, wenn 
er schon wegen der Verletzung mit der gleichen oder einer 
strengeren Strafe bedroht ist.

§ 95 UNTERLASSUNG DER HILFELEISTUNG

(1)
Wer es bei einem Unglücksfall oder einer Gemeingefahr 
(§ 176) unterlässt, die zur Rettung eines Menschen aus 
der Gefahr des Todes oder einer beträchtlichen Körper-
verletzung oder Gesundheitsschädigung offensichtlich 
erforderliche Hilfe zu leisten, ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessät-
zen, wenn die Unterlassung der Hilfeleistung jedoch den 
Tod eines Menschen zur Folge hat, mit Freiheitsstrafe bis 
zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen 
zu bestrafen, es sei denn, dass die Hilfeleistung dem Täter 
nicht zuzumuten ist.

(2)
Die Hilfeleistung ist insbesondere dann nicht zuzumuten, 
wenn sie nur unter Gefahr für Leib oder Leben oder unter 
Verletzung anderer ins Gewicht fallender Interessen mög-
lich wäre. 
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§ 99 FREIHEITSENTZIEHUNG

(1)
Wer einen anderen widerrechtlich gefangen hält oder ihm 
auf andere Weise die persönliche Freiheit entzieht, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen.

(2)
Wer die Freiheitsentziehung länger als einen Monat 
aufrechterhält oder sie auf solche Weise, dass sie dem 
Festgehaltenen besondere Qualen bereitet, oder unter 
solchen Umständen begeht, dass sie für ihn mit besonders 
schweren Nachteilen verbunden ist, ist mit Freiheitsstrafe 
von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen.

§ 100 �ENTFÜHRUNG EINER GEISTESKRANKEN 
ODER WEHRLOSEN PERSON

Wer eine geisteskranke oder wehrlose Person in der Absicht 
entführt, dass sie von ihm oder einem Dritten sexuell miss-
braucht werde, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
bis zu fünf Jahren zu bestrafen.

§ 101 �ENTFÜHRUNG EINER UNMÜNDIGEN 
PERSON

Wer eine unmündige Person in der Absicht entführt, dass 
sie von ihm oder einem Dritten sexuell missbraucht werde, 
ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren 
zu bestrafen.

§ 102 ERPRESSERISCHE ENTFÜHRUNG

(1)
Wer einen anderen ohne dessen Einwilligung mit Gewalt 
oder nachdem er die Einwilligung durch gefährliche Dro
hung oder List erlangt hat, entführt oder sich seiner sonst 
bemächtigt, um einen Dritten zu einer Handlung, Duldung 
oder Unterlassung zu nötigen, ist mit Freiheitsstrafe von zehn 
bis zu zwanzig Jahren zu bestrafen.

(2)
Ebenso ist zu bestrafen, wer

1.	 in der im Abs. 1 genannten Absicht eine unmündige, 
geisteskranke oder wegen ihres Zustands zum Wider
stand unfähige Person entführt oder sich ihrer sonst 
bemächtigt oder

2.	 unter Ausnützung einer ohne Nötigungsabsicht vorge
nommenen Entführung oder sonstigen Bemächtigung 
einer Person einen Dritten zu einer Handlung, Duldung 
oder Unterlassung nötigt. 

(3)
Hat die Tat den Tod der Person zur Folge, die entführt 
worden ist oder deren sich der Täter sonst bemächtigt hat, 
so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig 
Jahren oder mit lebenslanger Freiheitsstrafe zu bestrafen.

(4)
Lässt der Täter freiwillig unter Verzicht auf die begehrte 
Leistung die Person, die entführt worden ist oder deren sich 
der Täter sonst bemächtigt hat, ohne ernstlichen Schaden 
in ihren Lebenskreis zurückgelangen, so ist er mit Freiheits-
strafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 
 
 
 

§ 103 �ÜBERLIEFERUNG AN EINE AUSLÄNDISCHE 
MACHT

(1)
Wer einen anderen ohne dessen Einwilligung mit Gewalt 
oder nachdem er seine Einwilligung durch gefährliche 
Drohung oder List erlangt hat, ebenso wer eine unmündige, 
geisteskranke oder wegen ihres Zustands zum Widerstand 
unfähige Person einer ausländischen Macht überliefert, 
ist, wenn der Täter oder der Überlieferte ein Österreicher 
ist oder sich der Überlieferte zur Zeit der Tat im Inland 
aufgehalten hat, mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig 
Jahren zu bestrafen.

(2)
Wird das Opfer durch die Tat keiner erheblichen Gefahr 
ausgesetzt, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von fünf bis 
zu zehn Jahren zu bestrafen.

§ 104 SKLAVEREI

(1)
Wer Sklavenhandel treibt oder sonst einer anderen Person 
in Form von Sklaverei oder einer sklavereiähnlichen Lage 
die persönliche Freiheit entzieht, ist mit Freiheitsstrafe von 
zehn bis zu zwanzig Jahren zu bestrafen.

(2)
Ebenso ist zu bestrafen, wer bewirkt, dass ein anderer 
versklavt oder in eine sklavereiähnliche Lage gebracht wird 
oder dass sich ein anderer in Sklaverei oder eine sklaverei-
ähnliche Lage begibt.

§ 104 a MENSCHENHANDEL

(1)
Wer eine volljährige Person mit dem Vorsatz, dass sie 
ausgebeutet werde (Abs. 3), unter Einsatz unlauterer Mittel 
(Abs. 2) gegen diese Person anwirbt, beherbergt oder sonst 
aufnimmt, befördert oder einem anderen anbietet oder 
weitergibt, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
fünf Jahren zu bestrafen.

(2)
Unlautere Mittel sind der Einsatz von Gewalt oder gefähr
licher Drohung, die Täuschung über Tatsachen, die 
Ausnützung einer Autoritätsstellung, einer Zwangslage, 
einer Geisteskrankheit oder eines Zustands, der die Person 
wehrlos macht, die Einschüchterung und die Gewährung 
oder Annahme eines Vorteils für die Übergabe der Herr-
schaft über die Person.

(3)
Ausbeutung umfasst die sexuelle Ausbeutung, die Ausbeu
tung durch Organentnahme, die Ausbeutung der Arbeits-
kraft, die Ausbeutung zur Bettelei sowie die Ausbeutung zur 
Begehung mit Strafe bedrohter Handlungen.

(4)
Wer die Tat im Rahmen einer kriminellen Vereinigung, 
unter Anwendung schwerer Gewalt oder so begeht, dass 
durch die Tat das Leben der Person vorsätzlich oder grob 
fahrlässig (§ 6 Abs. 3) gefährdet wird oder die Tat einen 
besonders schweren Nachteil für die Person zur Folge hat, 
ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu 
bestrafen. 
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(4)
Mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren ist auch zu 
bestrafen, wer eine minderjährige Person mit dem Vorsatz, 
dass sie ausgebeutet werde (Abs. 3), anwirbt, beherbergt 
oder sonst aufnimmt, befördert oder einem anderen anbie-
tet oder weitergibt.

§ 105 NÖTIGUNG

(1)
Wer einen anderen mit Gewalt oder durch gefährliche 
Drohung zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung 
nötigt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen.

(2)
Die Tat ist nicht rechtswidrig, wenn die Anwendung der 
Gewalt oder Drohung als Mittel zu dem angestrebten 
Zweck nicht den guten Sitten widerstreitet.

§ 106 SCHWERE NÖTIGUNG

(1)
Wer eine Nötigung begeht, indem er

1.	 mit dem Tod, mit einer erheblichen Verstümmelung 
oder einer auffallenden Verunstaltung, mit einer Ent-
führung, mit einer Brandstiftung, mit einer Gefährdung 
durch Kernenergie, ionisierende Strahlen oder Spreng-
mittel oder mit der Vernichtung der wirtschaftlichen 
Existenz oder gesellschaftlichen Stellung droht,

2.	 die genötigte oder eine andere Person, gegen die sich 
die Gewalt oder gefährliche Drohung richtet, durch 
diese Mittel längere Zeit hindurch in einen qualvollen 
Zustand versetzt oder

3.	 die genötigte Person zur Prostitution oder zur Mitwir-
kung an einer pornografischen Darbietung (§ 215 a 
Abs. 3) oder sonst zu einer Handlung, Duldung oder 
Unterlassung veranlasst, die besonders wichtige Interes-
sen der genötigten oder einer dritten Person verletzt, ist 
mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren 
zu bestrafen.

(2)
Hat die Tat den Selbstmord oder einen Selbstmordversuch 
der genötigten oder einer anderen Person, gegen die sich 
die Gewalt oder gefährliche Drohung richtet, zur Folge, 
so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn 
Jahren zu bestrafen.

(3)
Ebenso ist zu bestrafen, wer eine Nötigung zur Prostitution 
oder zur Mitwirkung an einer pornografischen Darbietung 
gegen eine unmündige Person, im Rahmen einer krimi-
nellen Vereinigung, unter Anwendung schwerer Gewalt 
oder so begeht, dass durch die Tat das Leben der Person 
vorsätzlich oder grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) gefährdet wird 
oder die Tat einen besonders schweren Nachteil für die 
Person zur Folge hat.

§ 107 GEFÄHRLICHE DROHUNG

(1)
Wer einen anderen gefährlich bedroht, um ihn in Furcht 
und Unruhe zu versetzen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu 
bestrafen.

(2)
Wer eine gefährliche Drohung begeht, indem er mit dem 
Tod, mit einer erheblichen Verstümmelung oder einer 
auffallenden Verunstaltung, mit einer Entführung, mit einer 
Brandstiftung, mit einer Gefährdung durch Kernenergie, 
ionisierende Strahlen oder Sprengmittel oder mit der 
Vernichtung der wirtschaftlichen Existenz oder gesellschaft-
lichen Stellung droht oder den Bedrohten oder einen ande-
ren, gegen den sich die Gewalt oder gefährliche Drohung 
richtet, durch diese Mittel längere Zeit hindurch in einen 
qualvollen Zustand versetzt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren zu bestrafen.

(3)
In den im § 106 Abs. 2 genannten Fällen ist die dort vorge-
sehene Strafe zu verhängen.

§ 107 a BEHARRLICHE VERFOLGUNG

(1)
Wer eine Person widerrechtlich beharrlich verfolgt (Abs. 2), 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen.

(2)
Beharrlich verfolgt eine Person, wer in einer Weise, die 
geeignet ist, sie in ihrer Lebensführung unzumutbar zu 
beeinträchtigen, eine längere Zeit hindurch fortgesetzt

1.	 ihre räumliche Nähe aufsucht,

2.	 im Wege einer Telekommunikation oder unter Verwen-
dung eines sonstigen Kommunikationsmittels oder über 
Dritte Kontakt zu ihr herstellt,

3.	 unter Verwendung ihrer personenbezogenen Daten 
Waren oder Dienstleistungen für sie bestellt oder

4.	 unter Verwendung ihrer personenbezogenen Daten 
Dritte veranlasst, mit ihr Kontakt aufzunehmen.

(3)
Hat die Tat den Selbstmord oder einen Selbstmordversuch 
der im Sinn des Abs. 2 verfolgten Person zur Folge, so ist 
der Täter mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen.

§ 201 VERGEWALTIGUNG

(1)
Wer eine Person mit Gewalt, durch Entziehung der persön-
lichen Freiheit oder durch Drohung mit gegenwärtiger Ge-
fahr für Leib oder Leben (§ 89) zur Vornahme oder Duldung 
des Beischlafes oder einer dem Beischlaf gleichzusetzenden 
geschlechtlichen Handlung nötigt, ist mit Freiheitsstrafe 
von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen.

(2)
Hat die Tat eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) 
oder eine Schwangerschaft der vergewaltigten Person zur 
Folge oder wird die vergewaltigte Person durch die Tat 
längere Zeit hindurch in einen qualvollen Zustand versetzt 
oder in besonderer Weise erniedrigt, so ist der Täter mit 
Freiheitsstrafe von fünf bis zu fünfzehn Jahren, hat die Tat 
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aber den Tod der vergewaltigten Person zur Folge, mit 
Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren oder mit 
lebenslanger Freiheitsstrafe zu bestrafen.

§ 202 GESCHLECHTLICHE NÖTIGUNG

(1)
Wer außer den Fällen des § 201 eine Person mit Gewalt 
oder durch gefährliche Drohung zur Vornahme oder 
Duldung einer geschlechtlichen Handlung nötigt, ist mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu 
bestrafen.

(2)
Hat die Tat eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) 
oder eine Schwangerschaft der genötigten Person zur 
Folge oder wird die genötigte Person durch die Tat längere 
Zeit hindurch in einen qualvollen Zustand versetzt oder in 
besonderer Weise erniedrigt, so ist der Täter mit Freiheits-
strafe von fünf bis zu fünfzehn Jahren, hat die Tat aber den 
Tod der genötigten Person zur Folge, mit Freiheitsstrafe von 
zehn bis zu zwanzig Jahren oder mit lebenslanger Freiheits-
strafe zu bestrafen.

§ 205 �SEXUELLER MISSBRAUCH EINER WEHRLO-
SEN ODER PSYCHISCH BEEINTRÄCHTIGTEN 
PERSON

(1)
Wer eine wehrlose Person oder eine Person, die wegen 
einer Geisteskrankheit, wegen einer geistigen Behinderung, 
wegen einer tiefgreifenden Bewusstseinsstörung oder 
wegen einer anderen schweren, einem dieser Zustände 
gleichwertigen seelischen Störung unfähig ist, die Bedeu-
tung des Vorgangs einzusehen oder nach dieser Einsicht 
zu handeln, unter Ausnützung dieses Zustands dadurch 
missbraucht, dass er mit ihr den Beischlaf oder eine dem 
Beischlaf gleichzusetzende Handlung vornimmt oder sie zur 
Vornahme oder Duldung des Beischlafes oder einer dem 
Beischlaf gleichzusetzenden geschlechtlichen Handlung mit 
einer anderen Person oder, um sich oder einen Dritten ge-
schlechtlich zu erregen oder zu befriedigen, dazu verleitet, 
eine dem Beischlaf gleichzusetzende geschlechtliche Hand-
lung an sich selbst vorzunehmen, ist mit Freiheitsstrafe von 
einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen.

(2)
Wer außer dem Fall des Abs. 1 eine wehrlose oder psy-
chisch beeinträchtigte Person (Abs. 1) unter Ausnützung 
dieses Zustands dadurch missbraucht, dass er an ihr eine 
geschlechtliche Handlung vornimmt oder von ihr an sich 
vornehmen lässt oder sie zu einer geschlechtlichen Hand-
lung mit einer anderen Person oder, um sich oder einen 
Dritten geschlechtlich zu erregen oder zu befriedigen, 
dazu verleitet, eine geschlechtliche Handlung an sich selbst 
vorzunehmen, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis 
zu fünf Jahren zu bestrafen.

(3)
Hat die Tat eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) 
oder eine Schwangerschaft der missbrauchten Person zur 
Folge oder wird die missbrauchte Person durch die Tat 
längere Zeit hindurch in einen qualvollen Zustand versetzt 
oder in besonderer Weise erniedrigt, so ist der Täter mit 
Freiheitsstrafe von fünf bis zu fünfzehn Jahren, hat die Tat 
aber den Tod der missbrauchten Person zur Folge, mit 
Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren oder mit 
lebenslanger Freiheitsstrafe zu bestrafen.

§ 206 �SCHWERER SEXUELLER MISSBRAUCH VON 
UNMÜNDIGEN

(1)
Wer mit einer unmündigen Person den Beischlaf oder eine 
dem Beischlaf gleichzusetzende geschlechtliche Handlung 
unternimmt, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn 
Jahren zu bestrafen.

(2)
Ebenso ist zu bestrafen, wer eine unmündige Person zur 
Vornahme oder Duldung des Beischlafes oder einer dem 
Beischlaf gleichzusetzenden geschlechtlichen Handlung 
mit einer anderen Person oder, um sich oder einen Dritten 
geschlechtlich zu erregen oder zu befriedigen, dazu verlei-
tet, eine dem Beischlaf gleichzusetzende geschlechtliche 
Handlung an sich selbst vorzunehmen.

(3)
Hat die Tat eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) 
oder eine Schwangerschaft der unmündigen Person zur 
Folge oder wird die unmündige Person durch die Tat 
längere Zeit hindurch in einen qualvollen Zustand versetzt 
oder in besonderer Weise erniedrigt, so ist der Täter mit 
Freiheitsstrafe von fünf bis zu fünfzehn Jahren, hat sie aber 
den Tod der unmündigen Person zur Folge, mit Freiheits-
strafe von zehn bis zu zwanzig Jahren oder mit lebenslan-
ger Freiheitsstrafe zu bestrafen.

(4)
Übersteigt das Alter des Täters das Alter der unmündigen Per-
son nicht um mehr als drei Jahre, besteht die geschlechtliche 
Handlung nicht in der Penetration mit einem Gegenstand und 
hat die Tat weder eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) 
noch den Tod der unmündigen Person zur Folge, so ist der 
Täter nach Abs. 1 und 2 nicht zu bestrafen, es sei denn, die un-
mündige Person hätte das 13. Lebensjahr noch nicht vollendet.

§ 207 �SEXUELLER MISSBRAUCH VON UNMÜNDI-
GEN

(1)
Wer außer dem Fall des § 206 eine geschlechtliche Hand-
lung an einer unmündigen Person vornimmt oder von 
einer unmündigen Person an sich vornehmen lässt, ist mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu 
bestrafen.

(2)
Ebenso ist zu bestrafen, wer eine unmündige Person zu 
einer geschlechtlichen Handlung (Abs. 1) mit einer anderen 
Person oder, um sich oder einen Dritten geschlechtlich zu 
erregen oder zu befriedigen, dazu verleitet, eine ge-
schlechtliche Handlung an sich selbst vorzunehmen.

(3)
Hat die Tat eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) 
zur Folge, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von fünf bis zu 
fünfzehn Jahren, hat sie aber den Tod der unmündigen Per-
son zur Folge, mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig 
Jahren oder mit lebenslanger Freiheitsstrafe zu bestrafen.

(4)
Übersteigt das Alter des Täters das Alter der unmündigen 
Person nicht um mehr als vier Jahre und ist keine der Folgen 
des Abs. 3 eingetreten, so ist der Täter nach Abs. 1 und 2 
nicht zu bestrafen, es sei denn, die unmündige Person hätte 
das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet.
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§ 207 a �PORNOGRAFISCHE DARSTELLUNGEN 
MINDERJÄHRIGER

(1)
Wer eine pornografische Darstellung einer minderjährigen 
Person (Abs. 4)

1.	 herstellt oder

2.	 einem anderen anbietet, verschafft, überlässt, vorführt 
oder sonst zugänglich macht,

ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen.

(2)
Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren 
ist zu bestrafen, wer eine pornografische Darstellung einer 
minderjährigen Person (Abs. 4) zum Zweck der Verbreitung 
herstellt, einführt, befördert oder ausführt oder eine Tat nach 
Abs. 1 gewerbsmäßig begeht. Mit Freiheitsstrafe von einem 
bis zu zehn Jahren ist zu bestrafen, wer die Tat als Mitglied 
einer kriminellen Vereinigung oder so begeht, dass sie einen 
besonders schweren Nachteil der minderjährigen Person zur 
Folge hat; ebenso ist zu bestrafen, wer eine pornografische 
Darstellung einer minderjährigen Person (Abs. 4) unter An-
wendung schwerer Gewalt herstellt oder bei der Herstellung 
das Leben der dargestellten minderjährigen Person vorsätz-
lich oder grob fahrlässig gefährdet.

(3)
Wer sich eine pornografische Darstellung einer mündigen 
minderjährigen Person (Abs. 4 Z. 3 und 4) verschafft oder 
eine solche besitzt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 
Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren ist zu bestrafen, wer 
sich eine pornografische Darstellung einer unmündigen 
Person (Abs. 4) verschafft oder eine solche besitzt.

(3 a)
Nach Abs. 3 wird auch bestraft, wer im Internet wissentlich 
auf eine pornografische Darstellung Minderjähriger zugreift.

(4)
Pornografische Darstellungen Minderjähriger sind

1.	 wirklichkeitsnahe Abbildungen einer geschlechtlichen 
Handlung an einer unmündigen Person oder einer 
unmündigen Person an sich selbst, an einer anderen 
Person oder mit einem Tier,

2.	 wirklichkeitsnahe Abbildungen eines Geschehens mit ei-
ner unmündigen Person, dessen Betrachtung nach den 
Umständen den Eindruck vermittelt, dass es sich dabei 
um eine geschlechtliche Handlung an der unmündigen 
Person oder der unmündigen Person an sich selbst, an 
einer anderen Person oder mit einem Tier handelt,

3.	 wirklichkeitsnahe Abbildungen

a)	 einer geschlechtlichen Handlung im Sinne der Z. 1 
oder eines Geschehens im Sinne der Z. 2, jedoch mit 
mündigen Minderjährigen, oder

b)	der Genitalien oder der Schamgegend Minderjähriger,

soweit es sich um reißerisch verzerrte, auf sich selbst re-
duzierte und von anderen Lebensäußerungen losgelöste 
Abbildungen handelt, die der sexuellen Erregung des 
Betrachters dienen; 

4.	 bildliche Darstellungen, deren Betrachtung – zufolge 
Veränderung einer Abbildung oder ohne Verwendung 
einer solchen – nach den Umständen den Eindruck ver-
mittelt, es handle sich um eine Abbildung nach den Z. 1 
bis 3.

(5)
Nach Abs. 1 Z. 1 und Abs. 3 ist nicht zu bestrafen, wer

1.	 eine pornografische Darstellung einer mündigen min-
derjährigen Person mit deren Einwilligung und zu deren 
eigenem Gebrauch herstellt oder besitzt oder

a) �eine pornografische Darstellung einer mündigen 
minderjährigen Person von sich selbst herstellt, besitzt 
oder einem anderen zu dessen eigenen Gebrauch 
anbietet, verschafft, überlässt, vorführt oder sonst 
zugänglich macht oder

2.	 eine pornografische Darstellung einer mündigen min-
derjährigen Person nach Abs. 4 Z. 4 zu seinem eigenen 
Gebrauch herstellt oder besitzt, sofern mit der Tat keine 
Gefahr der Verbreitung der Darstellung verbunden ist.

§ 207 b �SEXUELLER MISSBRAUCH VON 
JUGENDLICHEN

(1)
Wer an einer Person, die das 16. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat und aus bestimmten Gründen noch nicht reif 
genug ist, die Bedeutung des Vorgangs einzusehen oder 
nach dieser Einsicht zu handeln, unter Ausnützung dieser 
mangelnden Reife sowie seiner altersbedingten Überlegen-
heit eine geschlechtliche Handlung vornimmt, von einer 
solchen Person an sich vornehmen lässt oder eine solche 
Person dazu verleitet, eine geschlechtliche Handlung an 
einem Dritten vorzunehmen oder von einem Dritten an 
sich vornehmen zu lassen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu 
bestrafen.

(2)
Wer an einer Person, die das 8. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat, unter Ausnützung einer Zwangslage dieser 
Person eine geschlechtliche Handlung vornimmt, von einer 
solchen Person an sich vornehmen lässt oder eine solche 
Person dazu verleitet, eine geschlechtliche Handlung an 
einem Dritten vorzunehmen oder von einem Dritten an 
sich vornehmen zu lassen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren zu bestrafen.

(3)
Wer eine Person, die das 18. Lebensjahr noch nicht voll-
endet hat, unmittelbar durch ein Entgelt dazu verleitet, 
eine geschlechtliche Handlung an ihm oder einem Dritten 
vorzunehmen oder von ihm oder einem Dritten an sich 
vornehmen zu lassen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren zu bestrafen.
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§ 208 �SITTLICHE GEFÄHRDUNG VON PERSONEN 
UNTER SECHZEHN JAHREN

(1)
Wer eine Handlung, die geeignet ist, die sittliche, seelische 
oder gesundheitliche Entwicklung von Personen unter sech-
zehn Jahren zu gefährden, vor einer unmündigen Person 
oder einer seiner Erziehung, Ausbildung oder Aufsicht 
unterstehenden Person unter sechzehn Jahren vornimmt, 
um dadurch sich oder einen Dritten geschlechtlich zu 
erregen oder zu befriedigen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu 
bestrafen, es sei denn, dass nach den Umständen des Falls 
eine Gefährdung der unmündigen Person oder der Person 
unter sechzehn Jahren ausgeschlossen ist.

(2)
Ebenso ist zu bestrafen, wer, außer dem Fall des Abs. 1, 
um sich oder einen Dritten geschlechtlich zu erregen oder 
zu befriedigen, bewirkt, dass eine unmündige Person eine 
geschlechtliche Handlung wahrnimmt.

(3)
Wer, um sich oder einen Dritten geschlechtlich zu erregen 
oder zu befriedigen, bewirkt, dass eine unmündige Person 
eine strafbare Handlung nach den §§ 201 bis 207 oder 
207 b wahrnimmt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren 
zu bestrafen.

(4)
Übersteigt das Alter des Täters im ersten Fall des Abs. 1 
und im Abs. 2 das Alter der unmündigen Person nicht um 
mehr als vier Jahre, so ist der Täter nach Abs. 1 und 2 nicht 
zu bestrafen, es sei denn, die unmündige Person hätte das 
zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet.

§ 212 �MISSBRAUCH EINES AUTORITÄTS-
VERHÄLTNISSES

(1)
Wer

1.	 mit einer mit ihm in absteigender Linie verwandten min-
derjährigen Person, seinem minderjährigen Wahlkind, 
Stiefkind oder Mündel oder

2.	 mit einer minderjährigen Person, die seiner Erziehung, 
Ausbildung oder Aufsicht untersteht, unter Ausnützung 
seiner Stellung gegenüber dieser Person eine geschlecht
liche Handlung vornimmt oder von einer solchen Person 
an sich vornehmen lässt oder, um sich oder einen 
Dritten geschlechtlich zu erregen oder zu befriedigen, 
sie dazu verleitet, eine geschlechtliche Handlung an sich 
selbst vorzunehmen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren zu bestrafen.

(2)
Ebenso ist zu bestrafen, wer 

1.	 als Arzt, klinischer Psychologe, Gesundheitspsychologe, 
Psychotherapeut, Angehöriger eines Gesundheits- und 
Krankenpflegeberufs oder Seelsorger mit einer berufs-
mäßig betreuten Person,

2.	 als Angestellter einer Erziehungsanstalt oder sonst als 
in einer Erziehungsanstalt Beschäftigter mit einer in der 
Anstalt betreuten Person oder 

3.	 als Beamter mit einer Person, die seiner amtlichen 
Obhut anvertraut ist, unter Ausnützung seiner Stel-
lung dieser Person gegenüber eine geschlechtliche 
Handlung vornimmt oder von einer solchen Person an 
sich vornehmen lässt oder, um sich oder einen Dritten 
geschlechtlich zu erregen oder zu befriedigen, sie dazu 
verleitet, eine geschlechtliche Handlung an sich selbst 
vorzunehmen.

§ 213 KUPPELEI

(1)
Wer eine Person, zu der er in einem der im § 212 bezeich-
neten Verhältnisse steht, unter den dort genannten Voraus-
setzungen zu einer geschlechtlichen Handlung mit einer 
anderen Person verleitet oder die persönliche Annäherung 
der beiden Personen zur Vornahme einer geschlechtlichen 
Handlung herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren zu bestrafen.

(2)
Handelt der Täter, um sich oder einem anderen einen 
Vermögensvorteil zu verschaffen, so ist er mit Freiheitsstrafe 
von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen.

§ 215 ZUFÜHREN ZUR PROSTITUTION

Wer eine Person der Prostitution zuführt, ist mit Freiheits-
strafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen.

§ 215 a �FÖRDERUNG DER PROSTITUTION UND 
PORNOGRAFISCHER DARBIETUNGEN 
MINDERJÄHRIGER

(1)
Wer eine minderjährige Person, mag sie auch bereits der 
Prostitution nachgehen, zur Ausübung der Prostitution 
oder zur Mitwirkung an einer pornografischen Darbietung 
anwirbt oder einem anderen zu einem solchen Zweck 
anbietet oder vermittelt, ist mit Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. Ebenso ist zu 
bestrafen, wer eine minderjährige Person, die der Prostitu-
tion nachgeht oder an einer pornografischen Darbietung 
mitwirkt, ausnützt, um sich oder einem anderen einen 
Vermögensvorteil zuzuwenden.

(2)
Wer die Tat gegen eine unmündige Person, im Rahmen 
einer kriminellen Vereinigung, unter Anwendung schwerer 
Gewalt oder so begeht, dass durch die Tat das Leben der 
Person vorsätzlich oder grob fahrlässig (§ 6 Abs. 3) gefähr-
det wird oder die Tat einen besonders schweren Nachteil 
für die Person zur Folge hat, ist mit Freiheitsstrafe von 
einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen.

(2 a)
Wer wissentlich eine pornografische Darbietung, an der 
eine mündige minderjährige Person mitwirkt, betrachtet, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis 
zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. Mit Freiheitsstrafe bis zu 
zwei Jahren ist zu bestrafen, wer wissentlich eine pornogra-
fische Darbietung, an der eine unmündige Person mitwirkt, 
betrachtet.

(3)
An einer pornografischen Darbietung wirkt mit, wer dabei 
eine auf sich selbst reduzierte, von anderen Lebensäußerun-
gen losgelöste und der sexuellen Erregung eines Betrach-
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ters dienende geschlechtliche Handlung an sich selbst, an 
einer anderen Person oder mit einem Tier vornimmt, eine 
solche geschlechtliche Handlung an sich vornehmen lässt 
oder auf solche Weise seine Genitalien oder seine Schamge-
gend zur Schau stellt.

§ 217 �GRENZÜBERSCHREITENDER  
PROSTITUTIONS-HANDEL

(1)
Wer eine Person, mag sie auch bereits der Prostitution 
nachgehen, der Prostitution in einem anderen Staat als in 
dem, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt oder in dem 
sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat, zuführt oder sie 
hierfür anwirbt, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
bis zu fünf Jahren, wenn er die Tat jedoch gewerbsmäßig 
begeht, mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu 
bestrafen.

(2)
Wer eine Person (Abs. 1) mit dem Vorsatz, dass sie in einem 
anderen Staat als in dem, dessen Staatsangehörigkeit sie 
besitzt oder in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat, 
der Prostitution nachgehe, durch Täuschung über dieses 
Vorhaben verleitet oder mit Gewalt oder durch gefährliche 
Drohung nötigt, sich in einen anderen Staat zu begeben, 
oder sie mit Gewalt oder unter Ausnützung ihres Irrtums 
über dieses Vorhaben in einen anderen Staat befördert, ist 
mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestra-
fen.

STRAFPROZESSORDNUNG (StPO)

§ 72 SUBSIDIARANKLÄGER

(1)
Privatbeteiligte sind berechtigt, die Anklage als Subsidiar
ankläger aufrechtzuerhalten, wenn die Staatsanwaltschaft 
von der Anklage zurücktritt. Zum Subsidiarankläger wird 
der Privatbeteiligte durch die Erklärung, die Anklage auf-
rechtzuerhalten; das Opfer hat zuvor überdies zu erklären, 
am Verfahren als Privatbeteiligter mitzuwirken.

(2)
Tritt die Staatsanwaltschaft in der Hauptverhandlung von 
der Anklage zurück, so ist eine Erklärung nach Abs. 1 so-
gleich abzugeben. Erfolgt dies nicht, ist der Privatbeteiligte 
zur Hauptverhandlung trotz ordnungsgemäßer Ladung 
nicht erschienen oder unterlässt er es, in der Hauptver-
handlung zur Aufrechterhaltung der Anklage erforderliche 
Anträge zu stellen, so ist der Angeklagte freizusprechen 
(§ 259 Z. 2).

(3)
Tritt die Staatsanwaltschaft außerhalb der Hauptverhand-
lung von der Anklage zurück, so hat das Gericht den 
Privatbeteiligten zu verständigen, der seine Erklärung 
binnen einem Monat abgeben kann. Gleiches gilt, wenn 
der Privatbeteiligte, ohne darauf verzichtet zu haben, zur 
Hauptverhandlung nicht geladen wurde oder seine Ladung 
nicht ausgewiesen ist. Sofern er dies nicht tut, wird ange-
nommen, dass er die Verfolgung nicht aufrechterhalte. In 
diesem Fall ist das Verfahren mit Beschluss einzustellen.

(4)
Der Subsidiarankläger hat im Hauptverfahren die gleichen 
Rechte wie der Privatankläger. Rechtsmittel gegen Urteile 
stehen ihm jedoch nur so weit zu, als der Privatbeteiligte sie 

zu erheben berechtigt ist. Die Staatsanwaltschaft kann sich 
jederzeit über den Gang des Verfahrens informieren und 
die Anklage wieder an sich ziehen; in diesem Fall stehen 
dem Subsidiarankläger wieder die Rechte des Privatbetei-
ligten zu.

FINANZSTRAFGESETZ

§ 25 ABSEHEN VON DER STRAFE; VERWARNUNG

(1)
Die Finanzstrafbehörde hat von der Einleitung oder von 
der weiteren Durchführung eines Finanzstrafverfahrens 
und von der Verhängung einer Strafe abzusehen, wenn das 
Verschulden des Täters geringfügig ist und die Tat keine 
oder nur unbedeutende Folgen nach sich gezogen hat. 
Sie hat jedoch dem Täter mit Bescheid eine Verwarnung 
zu erteilen, wenn dies geboten ist, um ihn von weiteren 
Finanzvergehen abzuhalten.

(2)
Unter den im Abs. 1 angeführten Voraussetzungen können 
die Behörden und Ämter der Bundesfinanzverwaltung von 
der Erstattung einer Anzeige (§ 80) absehen.

§ 143 (VEREINFACHTES VERFAHREN)

(1)
Die Finanzstrafbehörde erster Instanz kann ein Strafverfah-
ren ohne mündliche Verhandlung und ohne Fällung eines 
Erkenntnisses durch Strafverfügung beenden, wenn der 
Sachverhalt nach Ansicht der Finanzstrafbehörde durch die 
Angaben des Beschuldigten oder durch das Untersuchungs-
ergebnis, zu dem der Beschuldigte Stellung zu nehmen Ge-
legenheit hatte, ausreichend geklärt ist; ist der Sachverhalt 
schon durch das Ermittlungsergebnis des Abgabenverfah-
rens oder des Vorverfahrens (§ 82 Abs. 1), zu welchem der 
Täter Stellung zu nehmen Gelegenheit hatte, ausreichend 
geklärt, so kann das Finanzvergehen auch ohne Durchfüh-
rung eines Untersuchungsverfahrens durch Strafverfügung 
geahndet werden (vereinfachtes Verfahren).

(2)
Für die Zuziehung von Nebenbeteiligten gilt § 122.

Tritt die Staatsanwaltschaft in der Hauptverhandlung von 
der Anklage zurück, so ist eine Erklärung nach Abs. 1 so-
gleich abzugeben. Erfolgt dies nicht, ist der Privatbeteiligte 
zur Hauptverhandlung trotz ordnungsgemäßer Ladung 
nicht erschienen oder unterlässt er es, in der Hauptver-
handlung zur Aufrechterhaltung der Anklage erforderliche 
Anträge zu stellen, so ist der Angeklagte freizusprechen 
(§ 259 Z. 2).

(3)
Eine Strafverfügung ist ausgeschlossen,

a)	 wenn die Durchführung der mündlichen Verhandlung 
und die Fällung des Erkenntnisses gemäß § 58 Abs. 2 
einem Spruchsenat obliegt,

b)	wenn die Voraussetzungen für ein Verfahren gegen 
Personen unbekannten Aufenthalts (§ 147) oder für ein 
selbstständiges Verfahren (§ 148) gegeben sind.
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BUNDES-VERFASSUNGSGESETZ

ARTIKEL 133
(1)

Der Verwaltungsgerichtshof erkennt über

1.	 Revisionen gegen das Erkenntnis eines Verwaltungs
gerichts wegen Rechtswidrigkeit;

2.	 Anträge auf Fristsetzung wegen Verletzung der 
Entscheidungspflicht durch ein Verwaltungsgericht;

3.	 Kompetenzkonflikte zwischen Verwaltungsgerichten 
oder zwischen einem Verwaltungsgericht und dem 
Verwaltungsgerichtshof.

ARTIKEL 144
(1)

Der Verfassungsgerichtshof erkennt über Beschwerden 
gegen das Erkenntnis eines Verwaltungsgerichts, soweit 
der Beschwerdeführer durch das Erkenntnis in einem 
verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht oder wegen 
Anwendung einer gesetzwidrigen Verordnung, einer ge-
setzwidrigen Kundmachung über die Wiederverlautbarung 
eines Gesetzes (Staatsvertrags), eines verfassungswidrigen 
Gesetzes oder eines rechtswidrigen Staatsvertrags in seinen 
Rechten verletzt zu sein behauptet.

(2)
Der Verfassungsgerichtshof kann die Behandlung einer 
Beschwerde bis zur Verhandlung durch Beschluss ablehnen, 
wenn sie keine hinreichende Aussicht auf Erfolg hat oder 
von der Entscheidung die Klärung einer verfassungsrechtli-
chen Frage nicht zu erwarten ist.

(3)
Findet der Verfassungsgerichtshof, dass durch das ange-
fochtene Erkenntnis des Verwaltungsgerichts ein Recht im 
Sinne des Abs. 1 nicht verletzt wurde, hat er auf Antrag 
des Beschwerdeführers die Beschwerde zur Entscheidung 
darüber, ob der Beschwerdeführer durch das Erkenntnis in 
einem sonstigen Recht verletzt wurde, dem Verwaltungsge-
richtshof abzutreten. Auf Beschlüsse gemäß Abs. 2 ist der 
erste Satz sinngemäß anzuwenden.

(4)
Auf die Beschlüsse der Verwaltungsgerichte sind die für 
ihre Erkenntnisse geltenden Bestimmungen dieses Artikels 
sinngemäß anzuwenden. Inwieweit gegen Beschlüsse der 
Verwaltungsgerichte Beschwerde erhoben werden kann, 
bestimmt das die Organisation und das Verfahren des 
Verfassungsgerichtshofs regelnde besondere Bundesgesetz.

(5)
Soweit das Erkenntnis oder der Beschluss des Verwaltungs
gerichts die Zulässigkeit der Revision zum Inhalt hat, ist 
eine Beschwerde gemäß Abs. 1 unzulässig.

AUSSERSTREITGESETZ

§ 161 ENTSCHEIDUNG ÜBER DAS ERBRECHT

(1)
Das Gericht hat im Rahmen des Vorbringens der Parteien 
und ihrer Beweisanbote das Erbrecht der Berechtigten fest-
zustellen und die übrigen Erbantrittserklärungen abzuwei-
sen. Darüber kann mit gesondertem Beschluss (§ 36 Abs. 
2) oder mit dem Einantwortungsbeschluss entschieden 
werden.

(2)
Auch während des Verfahrens über das Erbrecht sind all 
jene Abhandlungsmaßnahmen weiterzuführen, die von der 
Feststellung des Erbrechts unabhängig sind.

§ 162

Im Verfahren über das Erbrecht ist mündlich zu verhandeln.  
Die Parteien können sich nur durch einen Rechtsanwalt ver-
treten lassen; übersteigt der Wert der Aktiven der Verlassen-
schaft voraussichtlich 5.000 Euro, so müssen sie sich durch 
einen Rechtsanwalt vertreten lassen. Stellt sich im Verfahren 
heraus, dass der Wert der Aktiven diesen Betrag übersteigt, 
so hat das Gericht dies den Parteien bekannt zu geben und 
ihnen zur Bevollmächtigung eines Vertreters eine Frist zu 
setzen.

§ 163

(1)
Vereinbaren die Parteien vor dem Gericht Ruhen des 
Verfahrens über das Erbrecht oder treten andere Fälle der 
§§ 25 bis 29 ein, so hat das Gericht den Gerichtskommissär 
davon zu verständigen.

(2)
Setzen die Parteien das Verfahren über das Erbrecht nach 
Ablauf der Ruhensfrist nicht fort, so hat das Gericht sie zur 
Stellung geeigneter Anträge innerhalb einer zu bestimmenden 
Frist aufzufordern. Versäumt ein Erbansprecher diese Frist, so 
ist das Verlassenschaftsverfahren ohne Berücksichtigung seiner 
Erbantrittserklärung fortzusetzen. Auf diese Rechtsfolge ist er 
im Aufforderungsbeschluss hinzuweisen.

§ 164

Gibt eine Partei erst nach Feststellung des Erbrechts, aber 
bevor das Gericht an den Beschluss über die Einantwortung 
gebunden ist, eine Erbantrittserklärung ab, so ist neuerlich 
im Sinne der §§ 160 bis 163 vorzugehen, wobei auch eine 
Abweisung der Erbantrittserklärung, die Grundlage der 
früheren Entscheidung über das Erbrecht war, zulässig ist. 
Später sind erbrechtliche Ansprüche nur noch mit Klage 
geltend zu machen.

ALLGEMEINES BÜRGERLICHES GESETZ-
BUCH (ABGB)

§ 1325

Wer jemanden an seinem Körper verletzt, bestreitet die 
Heilungskosten des Verletzten; ersetzt ihm den entgange-
nen oder, wenn der Beschädigte zum Erwerb unfähig wird, 
auch den künftig entgehenden Verdienst und bezahlt ihm 
auf Verlangen überdies ein den erhobenen Umständen 
angemessenes Schmerzensgeld.

§ 1326

Ist die verletzte Person durch die Misshandlung verunstaltet 
worden; so muss, zumal wenn sie weiblichen Geschlechts 
ist, insofern auf diesen Umstand Rücksicht genommen 
werden, als ihr besseres Fortkommen dadurch verhindert 
werden kann.
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DATENSCHUTZ-GRUNDVERORDNUNG 
(DSGVO)

ARTIKEL 15	 
AUSKUNFTSRECHT DER BETROFFENEN PERSON

(1)
Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verant-
wortlichen eine Bestätigung darüber zu verlangen, ob sie 
betreffende personenbezogene Daten verarbeitet werden; 
ist dies der Fall, so hat sie ein Recht auf Auskunft über diese 
personenbezogenen Daten und auf folgende Informatio-
nen:

1.	 die Verarbeitungszwecke;

2.	 die Kategorien personenbezogener Daten, die verarbei-
tet werden;

3.	 die Empfänger oder Kategorien von Empfängern, 
gegenüber denen die personenbezogenen Daten 
offengelegt worden sind oder noch offengelegt werden, 
insbesondere bei Empfängern in Drittländern oder bei 
internationalen Organisationen;

4.	 falls möglich die geplante Dauer, für die die personenbe-
zogenen Daten gespeichert werden, oder, falls dies nicht 
möglich ist, die Kriterien für die Festlegung dieser Dauer;

5.	 das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung oder Lö-
schung der sie betreffenden personenbezogenen Daten 
oder auf Einschränkung der Verarbeitung durch den 
Verantwortlichen oder eines Widerspruchsrechts gegen 
diese Verarbeitung;

6.	 das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Auf-
sichtsbehörde;

7.	 wenn die personenbezogenen Daten nicht bei der 
betroffenen Person erhoben werden, alle verfügbaren 
Informationen über die Herkunft der Daten;

8.	 das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfin-
dung einschließlich Profiling gemäß Artikel 22 Absätze 
1 und 4 und  – zumindest in diesen Fällen – aussage-
kräftige Informationen über die involvierte Logik sowie 
die Tragweite und die angestrebten Auswirkungen einer 
derartigen Verarbeitung für die betroffene Person.

(2)
Werden personenbezogene Daten an ein Drittland oder 
an eine internationale Organisation übermittelt, so hat die 
betroffene Person das Recht, über die geeigneten Garantien 
gemäß Artikel 46 im Zusammenhang mit der Übermittlung 
unterrichtet zu werden.

(3)
Der Verantwortliche stellt eine Kopie der personenbezo-
genen Daten, die Gegenstand der Verarbeitung sind, zur 
Verfügung. Für alle weiteren Kopien, die die betroffene 
Person beantragt, kann der Verantwortliche ein angemes-
senes Entgelt auf der Grundlage der Verwaltungskosten 
verlangen. Stellt die betroffene Person den Antrag elek-
tronisch, so sind die Informationen in einem gängigen 
elektronischen Format zur Verfügung zu stellen, sofern sie 
nichts anderes angibt.

(4)
Das Recht auf Erhalt einer Kopie gemäß Absatz 1b darf die 
Rechte und Freiheiten anderer Personen nicht beeinträch-
tigen.

ARTIKEL 16	 
RECHT AUF BERICHTIGUNG

Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortli-
chen unverzüglich die Berichtigung sie betreffender unrich-
tiger personenbezogener Daten zu verlangen. Unter Berück-
sichtigung der Zwecke der Verarbeitung hat die betroffene 
Person das Recht, die Vervollständigung unvollständiger 
personenbezogener Daten – auch mittels einer ergänzenden 
Erklärung – zu verlangen.

ARTIKEL 17	 
RECHT AUF LÖSCHUNG  
(„RECHT AUF VERGESSENWERDEN“)

(1)
Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortli-
chen zu verlangen, dass sie betreffende personenbezogene 
Daten unverzüglich gelöscht werden, und der Verantwortli-
che ist verpflichtet, personenbezogene Daten unverzüglich 
zu löschen, sofern einer der folgenden Gründe zutrifft:

1.	 Die personenbezogenen Daten sind für die Zwecke, 
für die sie erhoben oder auf sonstige Weise verarbeitet 
wurden, nicht mehr notwendig.

2.	 Die betroffene Person widerruft ihre Einwilligung, auf die 
sich die Verarbeitung gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buch-
stabe a oder Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a stützte, und 
es fehlt an einer anderweitigen Rechtsgrundlage für die 
Verarbeitung.

3.	 Die betroffene Person legt gemäß Artikel 21 Absatz 1 
Widerspruch gegen die Verarbeitung ein und es liegen 
keine vorrangigen berechtigten Gründe für die Verarbei-
tung vor, oder die betroffene Person legt gemäß Artikel 
21 Absatz 2 Widerspruch gegen die Verarbeitung ein.

4.	 Die personenbezogenen Daten wurden unrechtmäßig 
verarbeitet.

5.	 Die Löschung der personenbezogenen Daten ist zur 
Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung nach dem Uni-
onsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten erforder-
lich, dem der Verantwortliche unterliegt.

6.	 Die personenbezogenen Daten wurden in Bezug auf 
angebotene Dienste der Informationsgesellschaft gemäß 
Artikel 8 Absatz 1 erhoben.

(2)
Hat der Verantwortliche die personenbezogenen Daten 
öffentlich gemacht und ist er gemäß Absatz 1 zu deren Lö-
schung verpflichtet, so trifft er unter Berücksichtigung der 
verfügbaren Technologie und der Implementierungskosten 
angemessene Maßnahmen, auch technischer Art, um für 
die Datenverarbeitung Verantwortliche, die die personen-
bezogenen Daten verarbeiten, darüber zu informieren, dass 
eine betroffene Person von ihnen die Löschung aller Links 
zu diesen personenbezogenen Daten oder von Kopien oder 
Replikationen dieser personenbezogenen Daten verlangt 
hat.
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(3)
Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, soweit die Verarbeitung 
erforderlich ist

1.	 zur Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäußerung 
und Information;

2.	 zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, die die 
Verarbeitung nach dem Recht der Union oder der 
Mitgliedstaaten, dem der Verantwortliche unterliegt, 
erfordert, oder zur Wahrnehmung einer Aufgabe, die im 
öffentlichen Interesse liegt oder in Ausübung öffentlicher 
Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen übertragen 
wurde;

3.	 aus Gründen des öffentlichen Interesses im Bereich der 
öffentlichen Gesundheit gemäß Artikel 9 Absatz 2 Buch-
staben h und i sowie Artikel 9 Absatz 3;

4.	 für im öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, 
wissenschaftliche oder historische Forschungszwecke 
oder für statistische Zwecke gemäß Artikel 89 Absatz 1, 
soweit das in Absatz 1 genannte Recht voraussichtlich 
die Verwirklichung der Ziele dieser Verarbeitung unmög-
lich macht oder ernsthaft beeinträchtigt, oder

5.	 zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von 
Rechtsansprüchen.

ARTIKEL 18	  
RECHT AUF EINSCHRÄNKUNG DER  
VERARBEITUNG

(1)
Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwort-
lichen die Einschränkung der Verarbeitung zu verlangen, 
wenn eine der folgenden Voraussetzungen gegeben ist:

1.	 die Richtigkeit der personenbezogenen Daten von der 
betroffenen Person bestritten wird, und zwar für eine 
Dauer, die es dem Verantwortlichen ermöglicht, die 
Richtigkeit der personenbezogenen Daten zu überprü-
fen,

2.	 die Verarbeitung unrechtmäßig ist und die betroffene 
Person die Löschung der personenbezogenen Daten 
ablehnt und stattdessen die Einschränkung der Nutzung 
der personenbezogenen Daten verlangt;

3.	 der Verantwortliche die personenbezogenen Daten für 
die Zwecke der Verarbeitung nicht länger benötigt, 
die betroffene Person sie jedoch zur Geltendmachung, 
Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen 
benötigt, oder

4.	 die betroffene Person Widerspruch gegen die Verarbei-
tung gemäß Artikel 21 Absatz 1 eingelegt hat, solange 
noch nicht feststeht, ob die berechtigten Gründe des 
Verantwortlichen gegenüber denen der betroffenen 
Person überwiegen.

(2)
Wurde die Verarbeitung gemäß Absatz 1 eingeschränkt, so 
dürfen diese personenbezogenen Daten – von ihrer Spei-
cherung abgesehen – nur mit Einwilligung der betroffenen 
Person oder zur Geltendmachung, Ausübung oder Vertei-
digung von Rechtsansprüchen oder zum Schutz der Rechte 
einer anderen natürlichen oder juristischen Person oder aus 

Gründen eines wichtigen öffentlichen Interesses der Union 
oder eines Mitgliedstaats verarbeitet werden.

(3)
Eine betroffene Person, die eine Einschränkung der 
Verarbeitung gemäß Absatz 1 erwirkt hat, wird von dem 
Verantwortlichen unterrichtet, bevor die Einschränkung 
aufgehoben wird.

ARTIKEL 20	  
RECHT AUF DATENÜBERTRAGBARKEIT

(1)
Die betroffene Person hat das Recht, die sie betreffenden 
personenbezogenen Daten, die sie einem Verantwortlichen 
bereitgestellt hat, in einem strukturierten, gängigen und 
maschinenlesbaren Format zu erhalten, und sie hat das 
Recht, diese Daten einem anderen Verantwortlichen ohne 
Behinderung durch den Verantwortlichen, dem die perso-
nenbezogenen Daten bereitgestellt wurden, zu übermit-
teln, sofern

1.	 die Verarbeitung auf einer Einwilligung gemäß Artikel 6 
Absatz 1 Buchstabe a oder Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a 
oder auf einem Vertrag gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buch-
stabe b beruht und

2.	 die Verarbeitung mithilfe automatisierter Verfahren 
erfolgt.

(2)
Bei der Ausübung ihres Rechts auf Datenübertragbarkeit 
gemäß Absatz 1 hat die betroffene Person das Recht, zu 
erwirken, dass die personenbezogenen Daten direkt von 
einem Verantwortlichen einem anderen Verantwortlichen 
übermittelt werden, soweit dies technisch machbar ist.

(3)
Die Ausübung des Rechts nach Absatz 1 des vorliegenden 
Artikels lässt Artikel 17 unberührt. Dieses Recht gilt nicht für 
eine Verarbeitung, die für die Wahrnehmung einer Aufgabe 
erforderlich ist, die im öffentlichen Interesse liegt oder in 
Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt, die dem Verantwort-
lichen übertragen wurde.

(4)
Das Recht gemäß Absatz 2 darf die Rechte und Freiheiten 
anderer Personen nicht beeinträchtigen.

ARTIKEL 21	  
WIDERSPRUCHSRECHT

(1)
Die betroffene Person hat das Recht, aus Gründen, die sich 
aus ihrer besonderen Situation ergeben, jederzeit gegen die 
Verarbeitung sie betreffender personenbezogener Daten, 
die aufgrund von Artikel 6 Absatz 1 Buchstaben e oder f 
erfolgt, Widerspruch einzulegen; dies gilt auch für ein auf 
diese Bestimmungen gestütztes Profiling. Der Verantwortli-
che verarbeitet die personenbezogenen Daten nicht mehr, 
es sei denn, er kann zwingende schutzwürdige Gründe für 
die Verarbeitung nachweisen, die die Interessen, Rechte 
und Freiheiten der betroffenen Person überwiegen, oder 
die Verarbeitung dient der Geltendmachung, Ausübung 
oder Verteidigung von Rechtsansprüchen.

(2)
Werden personenbezogene Daten verarbeitet, um Direkt-
werbung zu betreiben, so hat die betroffene Person das 
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Recht, jederzeit Widerspruch gegen die Verarbeitung sie 
betreffender personenbezogener Daten zum Zwecke derar-
tiger Werbung einzulegen; dies gilt auch für das Profiling, 
soweit es mit solcher Direktwerbung in Verbindung steht.

(3)
Widerspricht die betroffene Person der Verarbeitung für 
Zwecke der Direktwerbung, so werden die personenbezo-
genen Daten nicht mehr für diese Zwecke verarbeitet.

(4)
Die betroffene Person muss spätestens zum Zeitpunkt der 
ersten Kommunikation mit ihr ausdrücklich auf das in den 
Absätzen 1 und 2 genannte Recht hingewiesen werden; 
dieser Hinweis hat in einer verständlichen und von anderen 
Informationen getrennten Form zu erfolgen.

(5)
Im Zusammenhang mit der Nutzung von Diensten der In-
formationsgesellschaft kann die betroffene Person ungeach-
tet der Richtlinie 2002/58/EG ihr Widerspruchsrecht mittels 
automatisierter Verfahren ausüben, bei denen technische 
Spezifikationen verwendet werden.

(6)
Die betroffene Person hat das Recht, aus Gründen, die 
sich aus ihrer besonderen Situation ergeben, gegen die sie 
betreffende Verarbeitung sie betreffender personenbezo-
gener Daten, die zu wissenschaftlichen oder historischen 
Forschungszwecken oder zu statistischen Zwecken gemäß 
Artikel 89 Absatz 1 erfolgt, Widerspruch einzulegen, es sei 
denn, die Verarbeitung ist zur Erfüllung einer im öffentlichen 
Interesse liegenden Aufgabe erforderlich.

INFORMATIONSBLATT ZUR  
DATENVERARBEITUNG

VORBEMERKUNG
Versicherungen können heute ihre Aufgaben nur noch 
mithilfe der elektronischen Datenverarbeitung (EDV) 
erfüllen. Nur so lassen sich Vertragsverhältnisse korrekt, 
schnell und wirtschaftlich abwickeln; auch bietet die EDV 
einen besseren Schutz der Versichertengemeinschaft vor 
missbräuchlichen Handlungen als die bisherigen manuellen 
Verfahren. Die Verarbeitung der uns bekannt gegebenen 
Daten zu Ihrer Person wird durch das Datenschutzgesetz 
(DSG) geregelt. Danach ist die Datenverarbeitung und 
-nutzung zulässig, wenn das DSG oder eine andere Rechts-
vorschrift sie erlaubt oder wenn der Betroffene eingewilligt 
hat. Das DSG erlaubt die Datenverarbeitung und -nutzung 
stets, wenn dies im Rahmen der Zweckbestimmung eines 
Vertragsverhältnisses oder vertragsähnlichen Vertrauens-
verhältnisses geschieht oder soweit es zur Wahrnehmung 
berechtigter Interessen der speichernden Stelle erforder-
lich ist und kein Grund zu der Annahme besteht, dass das 
schutzwürdige Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss 
der Verarbeitung oder Nutzung überwiegt.

EINWILLIGUNGSERKLÄRUNG
Unabhängig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden 
Interessenabwägung und im Hinblick auf eine sichere 
Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung ist in Ihren 
Versicherungsantrag eine Einwilligungserklärung nach dem 
DSG aufgenommen worden. Diese gilt über die Been-
digung des Versicherungsvertrags hinaus, endet jedoch 
schon mit Ablehnung des Antrags oder durch Ihren jeder-
zeit möglichen Widerruf. Wird die Einwilligungserklärung 
bei Antragstellung ganz oder teilweise gestrichen, kommt 
es unter Umständen nicht zu einem Vertragsabschluss. 
Trotz Widerruf gemäß dem Konsumentenschutzgesetz oder 
ganz beziehungsweise teilweise gestrichener Einwilligungs-
erklärung kann eine Datenverarbeitung und -nutzung in 
dem begrenzten gesetzlich zulässigen Rahmen, wie in der 
Vorbemerkung beschrieben, erfolgen.

Im Folgenden wollen wir Ihnen einige wesentliche Beispiele 
für die Datenverarbeitung und -nutzung nennen.

(1)
DATENSPEICHERUNG BEI IHREM VERSICHERER

Wir speichern Daten, die für den Versicherungsvertrag 
notwendig sind. Das sind zunächst Ihre Angaben im Antrag 
(Antragsdaten). Weiter werden zum Vertrag versicherungs-
technische Daten wie Kundennummer (Partnernummer), 
Versicherungssumme, Versicherungsdauer, Prämie, Bank-
verbindung sowie erforderlichenfalls die Angaben eines 
Dritten, zum Beispiel eines Vermittlers oder eines Sachver-
ständigen, geführt (Vertragsdaten). Bei einem Versiche-
rungsfall speichern wir Ihre Angaben zum Schaden und 
gegebenenfalls auch Angaben von Dritten.

(2)
DATENÜBERMITTLUNG AN RÜCKVERSICHERER

Im Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versiche-
rer stets auf einen Ausgleich der von ihm übernommenen 
Risiken achten. Deshalb geben wir in vielen Fällen einen Teil 
der Risiken an Rückversicherer im In- und Ausland ab. Diese 
Rückversicherer benötigen ebenfalls entsprechende versiche-
rungstechnische Angaben von uns, wie Versicherungsnum-
mer, Prämie, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos 
und Risikozuschlags sowie im Einzelfall auch Ihre Personali-
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en. Soweit Rückversicherer bei der Risiko- und Schadenbe-
urteilung mitwirken, werden ihnen auch die dafür erforder-
lichen Unterlagen zur Verfügung gestellt. In einigen Fällen 
bedienen sich die Rückversicherer weiterer Rückversicherer, 
denen sie ebenfalls entsprechende Daten übergeben.

(3)
DATENÜBERMITTLUNG AN ANDERE VERSICHERER

Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat der Versicher-
te bei Antragstellung, jeder Vertragsänderung und im 
Schadenfall dem Versicherer alle für die Einschätzung des 
Wagnisses und die Schadenabwicklung wichtigen Umstän-
de anzugeben. Hierzu gehören zum Beispiel frühere Versi-
cherungsfälle oder Mitteilungen über gleichartige andere 
Versicherungen (beantragte, bestehende, abgelehnte oder 
gekündigte). Um Versicherungsmissbrauch zu verhindern, 
eventuelle Widersprüche in den Angaben des Versicherten 
aufzuklären oder um Lücken bei den Feststellungen zum 
entstandenen Schaden zu schließen, kann es erforderlich 
sein, andere Versicherer um Auskunft zu bitten oder ent-
sprechende Auskünfte auf Anfragen zu erteilen.

Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen (Doppelversi-
cherungen, Mitversicherung, gesetzlicher Forderungsüber-
gang sowie bei Teilungsabkommen) eines Austauschs von 
personenbezogenen Daten unter den Versicherern. Dabei 
werden Daten des Betroffenen weitergegeben, zum Beispiel 
Name und Anschrift, Kfz-Kennzeichen, Art des Versiche-
rungsschutzes und des Risikos oder Angaben zum Schaden 
wie Schadenhöhe und Schadentag.

(4)
WEITERE AUSKÜNFTE UND ERLÄUTERUNGEN ÜBER IHRE 
RECHTE

Sie haben als Betroffener nach dem Datenschutzgesetz 
neben dem eingangs erwähnten Widerrufsrecht ein Recht 
auf Auskunft sowie unter bestimmten Voraussetzungen 
ein Recht auf Berichtigung, Sperrung oder Löschung Ihrer 
in einer Datei gespeicherten Daten. Wegen eventueller 
weiterer Auskünfte und Erläuterungen wenden Sie sich 
bitte an den betrieblichen Datenschutzbeauftragten Ihres 
Versicherers. Richten Sie auch ein etwaiges Verlangen auf 
Auskunft, Berichtigung, Sperrung oder Löschung wegen 
der beim Rückversicherer gespeicherten Daten stets an 
Ihren Versicherer.

(5)
GESUNDHEITSDATEN GEMÄSS § 11 A VersVG

(5.1.)
Der Versicherer darf im Zusammenhang mit Versicherungs-
verhältnissen, bei welchen der Gesundheitszustand des 
Versicherten oder eines Geschädigten erheblich ist, perso-
nenbezogene Gesundheitsdaten verwenden, soweit dies

1.	 zur Beurteilung, ob und zu welchen Bedingungen ein Versi-
cherungsvertrag abgeschlossen oder geändert wird, oder

2.	 zur Verwaltung bestehender Versicherungsverträge oder

3.	 zur Beurteilung und Erfüllung von Ansprüchen aus 
einem Versicherungsvertrag unerlässlich ist. Das Verbot 
der Ermittlung genanalytischer Daten gemäß § 67 Gen-
technikgesetz bleibt unberührt.

(5.2.)
Versicherer dürfen personenbezogene Gesundheitsdaten 
für die in Abs. 1 genannten Zwecke nur auf folgende Art 
ermitteln:

1.	 durch Befragung der Person, die versichert werden soll 
oder bereits versichert ist, beziehungsweise durch Befra-
gung des Geschädigten oder

2.	 anhand der vom Versicherungsnehmer oder vom Ge-
schädigten beigebrachten Unterlagen oder

3.	 durch Auskünfte von Dritten bei Vorliegen einer für 
den Einzelfall erteilten ausdrücklichen Zustimmung des 
Betroffenen oder

4.	 zur Beurteilung und Erfüllung von Ansprüchen aus 
einem konkreten Versicherungsfall durch Auskünfte von 
untersuchenden oder behandelnden Ärzten, Kranken-
anstalten oder sonstigen Einrichtungen der Krankenver-
sorgung oder Gesundheitsvorsorge über Diagnose sowie 
Art und Dauer der Behandlung, sofern der Betroffene 
dem ausdrücklich schriftlich zugestimmt und dies im 
Einzelfall nicht untersagt hat, oder

5.	 durch Heranziehung sonstiger, dem Versicherer recht
mäßigerweise bekannt gewordener Daten; diese sind dem 
Betroffenen mitzuteilen; es steht ihm das Widerspruchsrecht 
gemäß § 28 Datenschutzgesetz 2000 zu.

(5.3.)
Soweit eine ausdrückliche, den einzelnen Übermittlungsfall 
betreffende Zustimmung des Betroffenen nicht vorliegt, 
dürfen Versicherer Gesundheitsdaten für die in Abs. 1 ge-
nannten Zwecke nur an folgende Empfänger übermitteln:

1.	 untersuchende oder behandelnde Ärzte, Krankenanstal-
ten oder sonstige Einrichtungen der Krankenversorgung 
oder Gesundheitsvorsorge oder

2.	 Sozialversicherungsträger, Rückversicherer oder Mitver-
sicherer oder

3.	 andere Versicherer, die bei der Abwicklung von Ansprü-
chen aus einem Versicherungsfall mitwirken, oder

4.	 vom Versicherer herangezogene befugte Sachverständi-
ge oder

5.	 gewillkürte oder gesetzliche Vertreter des Betroffenen 
oder

6.	 Gerichte, Verwaltungsbehörden, Schlichtungsstellen 
und sonstige Einrichtungen der Streitbeilegung und ihre 
Organe, einschließlich der von ihnen bestellten Sachver-
ständigen.

(5.4.)
Der Versicherer ist verpflichtet, auf Verlangen des Versiche-
rungsnehmers oder jedes Versicherten Auskunft über und 
Einsicht in Gutachten zu geben, die aufgrund einer ärzt-
lichen Untersuchung eines Versicherten erstattet worden 
sind, wenn die untersuchte Person der Auskunftserteilung 
beziehungsweise der Einsichtgewährung zustimmt.

(5.5.)
Gemäß Abs. 1 und 2 erhobene Gesundheitsdaten unter-
liegen dem besonderen Geheimnisschutz des § 108 a VAG 
mit der Maßgabe, dass das Vorliegen eines berechtigten 
privaten Interesses an der Weitergabe außerhalb der Fälle 
der Abs. 1 und 3 ausgeschlossen ist. Derartige Daten sind 
umgehend zu löschen, sobald sie nicht mehr für einen 
rechtlich zulässigen Zweck aufbewahrt werden; dies gilt 
insbesondere im Zusammenhang mit Gesundheitsdaten, 
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die in Vorbereitung eines nicht zustande gekommenen 
Versicherungsvertrags erhoben wurden.

(6)
DATENVERARBEITUNG INNER- UND AUSSERHALB DER 
UNTERNEHMENSGRUPPE

Einzelne Versicherungsbranchen (zum Beispiel Lebens-, 
Kranken-, Sachversicherung) werden durch rechtlich selbst-
ständige Unternehmen betrieben. Um den Kunden einen 
umfassenden Versicherungsschutz anbieten zu können, 
arbeiten die Unternehmen häufig in Unternehmensgrup-
pen zusammen. Zur Kostenersparnis werden dabei einzelne 
Bereiche zentralisiert, wie das Inkasso oder die Datenver-
arbeitung. So wird zum Beispiel Ihre Adresse nur einmal 
gespeichert, auch wenn Sie Verträge mit verschiedenen 
Unternehmen der Gruppe abschließen; und auch Ihre Versi-
cherungsnummer, die Art der Verträge, gegebenenfalls Ihr 
Geburtsdatum, Ihre Kontonummer und Bankleitzahl, das 
heißt Ihre allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungs-
daten, werden in einer zentralen Datensammlung geführt. 
Dabei sind die sogenannten Partnerdaten (zum Beispiel 
Name, Adresse, Kundennummer, Kontonummer, Bank-
leitzahl, bestehende Verträge) von allen Unternehmen der 
Gruppe abfragbar. Auf diese Weise kann eingehende Post 
immer richtig zugeordnet und bei telefonischen Anfra-
gen sofort der zuständige Partner genannt werden. Auch 
Geldeingänge können so in Zweifelsfällen ohne Rückfra-
gen korrekt verbucht werden. Die übrigen allgemeinen 
Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten sind dagegen nur 
von den Versicherungsunternehmen der Gruppe abfragbar. 
Obwohl alle diese Daten nur zur Beratung und Betreuung 
des jeweiligen Kunden durch die einzelnen Unternehmen 
verwendet werden, spricht das Gesetz auch hier von 
„Datenübermittlung“, bei der die Vorschriften des Daten-
schutzgesetzes (DSG) zu beachten sind. Branchenspezifi-
sche Daten – wie zum Beispiel Gesundheits- oder Bonitäts-
daten – bleiben dagegen unter ausschließlicher Verfügung 
der jeweiligen Unternehmen.

Der ROLAND-Gruppe gehören zurzeit folgende  
Unternehmen an:

ROLAND Rechtsschutz-Versicherungs-AG, Köln

ROLAND Schutzbrief-Versicherung AG, Köln

ROLAND Assistance GmbH, Köln

ROLAND Assistance Partner GmbH, Dresden

ROLAND ProzessFinanz AG, Köln

Jurpartner Rechtsschutz-Versicherung AG, Köln

Jurpartner Services Gesellschaft für Rechtsschutz- 
Schadenregulierung mbH, Köln

WAS TUN IM SCHADENFALL?

WAS SIE IM SCHADENFALL BEACHTEN MÜSSEN:

Schadenanzeige

Bitte melden Sie Ihren Schaden direkt nach Eintritt des 
Versicherungsfalls telefonisch unter

+43 1 718 77 33-0

oder senden Sie Ihre Schadenanzeige an

ROLAND
Rechtsschutz-Versicherungs-AG
Direktion für Österreich
Mariannengasse 14
A-1090 Wien
roland.info@roland-rechtsschutz.at
Telefon +43 1 718 77 33-0
Telefax +43 1 718 77 33-30

Geben Sie eine detaillierte Sachverhaltsschilderung. Nach 
Eingang der Schadenmeldung werden wir uns unverzüglich 
melden.

Rechtsanwaltsbeauftragung

Ihre Interessen werden durch einen Rechtsanwalt wahrge-
nommen. Es besteht freie Anwaltswahl. 

Näheres zur örtlichen Begrenzung des Wahlrechts ergibt 
sich aus Art. 10 Punkt 3 ARB.

Der Rechtsanwalt wird von uns in Ihrem Namen beauftragt. 
Wenn Sie sich im Rahmen Ihres Wahlrechts nach einem Ver-
sicherungsfall sofort unmittelbar mit einem Rechtsanwalt 
in Verbindung setzen wollen, sind wir damit einverstanden. 
Voraussetzung ist jedoch, dass Sie oder Ihr Rechtsanwalt 
uns hierüber anschließend unverzüglich benachrichtigen. 
Wollen Sie sichergehen, ob in Ihrem Fall Versicherungs-
schutz besteht, empfehlen wir, sich vor der Beauftragung 
des Rechtsanwalts mit uns abzustimmen.

Kostenrechnungen

Schicken Sie uns Rechnungen von Rechtsanwälten, Gerich-
ten und Verwaltungsbehörden sowie Exekutionstitel, die 
Ihnen zugehen, unverzüglich zu. Die Rechtsanwaltskosten 
werden von uns direkt an den Anwalt überwiesen. Wenn 
kurze Fristen einzuhalten sind, möchten wir Sie bitten, 
eventuell sofort fällige Gerichts- und Rechtsanwaltskosten 
vorzustrecken. Den auf uns entfallenden Betrag werden wir 
umgehend erstatten.

Haftpflichtansprüche

Wenn bei einem Kraftfahrzeugunfall der Gegner Schaden-
ersatzansprüche gegen Sie geltend macht, teilen Sie dies 
bitte unverzüglich Ihrer eigenen Fahrzeug-Haftpflicht-
Versicherung mit. Für die Abwehr unbegründeter Ansprü-
che ist nicht der Rechtsschutz-Versicherer, sondern der 
Fahrzeug-Haftpflicht-Versicherer zuständig. Dies gilt auch 
dann, wenn der Gegner in einem von Ihnen angestrengten 
Schadenersatz-Prozess wegen seiner angeblichen Ersatzan-
sprüche Kompensandoeinwendungen erhebt.
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ROLAND
Rechtsschutz-Versicherungs-AG
Direktion für Österreich

Mariannengasse 14
A-1090 Wien

Telefon +43 1 718 77 33-0
Telefax +43 1 718 77 33-30

www.roland-rechtsschutz.at
roland.info@roland-rechtsschutz.at

ROLAND. Wenn’s um Ihre Rechte geht!

Die ROLAND Rechtsschutz-Versicherungs-AG mit 
Hauptsitz in Köln zählt zu den führenden Rechts-
schutz-Versicherern in Deutschland und ist seit 1994 
auch in Österreich mit eigener Niederlassung in Wien 
tätig. Einen besonderen Namen hat sich ROLAND 
seit jeher als Spezialanbieter innovativer Deckungs-
konzepte gemacht.




